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Weichen gestellt für den Justizvollzug? 

Herausforderungen und Strategien

Der Strafvollzug in Deutschland braucht dringend neue Weichenstellungen, will er 
seine zukünftigen Herausforderungen bewältigen. Diese sind angesichts der Folgen 
der Föderalismusreform nicht leicht zu entwickeln, geschweige denn umzusetzen. 
Einer der profiliertesten Journalisten Deutschlands, Professor Heribert Prantl, 
kritisiert in diesem Buch, dass durch die Föderalismusreform die Debatte über den 
Strafvollzug zerstückelt und minimalisiert wurde. Sie findet und fand zwar noch 
in den einzelnen Ländern statt, aber sie findet nicht mehr zusammen. Das ist aus 
Prantls Sicht bitter, das ist eine der schlechtesten Folgen der Föderalismusreform. 
Aus seiner Sicht ist der Strafvollzug wieder dort, wo er die meiste Zeit war, seitdem 
es einen Strafvollzug gibt: im Dunkeln. Die Föderalismusreform habe etwas Schlim-
mes angerichtet: Sie habe sowohl die Wissenschaft vom Strafvollzug marginalisiert 
als auch die gesellschaftliche Debatte über den Strafvollzug gekillt.

Dabei gibt es hinter Gittern viel zu tun. Es geht um Gewaltprävention, um eine 
Neubewertung des Themas Erziehung und Behandlung, um Opferschutz und um 
die vollzugliche Berufsmoral. Da der Strafvollzug zunehmend zum Sammelbecken 
für psychiatrisch auffällige Straftäter wird, werden dringend flächendeckende Kon-
zepte benötigt. Immer mehr kranke Gefangene kommen in die Gefängnisse, was 
zu einer Kostenexplosion bei Arzneimitteln und medizinischer Versorgung führt. 
Der Strafvollzug spürt aufgrund der guten Konjunktur in Deutschland zudem den 
Fachkräftemangel. Radikalisierung, Salafismus und Islamfeindlichkeit entwickeln 
sich zu Brennpunkten. Nachweise für Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Behand-
lung im Justizvollzug werden eingefordert. Und auch das Thema Flüchtlinge ist im 
Strafvollzug angekommen. 

Mit Band 1 der neu geschaffenen Schriftenreihe von „Forum Strafvollzug“ ver-
öffentlichen wir die Vorträge der bundesweiten Fachtagung „Weichen gestellt für 
den Justizvollzug?“, die vom 27. – 29. September 2015 in der Katholischen Akademie 
Stapelfeld in Kooperation mit dem Niedersächsischen Justizministerium und dem 
Kriminalpädagogischen Verein Oldenburg stattfand. 170 Expertinnen und Experten 
und namhafte Referentinnen und Referenten diskutierten und berieten drei Tage 
über Herausforderungen und neue Strategien für den Strafvollzug. 

Gesellschaft für Fortbildung der Strafvollzugsbediensteten e.V., Wiesbaden 2016
ISSN 2366-7303

ISBN 978-3-00-052286-4
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Kapitel 4: Formen des Justizvollzugs, Jugendarrest, 
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tete

Kapitel 5: Voraussetzungen und Rahmenbedingun-
gen für die Durchführung des Sports
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Erscheinen: Sommer/Herbst 2018 | Umfang: ca. 160 Seiten | Kosten: € 20 zzgl. Porto und Verpackung
Bestellung: Druckerei der JVA Heimsheim | Mittelberg 1 | 71296 Heimsheim
Telefon: 0 70 33 - 30 01 - 410 | Fax: - 411 | E-Mail: druckerei-hhm@vaw.bwl.de

Schriftenreihe Band 3
 Jürgen Schröder

Leitfaden Sport im Justizvollzug
 Allgemeine Überlegungen und Empfehlungen



FS 3|2018 173Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

„Konsequent und liberal“, so wird in einem sehenswerten Fernsehbeitrag unser Redak-
tionsmitglied Gerd Koop anlässlich seines Ausscheidens aus dem aktiven Dienst 

als Leiter der JVA Oldenburg bezeichnet (www.rtlnord.de/nachrichten/gerd-koop-revo-
lutionaerer-leiter-der-jva-oldenburg-geht-in-den-ruhestand.html). Und eine weitere 
Schlagzeile lautete: „Revolutionärer Leiter der JVA Oldenburg geht in den Ruhestand“. Und 
wer Gerd Koop kennt, wird sagen: Ja, da ist an allem was dran! Gerd Koop ist ein kreativer 
Kopf, der für seine Überzeugung auch mal vehement streiten kann. Also 
schon manchmal ein kleiner „Revoluzzer“, auch wenn sich das im Alter 
bekanntlich immer mehr gibt. Und er ist liberal. Sein Wahlspruch, der 
sehr treffend die Notwendigkeit der Resozialisierung als Vollzugsziel 
charakterisiert, lautet: „Und morgen werden sie (die Strafgefangenen) 
wieder unsere Nachbar sein.“ Denn 96 Prozent aller Inhaftierten ver-
lassen irgendwann das Gefängnis. Und er ist konsequent: Sicherheit in 
der Anstalt ist ihm ein wichtiges Anliegen. Wer im Vollzug stört, hat 
Konsequenzen zu befürchten. Eine „saubere Anstalt“ war ihm beson-
ders wichtig. Aber natürlich auch ein gewaltfreies Klima und möglichst 
keine Drogen in der Anstalt. Und er hat mit diesem Konzept in der JVA 
Oldenburg erstaunlich positive Ergebnisse erzielt. Wenn diese Zeitschrift 
erscheint, wird Gerd Koop bereits etwa einen Monat seit dem 1. Juni im 
Ruhestand sein. Wahrscheinlich wird er noch am letzten Arbeitstag in 
der Anstalt gewesen sein. Aber Gerd Koop war ja nicht nur Anstaltsleiter, 
er war und ist Kommentator, Autor zahlreicher Fachaufsätze, Herausge-
ber von Schriftenreihen und last but not least Mitglied unserer Redak-
tion. In diesem Kreis hat er sich immer wohl gefühlt, so dass wir alle 
hoffen, dass er uns auch noch weiter in der Redaktion erhalten bleibt. 
Ad multos annos!

Und wieder ist eine weitere Etappe auf dem Weg zu einer Einbeziehung der Strafge-
fangenen und Sicherungsverwahrten in die Rentenversicherung geschafft. Anfang 

Juni hat die Justizministerkonferenz in Thüringen in einem Beschluss die Einbeziehung als 
grundsätzlich sinnvoll bezeichnet. Da es nunmehr im Wesentlichen um Änderungen im 
SGB VI geht, wurde die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz gebeten, 
sich beim Bundesminister für Arbeit und Soziales für entsprechende Änderungen einzu-
setzen, die im Hinblick auf die zu erwartenden Einsparungen für den Bundeshaushalt bei 
der Grundsicherung im Alter keine zusätzliche Belastung der Länderhaushalte verursacht.

Mit dem Thema „Nähe und Distanz“ haben wir in diesem Heft einen Schwerpunkt, 
der sich durch echte Alltagsnähe auszeichnet, in allen Spielarten des Vollzuges 

bedeutsam ist und ohne Ausnahme jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter betrifft: Wo 
Menschen miteinander zu tun haben, steht unweigerlich auch die Frage nach Nähe und 
Distanz an. Gemeint ist hier vorrangig das persönliche Verhältnis zwischen Vollzugsmit-
arbeiter*innen und Gefangenen. Ein humaner und an Wiedereingliederung orientierter 
Vollzug kann nicht auf zwischenmenschlicher Kälte aufbauen und verlangt ein bestimm-
tes Maß an Vertrauen und Öffnung. Andererseits gibt es Grenzüberschreitungen, besteht 
die Gefahr, die Rollenklarheit zu verlieren… Ein spannendes, mitunter auch heikles Thema, 
das unsere Redakteure Gesa Lürßen und Philipp Walkenhorst aufbereitet haben. Für 
weitere Einzelheiten verweise ich auf ihren Einführungsartikel auf Seite 179.

Große Aufregung und erhebliche Unsicherheit hat bei den im Vollzug Tätigen eine 
Entscheidung des Landgerichts Limburg hervorgerufen, das zwei Vollzugsbedienstete 

wegen fahrlässiger Tötung verurteilt hat. Die beiden Bediensteten hatten die Verlegung 
eines Strafgefangenen in den offenen Vollzug zu verantworten; der Gefangene hatte im 
Rahmen der Lockerung eine Geisterfahrt mit tödlichem Ausgang verschuldet.  
Forum Strafvollzug wird sich dieser Thematik im nächsten Heft ausführlicher widmen.

Die gesamte Redaktion wünscht eine interessante Lektüre. Bleiben Sie uns verbunden!

Ihr Frank Arloth

Prof. Dr. Frank Arloth

Amtschef des Bayerischen 

Staatsministerums der 

Justiz

frank.arloth@stmj.bayern.de
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// Gefangenen- und  
Bewährungshilfestatistik des 
Europarates (SPACE I & II)
Für das Berichtsjahr 2015 (Stand April 
2017) liegen nun aktualisierte Daten 
zur Gefängnispopulation (SPACE I) 
und zu unter Bewährung stehenden 
Personen (SPACE II) in europäischen 
Mitgliedsstaaten vor. 

SPACE I: An der Befragung zur 
SPACE I nahmen 47 von 52 zentralen 
Gefängnisadministrationen aus 47 
Mitgliedsstaaten des Europarates teil. 
Die Kernergebnisse aus SPACE I sind:

¡¡ 	Die europaweite Inhaftierungsrate 
lag 2015 bei 115,7 Inhaftierten pro 
100.000 Einwohner (2014 lag diese 
noch bei 124).

¡¡ 	Zum 01.09.2015 waren 1.438.126 
Personen inhaftiert, insgesamt 
24.309 weniger als im Vorjahr.

¡¡ 	Im Durchschnitt (Median) waren 
92 von 100 Haftplätzen belegt. In 
29,7% der befragten 47 Gefängni-
sadministrationen lag 2015 eine 
Überbelegung vor.

¡¡ 	Das durchschnittliche Alter (Medi-
an) der inhaftierten Personen lag 
bei 35 Jahren.

¡¡ 	Die Inhaftierung erfolgte am häu-
figsten aufgrund folgender Delik-
te: Drogenkriminalität (18,7%), 
Diebstahl (16,2%), Raub (12,6%).

¡¡ 	Die durchschnittlichen Haftkosten 
pro Tag/Inhaftiertem (Median) la-
gen 2014 bei 60 Euro, der Mittel-
wert lag bei 101 Euro. 2014 gaben 
die befragten Länder (44 Angaben) 
zusammen 26 Billionen Euro aus.

¡¡ SPACE II: Aus 47 Mitgliedsstaaten 
nahmen insgesamt 47 von 52 zent-
ralen Bewährungshilfeeinrichtun-
gen an der Befragung SPACE II teil. 
In 80% der befragten Mitglieds-
staaten ist die Bewährungshilfe 
dem nationalen Justizministerium 
zugeordnet. Die Kernergebnisse 
aus SPACE I (die für Deutschland 
aufgeführten Daten sind aus dem 
Jahr 2011) sind:

¡¡ 	Zum 31.12.2015 standen europa-
weit 1.239.426 Personen unter Be-
währung.

¡¡ 	2015 erhielten 1.172.278 Personen 
eine Unterstellung unter Bewäh-
rung, bei 1.130.444 Personen er-
folgte die Beendigung oder der 
Widerruf der Unterstellung.

¡¡ 	In Mitgliedsstaaten mit mehr als 
1 Millionen Einwohner lag die 
durchschnittliche Rate der Unter-
stellungen unter Bewährung pro 

100.000 Einwohner bei 195 (zum 
31.12.2014 waren dies 196,5).

¡¡ 	In 25 Mitgliedsstaaten des Europa-
rates kann eine Bewährungsstrafe 
für alle Strafdelikte verhängt wer-
den.

¡¡ 	Die durchschnittliche Zeit der 
Unterstellung unter Bewährung 
für Personen, die zu einer Ge-
waltstraftat oder zum einem Raub 
verurteilt wurden, liegt zwischen 
17,5 und 20,1 Monaten.

[DBH-Newsletter Nr. 7/18 vom 11.04.2018]

 9	 SPACE-Website: https://www.coe.int/en/

web/prison/space

 9	 SPACE I: https://www.dbh-online.de/

sites/default/files/space_i_2015_finalre-

port_161215_rev170425.pdf

 9	 SPACE II: https://www.dbh-online.de/

sites/default/files/space-ii_report_2015-fi-

nal-report_160313_0.pdf

// Bundesrat: Anhebung der 
Haftentschädigung

Wer nachweislich unschuldig in Haft 
saß, hat nach heutiger Rechtslage 
Anspruch auf Entschädigung von  
25 € pro Hafttag. Diese Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 
(Haftentschädigung) war Thema bei 
der Bundesratssitzung am 27. 04 2018. 
Gefordert wurde eine Anhebung der 
Entschädigungspauschale.

Nach der Vorstellung im Plenum 
wurde der Antrag an die Fachaus-
schüsse weitergeleitet, wo über eine 
konkrete Umsetzung beraten wird. 
Sobald eine Empfehlung ausgearbeitet 
ist, wird diese dem Plenum vorgelegt 
und zur Abstimmung auf die Tagesord-
nung gesetzt. Konkrete Zahlen liegen 
bisher nicht vor, Hamburg und Thürin-
gen haben eine Verdoppelung auf 50 € 
Entschädigung pro Tag vorgeschlagen. 
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) 
fordert eine Entschädigung von 100 € 
pro Hafttag. Auch die Justizminister-
konferenz, die in Eisenach tagt, hat 
dies auf der Tagesordnung. In einer am 
8. Juni 2018 gefassten Entschließung 
bittet der Bundesrat die Bundesregie-
rung, einen entsprechenden Gesetz-
entwurf auf den Weg zu bringen. 
Geregelt ist die Haftentschädigung 
im Gesetz über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG). 
[DBH-Newsletter Nr. 11/18 vom 08.06.2018]

9	 BR-Antrag Hamburg und Thüringen: htt-

ps://www.bundesrat.de/SharedDocs/druck-

sachen/2018/0101-0200/135-18.pdf?__blob=-

publicationFile&v=1 

9	 Beschluss BR: https://www.bun-

desrat.de/DE/plenum/bundesrat-kom-

pakt/18/968/968-pk.html#top-8

// Landkarte zu Besuchs-
zeitenregelungen für Kinder 
inhaftierter Eltern
Die neue Landkarte der Monito-
ring-Stelle UN-Kinderrechtskonventi-
on (UN-KRK) des Deutschen Instituts 
für Menschenrechte bildet ab, welche 
Regelungen bei Besuchen von Kindern 
bei ihrem inhaftierten Elternteil in 
den 16 Bundesländern gelten. Grund-
lage hierfür bilden eine Auswertung 
der Monitoring-Stelle der Justiz- und 
Strafvollzugsgesetze der 16 Länder 
sowie Ergebnisse einer schriftlichen 
Befragung der Landesjustizministe-
rien. 

Das Ergebnis: Wie oft und wie 
lange Kinder ihren inhaftierten 
Vater oder ihre inhaftierte Mutter 
sehen können ist davon abhängig, in 
welchem Bundesland die Haftstrafe 
angetreten wird. 

Laut UN-KRK hat jedes Kind 
das Recht auf einen regelmäßigen, 
persönlichen und direkten Kontakt 
mit beiden Elternteilen – so steht es in 
Artikel 9 der Konvention. Mit Ratifika-
tion der UN-KRK hat sich Deutschland 
dazu verpflichtet, die Vorgaben der 
Konvention für alle Kinder in Deutsch-
land zu verwirklichen. 

Claudia Kittel, die Leiterin der 
Monitoring-Stelle UN-Kinderrechts-
konvention, erklärt im Interview, was 
sich bundesweit ändern müsste, um 
die Lebenssituation von Kindern von 
Inhaftierten zu verbessern. Hilde Kug-
ler, Geschäftsführerin von Treffpunkt 
e. V., Beratungsstelle für Angehörige 
von Inhaftierten, führt im Interview 
aus, warum eine breite Vernetzung un-
terschiedlichster Akteur*innen dafür 
von großer Bedeutung ist. [DIMR v. 
20.04.2018] 

9	 Interviews: https://www.institut-fu-

er-menschenrechte.de/monitoring-stel-

le-un-krk/presse/interviews-landkarte-kin-

derrechte-kinder-von-inhaftierten/

9	  Landkarte: http://landkarte-kinderrechte.

de/jva_besuchszeiten.html

// Europarat: Richtlinien zum 
Schutz von Kindern inhaftier-
ter Eltern
Die Inhaftierung eines Elternteils hat 
für Kinder weitreichende Folgen wie 
Traumata, Stigmatisierung und den 
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Verlust der elterlichen Fürsorge. Auch 
die Wahrnehmung eigener Rechte wird 
den Kindern nicht immer gewährt, wie 
das Recht auf Kontakt zu beiden bzw. 
einem Elternteile(n).

Insgesamt umfasst das Papier 56 
Punkte die, im Einklang mit bestehen-
den Regelungen und Übereinkommen, 
Empfehlungen aussprechen, wie der 
Vollzug gestaltet werden kann, so dass 
die Rechte der Kinder inhaftierter 
Eltern gewahrt werden können.

Unter diesen Punkten finden sich 
verschiedene Grundprinzipien, wie die 
Unterbringung des Elternteiles in einer 
Vollzugsanstalt in räumlicher Nähe 
zum Wohnort der Kinder:

¡¡ 	 Empfehlungen zur Ausführung 
von Polizeigewahrsam, zu richter-
lichen Anordnungen und Urteilen, 
wie zum Beispiel der Verzicht auf 
eine Inhaftierung in der Gegen-
wart von Kindern.

¡¡ 	 Empfehlungen zu Haftbedingun-
gen, wie zum Beispiel die Ermög-
lichung von familienfreundlichen 
Besuchsräumen.

¡¡ 	 Empfehlungen zur Ausbildung von 
Personal, das mit und für Kinder 
und ihren inhaftierten Eltern 
arbeitet.

¡¡ 	 Empfehlungen an die Forschung, 
die evaluieren, Wissen schaffen 
und Methoden elaborieren soll, 
welche die Wahrung der Kinder-
rechte fokussiert.

¡¡ 	 Empfehlungen an Medienanstal-
ten, insbesondere das Recht auf 
Privatsphäre und eine sensible 
Berichterstattung, wenn Kinder 
involviert sind. [DBH-Newsletter 
Nr. 9/18 vom 08.05.2018]

9	 Recommendation CM/Rec(2018)5 of the 

Committee of Ministers to member States 

concerning children with imprisoned parent: 

https://search.coe.int/cm/Pages/result_de-

tails.aspx?ObjectId=09000016807b3175

Pressemitteilung: https://go.coe.int/fWu1p

// BAG-S Wegweiser für  
Inhaftierte

Der Wegweiser für Inhaftierte steht 
nun auch mit den ausländerrechtlichen 
Bestimmungen und in drei Überset-
zungen auf der BAG-S Homepage unter 
Materialien/Wegweiser zur Verfügung. 
Zum Inhalt des Wegweisers:
Bei Haftbeginn und nach der Ent-
lassung haben Inhaftierte und deren 
Familien viele Fragen: 

¡¡ Was passiert mit meiner Wohnung?

¡¡ Wovon soll meine Familie jetzt 
leben?

¡¡ Wo bekomme ich Unterstützung, 
wenn ich Geldprobleme habe?

¡¡ Wie bekomme ich wieder eine Ar-
beitsstelle?

¡¡ Wo finde ich soziale Einrichtungen, 
die mir weiterhelfen können? 

¡¡ Welche Hilfemöglichkeit habe ich 
mit meinem Aufenthaltsstatus?

Die Broschüre kann nur als PDF zum 
Lesen und Ausdrucken zur Verfügung 
gestellt werden. Den Wegweiser in 
gedruckter Form gibt es momentan 
nur in der Fassung ohne die ausländer-
rechtlichen Bestimmungen.
 https://bag-s.de/materialien/wegweiser/

// CPT: Empfehlungen für 
den Umgang mit inhaftierten 
Frauen
Ausgehend von Beobachtungen, 
Interviews und Besuchen in verschie-
denen Justizvollzugsanstalten hat das 
Europäische Komitee zur Verhütung 
der Folter (CPT) im Rahmen eines 
Factsheets „Women in Prison“ detail-
lierte Standards für den Umgang mit 
weiblichen Inhaftierten entwickelt. 
Leitende Themen sind:

¡¡ 	 Angemessene Räumlichkeiten
¡¡ 	 Zugang zu einer Vielzahl an 

Aktivitäten (Arbeit, Ausbildung, 
Bildung und Sport)

¡¡ 	 Geschlechtsgerechter Zugang zu 
Hygiene und Gesundheitsfürsorge

¡¡ 	 Schwangerschaftsbegleitung, 
Begleitung nach der Geburt und 
Kinderbetreuung

¡¡ 	 Personal, das gendersensibel 
arbeitet und ausgebildet ist

¡¡ 	 Personendurchsuchung nur durch 
weibliches Personal

¡¡ 	 Unterbringung in Anstalten in 
räumlicher Nähe zur Familie 

 9	 Factsheet: https://rm.coe.int/168077ff14

// Fernunterricht für  
Gefangene im europäischen 
Ausland
Der Forschungsbericht des EU-Pro-
jekts FORINER fast die Ergebnisse 
von Untersuchungen zusammen, die 
Chancen und Möglichkeiten zum Fern-
unterricht für Inhaftierte im europäi-
schen Ausland in ihrer Muttersprache 
aufzeigen. FORINER wurde mit einer 
Laufzeit von zwei Jahren (Start: 
Januar 2016) im Rahmen des EU-För-
derprogramms Erasmus+, Leitaktion 3 
„Zukunftsweisende Kooperationspro-

jekte“, gefördert. Das Projektkonsorti-
um stammt aus Belgien, den Nieder-
landen und England. Das EU-Projekt 
zielt auf eine Zusammenstellung der 
derzeitigen Aus- und Weiterbildungs-
möglichkeiten in Justizvollzugsan-
stalten in der Europäischen Union 
und will Inhaftierten den Zugang zu 
Bildungsangeboten im Heimatland 
ermöglichen.

Der jetzt veröffentlichte Bericht 
stellt die Ergebnisse einer Literaturre-
cherche und einer Online-Umfrage un-
ter Bildungsanbietern und Gefängnis-
leitern in Europa (108 Befragte aus 22 
verschiedenen europäischen Ländern) 
sowie aus Befragungen zu Lernprakti-
ken an vier ausgewählten Standorten 
dar. Hierfür wurden sowohl Gefangene 
als auch Fachleute befragt.

Auf einer eingerichteten Plattform 
wurden fünf Pilotprojekte zwecks Aus-
bildung via Fernunterricht gestartet. 
Dabei geht es um die Implementierung 
von Fernunterricht aus dem Heimat-
land für europäische Bürger, die in 
einem fremden europäischen Land 
inhaftiert sind. Weitere Pilotprojekte 
sind geplant.

Die Befragungen zeigen, dass es 
für ausländische Inhaftierte schwierig 
ist, eine Ausbildung zu absolvieren. 
Fast 60% der Befragten gaben an, 
dass es nur begrenzte oder gar keine 
Bildungsangebote in der Herkunfts-
sprache gab.

Im Oktober 2016 führte das Kon-
sortium daher mit interessierten Or-
ganisationen aus zwölf europäischen 
Ländern ein Projekttreffen durch, um 
insgesamt 15 Pilotprojekte zu initiie-
ren, damit ausländische Gefangene 
durch Fernunterricht eine Ausbildung 
in ihrer Heimatsprache durchführen 
können.

Darüber hinaus formulierte das 
FORINER-Konsortium eine Vielzahl 
von politischen Empfehlungen an die 
Europäische Kommission und an euro-
päische Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs), um die Implementierung von 
Fernunterricht in europäischen Justiz-
vollzugsanstalten voranzubringen. 
[DBH-Newsletter Nr. 8/18 vom 20.04.2018]

 Bericht: http://www.foriner.com/wp-cont-

ent/uploads/2016/04/Foriner-research-re-

port.pdf

9	  Projekt Foriner: http://www.europris.org/

projects/foriner/
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// Kurzbericht zur DBH-Fach-
tagung Führungsaufsicht 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der diesjährigen Fachtagung Füh-
rungsaufsicht setzten sich vorwiegend 
mit Fragen zur Rolle der Forensischen 
Ambulanz in der Bewährungshilfe 
und Führungsaufsicht auseinander 
(„Die Rolle der Forensischen Am-
bulanz in der Bewährungshilfe und 
Führungsaufsicht“). Weiterhin wurde 
die bundesweite Statistik zur Füh-
rungsaufsicht vorgestellt, sowie über 
verschiedene „Sicherheitskonzepte“ 
der Bundesländer diskutiert.

Die ambulante Nachsorge von 
psychisch kranken Menschen nach 
einer Maßregelvollzugsunterbringung 
ist seit mehr als 20 Jahren etabliert. 
Durch die gesetzliche Reform der 
Führungsaufsicht 2007 (§ 68a, b StGB) 
erlebte die Entwicklung therapeuti-
scher Angebote im ambulanten Setting 
einen weiteren Schub. Die Einbezie-
hung der Vorstellungsweisung in den 
Weisungskatalog gemäß § 68b Abs. 1 
S.1 Nr. 11 StGB ermöglicht seitdem, 
auch die sogenannten „Vollverbüßer“ 
gemäß § 68f StGB in die Forensischen 
Ambulanzen „aufzunehmen“. Aktuell 
gibt es in fast allen Bundesländern An-
gebote im Rahmen dieser ambulanten 
Nachsorgebehandlung. 

Die Fachtagung beschäftigte sich 
u.a. mit folgenden Fragen: Wie sind 
die Forensischen Ambulanzen struktu-
riert und organisatorisch angebunden? 
Welche Behandlungskonzepte werden 
angewendet? Wie erfolgt der Informa-
tionsaustausch mit anderen justiziel-
len und nicht-justiziellen Einrichtun-
gen? Wie erfolgt die Einbindung im 
Rahmen der Entlassungsvorbereitung? 
Welches Fazit lässt sich nach 10 Jahren 
„Vorstellungsweisung gemäß § 68b 
Abs. 1 S.1 Nr. 11 StGB“ ziehen? Auf der 
Fachtagung wurde ebenso die bundes-
weite Statistik zur Führungsaufsicht 
vorgestellt, weiterhin erfolgte ein 
Vergleich verschiedener Sicherheits-
konzepte der Bundesländer.
 [DBH-Newsletter Nr. 7/18 vom 11.04.2018]

[DBH-Newsletter Nr. 7/18 vom 11.04.2018]

 9	 Programm und Vorträge: https://www.

dbh-online.de/bildungswerk/dokumentation/

fuehrungsaufsicht/fuehrungsaufsicht-2018

// Fußfessel hat keinen  
Einfluss auf Rückfallquote

Die Überwachung mithilfe einer elek-
tronischen Fußfessel bei Straftätern 

mit niedrigem Risikoprofil hat keinen 
Einfluss auf deren Rückfallquote. 
Das ist ein Ergebnis einer Studie des 
Max-Planck-Instituts für ausländi-
sches und internationales Strafrecht 
in Freiburg im Auftrag des Justiz-
ministeriums Baden-Württemberg. 
Danach lässt sich wissenschaftlich 
nicht belegen, dass die elektronische 
Überwachung die Resozialisierung der 
Straftäter vereinfacht.

In einem Modellversuch hat das 
Justizministerium Baden-Württem-
berg von Oktober 2010 bis März 2012 
den „Strafvollzug mit elektronischer 
Aufsicht“ erprobt. Das Max-Planck-In-
stitut für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht in Freiburg 
begleitete den Modellversuch wis-
senschaftlich. Das Forschungsteam 
verglich 46 Strafgefangene, die unter 
elektronische Aufsicht gestellt waren, 
mit nicht elektronisch überwachten 
Strafgefangenen. Dabei handelte es 
sich vor allem um Straftäter mit einem 
niedrigen Risikoprofil, die Verkehrsde-
likte, leichtere Gewaltstraftaten oder 
Betrugsdelikte begangen hatten. Sie 
verbüßten entweder eine Ersatzfrei-
heitsstrafe, weil sie eine verhängte 
Geldstrafe nicht zahlen konnten, 
waren Freigänger oder Gefangene in 
der Entlassungsphase.

Unter anderem werteten die 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus, ob sich die Gefangenen 
mit elektronischer Fußfessel nach 
dem Ende der Überwachung geset-
zestreu verhielten oder rückfällig 
wurden. Die Ergebnisse zeigen, dass 
die elektronische Aufsicht für diese 
Niedrig-Risiko-Gruppe weder positive 
noch negative Effekte hat: Die Rück-
fallraten der beiden Vergleichsgruppen 
unterschieden sich nicht signifikant 
voneinander. Insgesamt entfaltete die 
elektronische Aufsicht nicht das von 
ihr erwartete Potenzial und blieb in 
Bezug auf die Resozialisierung und auf 
die Haftvermeidung hinter den mit ihr 
verbundenen Erwartungen zurück.

„Eine zentrale Idee der elekt-
ronischen Aufsicht im Rahmen des 
Vollzugs von Freiheitsstrafen ist 
es, Prisonisierungseffekte, also die 
Anpassung von Gefangenen an die Ge-
fängniskultur, zu verhindern“, erklärt 
Gunda Wößner, die das Forschungs-
projekt gemeinsam mit Hans-Jörg 
Albrecht, dem Direktor des Freiburger 
Max-Planck-Instituts leitete. „Tatsäch-
lich belegt die Studie einen kleinen 
Effekt bei der Reduzierung des Pri-

sonisierungserlebens. Unsere Studie 
hat allerdings zugleich ergeben, dass 
die Rückfallquote der elektronisch 
überwachten Probanden sich nicht 
signifikant von der Rückfallquote der 
im Vollzug gebliebenen Probanden 
unterscheidet“, so die Psychologin. Der 
Nutzen der elektronischen Aufsicht 
bei dieser Zielgruppe liege allenfalls 
darin, „dass sie eine frühere Entlas-
sung in eine Situation ermöglicht, in 
der sich für diese Gefangenen gar kein 
typischer Resozialisierungsbedarf 
mehr ergibt.“ Das Fazit: Man weiß 
noch sehr wenig über den Einsatz der 
Fußfessel und deren Langzeitfolgen. 
Man müsse aber schon sehr genau 
hinschauen, „für wen der Einsatz der 
Fußfessel im Rahmen welcher Anwen-
dung geeignet ist“.

Die von den fünf teilnehmenden 
Vollzugsanstalten gemeldeten Proban-
den wurden vom Max-Planck-Institut 
zufällig zu einer Experimentalgruppe 
(deren Teilnehmer bei entsprechender 
Eignung unter elektronische Aufsicht 
gestellt wurden) oder einer Kontroll-
gruppe (deren Teilnehmer das normale 
Vollzugsprogramm durchliefen und 
im Regelvollzug verblieben) zugeteilt. 
Die Teilnahme am Modellprojekt war 
nur möglich, wenn die Probanden 
bestimmte Voraussetzungen erfüllten, 
etwa wenn sie einer Arbeit in einem 
Umfang von mindestens vier Stun-
den pro Tag nachgingen. Grundlage 
der Untersuchung waren persönliche 
Gespräche mit den Teilnehmern sowie 
Daten aus den Gefangenenpersona-
lakten. Zudem führten die Wissen-
schaftler*innen Befragungen mit den 
Projektbeteiligten durch, z.B. der 
Bewährungshilfe sowie der Staatsan-
waltschaft und Verantwortlichen der 
Justizvollzugsanstalten. [Pressemittei-
lung des MPICC v. 26.03.2018]
9	 Forschungsprojekt: https://www.mpicc.

de/de/forschung/forschungsarbeit/kriminolo-

gie/elektronische_aufsicht_im_voll.html

// Zertifizierte Fachkraft  
Forensische Soziale Arbeit

Der gesetzliche und damit gesell-
schaftliche Auftrag in Beratung und 
Behandlung von straffällig geworde-
nen Menschen ist die Resozialisierung, 
die in weiten Teilen im Aufgabenbe-
reich der Sozialarbeit liegt. Der Schlüs-
sel zur professionellen Umsetzung 
dieses Auftrags liegt in der Bezie-
hungsgestaltung, die im Mittelpunkt 
des Zertifikatsstudiums steht. Anhand 



178 FS 3|2018Aus den Ländern

von eigenen Fallbeispielen beleuchten 
die Teilnehmenden in fünf zweitägi-
gen Modulen verschiedene Blickwin-
kel mit ihren Handlungsspielräumen 
und stellen sich im sechsten Modul 
gegenseitig ihre Erkenntnisse für 
die Arbeit in der Praxis vor. Zu den 
Perspektiven zählen neben der Ent-
wicklung des psychosozialen Umfel-
des für die Eingliederung der Täter 
auch kriminalpräventive Aspekte als 
Ansatz des aktiven Opferschutzes. 
Zudem wird die genaue Beschreibung 
psychischen Erlebens und Verhal-
tens als Basis für die Zuordnung von 
Personen zu diagnostischen Gruppen 
thematisiert, die für Indikationsent-
scheidungen und für die Prüfung der 
Effektivität therapeutischer Maßnah-
men wesentlich ist. Darüber hinaus 
wird ein Verständnis für den Umfang 
mit Befunden und Empfehlungen von 
Gutachten vermittelt, durch das die 
Art und Ausprägung von psychischen 
Störungen professionell beurteilt und 
kommuniziert werden kann. Nicht 
zuletzt wird das institutionsüber-
greifende Hilfesystem erschlossen, 
um Kenntnisse über die vielfältigen 
Unterstützungsmaßnahmen und 
Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme zu erlangen.
Das Weiterbildungsangebot des Ins-
tituts für wissenschaftliche Weiter-
bildung und Personalentwicklung der 
SRH Hochschule Heidelberg setzt bei 
diesem Angebot ausgewiesene Exper-
ten aus Praxis und Wissenschaft ein 
und unterstützt die persönliche Ent-
wicklung der Teilnehmenden durch 
begleitende Coachingangebote. 
[DBH-Newsletter Nr. 11/18 vom 08.06.2018]

 9	 https://www.hochschule-heidelberg.de/

de/hochschule/institute/institut-fuer-wis-

senschaftliche-weiterbildung-und-persona-

lentwicklung-iwp/zertifikatsstudium-foren-

sik/?L=1

// UN Crime Commission: 
Global Prison Trends 2018

2018 erscheint zum vierten Mal der 
„Global Prison Trends“ mit Berich-
ten zu aktuellen Entwicklungen und 
Herausforderungen in der Strafjustiz 
sowie Strafvollzugspolitik und -praxis. 
Im Mittelpunkt des Interesses stehen 
insbesondere Tendenzen der Inhaftie-
rung, einschließlich des Einsatzes von 
Untersuchungshaft; die anhaltende 
Herausforderung der Überbelegung 
von Gefängnissen; die stetige Zunah-
me der Zahl lebenslänglich inhaftier-

ter Personen auf der ganzen Welt; die 
spezifischen Bedürfnisse von Frauen, 
Kindern und LGBTI-Inhaftierten.

Ein besonderer Schwerpunkt be-
fasst sich mit der Rehabilitation und 
Wiedereingliederung von strafgefan-
genen Personen und wie die Wieder-
eingliederung gelingen kann, so dass 
die Ziele der Agenda für nachhaltige 
Entwicklung von 2030 verwirklicht 
werden können. Weitere Themen 
im Bericht sind der Stellenwert von 
Technologie und Gewalt in Vollzugs-
anstalten.

Herausgegeben wird der Bericht 
in Zusammenarbeit mit dem „Thai-
land Institute of Justice“, Mitglie-
der der „Global Comission on Drug 
Policy“, der ehemaligen Premier 
Ministerin von Neuseeland und der 
ehemaligen Verwalterin des „United 
Nations Development Programm“.
9	  https://www.penalreform.org/resource/

global-prison-trends-2018/

// Plan zur Reduzierung der 
U-Haft

Die Penal Reform International (PRI) 
hat eine vergleichende Studie in 
Auftrag gegeben, wie die Freilassung 
gegen Kaution als Alternative zur 
Untersuchungshaft in verschiedenen 
Ländern angewendet wird. Die Studie 
ergab, dass in den Rechtsvorschriften 
vieler Länder zwar eine Kaution und 
andere Möglichkeiten der Freilassung 
existieren, eine Umsetzung jedoch 
an praktischen Problemen scheitert. 
Als Konsequenz hat die PRI einen 
Plan ausgearbeitet, um die Länder bei 
der Reform ihrer Gesetzgebung zu 
unterstützen.

Das Ergebnis ist ein Zehn-Punk-
te-Plan zur Reduzierung der Untersu-
chungshaft:
1. Überprüfung des Geltungsbereichs 

des Strafrechts, damit es nicht wei-
ter als nötig angewandt wird. 
Zu befürworten ist, dass Taten 
mit geringer Implikation (Beför-
derungserschleichung) nicht als 
Straftaten geahndet werden. Oder, 
dass Straftaten, die Relikte aus 
alten Jahrhunderten („Schurke und 
Vagabund“) darstellen, aus den Ge-
setzesbüchern gestrichen werden.

2. Sicherstellungen internationaler 
Standards als Grundlage für die 
Gesetzgebung im Bereich der vorge-
richtlichen Justiz. 
Ein Beispiel stellt hier die Un-
schuldsvermutung dar.

3. Umleiten von Fällen aus dem Ge-
richtssystem, wo immer möglich. 
Angesprochen wird mit diesem 
Punkt die Förderung von alterna-
tiven Lösungswegen, solchen wie 
Restorative Justice und Mediation, 
oder die Überführung in psychiat-
rische Krankenhäuser, wenn eine 
Beziehung zwischen Krankheit und 
Delikt besteht.

4. Den Gerichten eine breite Palette 
von Freigabemöglichkeiten anbie-
ten, wenn Angeklagte vor Gericht 
erscheinen. 
Kann ein Verfahren nicht in einer 
Sitzung abgeschlossen werden, 
sollten dem Gericht verschiede-
ne Alternativen zur Verfügung 
stehen (z.B. Kaution, elektronische 
Überwachung), gegenüber der 
Möglichkeit, die angeklagte Person 
bis zum nächsten Termin in Haft zu 
nehmen.

5. Die Höhe der Kaution nach den 
Umständen des einzelnen Beklag-
ten festlegen.

6. Einführung und Durchsetzung von 
Fristen für Untersuchungshaft, 
nach deren Ablauf die Angeklagten 
überprüft oder gegen Kaution frei-
gelassen werden sollten.

7. Bereitstellung von Rechtsbeistand 
und Unterstützung, gegebenenfalls 
ergänzt durch Rechtsanwalts-
fachangestellte zur Beratung der 
Angeklagten.

8. Eine effektive Verwaltung einrich-
ten. Ziel ist es, sicherzustellen, 
dass Dokumente, Ordner oder Fälle 
nicht im System verloren gehen.

9. Innovative Gerichtspraxis zur 
Reduzierung von Verspätungen und 
Verhaftungen. 
Um Hindernisse zu überwinden, 
die dazu führen, dass Angeklagte 
mit langen Verzögerungen rechnen 
müssen, bevor sie vor Gericht er-
scheinen können, sollten Neuerun-
gen eingeführt werden, die zu einer 
rechtzeitigen Anhörung führen. Der 
Einsatz von mobilen Gerichten (die 
in Gefängnissen stattfinden) und 
neuer Technologien sind mögliche 
Lösungswege.

10. Besondere Anstrengungen 
unternehmen, um Frauen und Kinder 
von der Untersuchungshaft fernzu-
halten. 
Zur Veröffentlichung: 

9	 https://www.penalreform.org/resource/

ten-point-plan-reducing-pre-trial-detention/
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Gesa Lürßen, Philipp Walkenhorst 

Nähe und Distanz im Justizvollzug
Einführung in den Schwerpunkt

Die Thematik von Nähe und Distanz als ein Teilaspekt der 
Beziehungsthematik in beruflichen Zusammenhängen ist 
nicht nur im Justizvollzug, sondern in allen Arbeitsfeldern, 
in denen Menschen (noch) und ihre Beziehungen unterein-
ander eine Rolle spielen, präsent und Gegenstand einer Viel-
zahl von Publikationen, Aus-, Fort- und Weiterbildungen. Sie 
findet sich u.a. im Arbeitszusammenhang der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Schulpädagogik, der Behindertenpädagogik, 
der Psychiatrie, medizinischer Kliniken, im ambulanten wie 
stationären Pflegebereich, aber auch im Personalmanagement 
großer und kleiner Betriebe der freien Wirtschaft sowie den 
jeweils zugeordneten Wissenschaftsbereichen. 

Mit diesem Themenschwerpunkt greift die Redaktion 
„Forum Strafvollzug“ eine Fragestellung auf, die sich ebenfalls 
über alle Arbeits- und Funktionsbereiche des U-Haft-, Jugend- 
und Erwachsenenvollzugs sowie der Sicherungsverwahrung 
erstreckt, von der jeder Akteur und jede Akteurin in diesen 
Systemen betroffen ist, ob U-Gefangene, Strafhaftgefangene 
oder Sicherungsverwahrte, ob Angehörige oder Ehrenamtli-
che, ob Praktikant*innen oder Hauptberufliche, ob Pforten-
beamtin, Kammerbediensteter, Sozialarbeiterin oder Werk-
meister, ob AVD oder Fachdienste, ob Einrichtungsleitungen 
oder Aufsichtsbehörde, um nur einige zu benennen. Sie alle 
stehen in mehr oder weniger ausgeprägten Beziehungsver-
hältnissen untereinander. Alle Beteiligten sind einerseits an 
die Vorgaben der einschlägigen Rechtsvorschriften, Verord-
nungen, Erlasse und Leitlinien sowie Orientierungshilfen des 
Dienstherrn gebunden. Andererseits sind all diese Menschen 
auch aktiv wahrnehmende, denkende, verarbeitende und 
handelnde Subjekte, welche ihre jeweiligen Lebens- und Ar-
beitswelten durch ihre persönlichen Erfahrungen, Ausbildun-
gen, Haltungen und Einstellungen wahrnehmen und danach 
handeln. Überall dort, wo im Beruf Menschen mit Menschen 
zu tun haben, ob Kunden, Gefangene oder Mitarbeiter*innen, 
ereignen sich soziale Beziehungen im Spannungsfeld zwi-
schen Nähe und Distanz bzw. sie müssen gestaltet werden. 
Art, Inhalte und emotionale Qualität der Beziehung und da-
mit auch Nähe und Distanz zu den einzelnen Akteuren wer-
den einerseits beeinflusst durch vorhandene Machtgefälle, 
zugeschriebene und übernommene Rollen sowie rechtliche 
und berufsmoralische Leitideen und Aufgabenstellungen. 
Andererseits wirken sich ebenso persönliche Wertvorstellun-
gen, Bedürfnisse und Denk- und Verhaltensmuster auf die ei-
gene Arbeitstätigkeit und die Beziehungen zu den Menschen 
aus. Viel diskutiert wird hier insbesondere die Frage, ob und 
inwieweit emotionales Engagement und auch die Nähe ins-
besondere zu den Klient*innen bzw. inhaftierten Menschen 
tendenziell durch Überengagement zur Überforderung, und 
eher gefühllose Distanz zum Erstarren und zur Wirkungslo-
sigkeit der Fördertätigkeiten führt. So macht nicht nur jeder 
Therapeut die Erfahrung, dass ihn oder sie einige Schicksale 
ganz besonders bewegen, andere wieder weniger oder auch 
gar nicht. Nun ist das Ziel des gemeinsam von den Inhaftier-
ten und ihren „Lernhelfer*innen“ im weitesten Sinne (AVD, 
Werkdienst, Fachdienste, Ehrenamtliche, Externe) betriebe-
nen Projektes „Freiheitsentzug“ letztlich die Schaffung und 

Erweiterung von individuellen Handlungsmöglichkeiten und 
Zukunftsperspektiven für die Inhaftierten im Sinne des Voll-
zugszieles. Dies lässt sich nach allen vorliegenden Erkennt-
nissen nicht allein auf ein personenunabhängiges Vermitteln 
von Informationen reduzieren. Gerade in schwierigen und 
ambivalenten Handlungsfeldern 
wie dem Justizvollzug wird „eine 
erfahrbare Person und nicht ein 
Servicepoint erwartet und ein-
gefordert. Insofern stellt die 
angemessene Balance von Nähe 
und Distanz ein zentrales Ar-
beitsmittel im pädagogischen 
Prozess dar“ (Dörrlamm 2006, 
158). Der Autor sieht ein wesent-
liches Kennzeichen erfolgreicher 
sozialer Arbeit, die im Vollzug 
mehr oder weniger vom gesam-
ten Personal geleistet wird, in 
einem „überschießenden Mo-
ment…, das die Bedürfnisse und 
Notwendigkeiten der Menschen, 
mit denen man arbeitet, über die 
bestehenden Verhältnisse stellt“ 
(ebd., 156). In jedem Fall darf 
man sicher die These wagen, 
dass die Dimension der mensch-
lichen Beziehungen, die ihr zu-
grunde liegenden Haltungen 
und Einstellungen zum Vollzug 
und seinem Förderauftrag sowie 
das unablässige kritische Nach-
denken über den eigenen Hand-
lungsauftrag nach allem, was wir 
aus der einschlägigen Forschung 
wissen, ein wesentlichen Beitrag 
zum Gelingen oder Misslingen dieses Förderauftrages leistet. 
Gleichzeitig erscheint es ausgesprochen schwer, im Sinne wis-
senschaftlich-empirischer Betrachtungsweisen zu konkreti-
sieren, was eigentlich die Begriffe „Nähe“ und „Distanz“ mei-
nen, ob und wie man sie in beobachtbare Indikatoren zerlegen 
und ihr Auftreten messen kann, welche Auswirkungen diese 
Aspekte der Beziehung letztlich auf die Förderung bzw. Be-
handlung haben und wie diese Sachverhalte zu bewerten sind. 

Wir bitten unsere Leserinnen und Leser schon jetzt um 
Nachsicht dafür, dass wir auch in diesem Schwerpunkt nur 
einige der vielen Facetten der Thematik aufgreifen konnten. 
Wir haben uns dafür entschieden, an den Anfang einige wis-
senschaftliche Erkenntnisse und Ableitungen zu stellen und 
dann möglichst breit angelegt die Praxis des Justizvollzuges 
in seinen unterschiedlichen Ausprägungen und Sichtweisen 
zu Wort kommen zu lassen. 

¡¡ So gibt der Psychologe Christoph de Oliveira Käppler 
zunächst eine erste theoretische Grundlage zur Einfüh-
rung in die Gesamtthematik und ihre Bedeutung für die 
helfende Arbeit mit Menschen. Ohne Beziehungswagnis 
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ist schlechterdings keine positive Verhaltensänderung 
möglich, so sein Fazit.

¡¡ Ina Wolf und Erik Koch setzen sich auf dem Hinter-
grund ihrer Unterscheidung von beruflich-professio-
neller, persönlicher und privater Beziehungsebene in-
tensiv mit Maßnahmen zur Vermeidung der Auflösung 
professioneller Distanz im sächsischen Justizvollzug 
auseinander. Schon hier wird deutlich sichtbar, dass die 
Gesamtthematik eine in der vollzuglichen Arbeit dauer-
haft angelegte und ständige Herausforderung darstellt, 
welche geradezu zwingend eine kontinuierliche Praxis-
begleitung aller beteiligten Professionellen erfordert.

¡¡ Nach diesen eher theoretischen Überlegungen weist 
der von der JVA Wolfenbüttel erarbeitete Leitfaden 
„Nähe und Distanz“ ausgesprochen praxisnah auf mög-
liche Grenzüberschreitungen und deren Anzeichen hin. 
Sehr pragmatisch werden die Risiken der verschiedenen 
Handlungsfelder benannt und konkrete Handlungshil-
fen vorgestellt.

¡¡ Aus der Sicht des langjährigen Leiters der Jugendhaf-
teinrichtung Iserlohn beleuchtet Karl-Heinz Bredlow 
die Thematik nicht nur bezüglich des Verhältnisses der 
Bediensteten zu den inhaftierten jungen Menschen, 
sondern ebenso im Hinblick auf die komplexen und 
durchaus widersprüchlichen Motivations- und Bezie-
hungsstrukturen im Gesamtsystem „Hafteinrichtung“. 
Er plädiert für ein Primat reflektierter Nähe vor der Dis-
tanz im pädagogischen System Jugendstrafvollzug. 

¡¡ Michael Kümmel gibt als Vollzugsabteilungsleiter der 
JVA Bremen einen Einblick in seine langjährigen Er-
fahrungen im Männervollzug und lotet das Nähe-Dis-
tanz-Verhältnis insbesondere zwischen Bediensteten 
und inhaftierten Menschen aus.

¡¡ Maria Barten umreißt für den Frauenvollzug die Chan-
cen der Förderung und Begleitung, welche sich durch eine 
im Team gestaltete und reflektierte Nähe wie auch ggf. 
notwendige Distanzierung auf dem Hintergrund zeitweise 
manipulativer Tendenzen der Inhaftierten ergeben.

¡¡ Die besondere Herausforderung einer „Nähe-Distanz-Re-
gulation“ in der Sicherungsverwahrung beschreibt Knut 
Sprenger auf dem Hintergrund des damit gegebenen 
Zusammenlebens in „herausfordernder Künstlichkeit“ 
und über lange Zeit hinweg. 

¡¡ Eine etwas andere Sicht auf die Thematik stellt  
Thalea Rose in ihrem Beitrag zum Nähe-Distanz-Ver-
hältnis im spezifischen Rahmen des Jugendvollzugs in 
freien Formen vor. Das enge Zusammenleben in famili-
enähnlichen Wohngemeinschaften erfordert dabei auch 
eine intensive Auseinandersetzung mit den dennoch 
vorhandenen subkulturellen Verhaltenstendenzen der 
Jugendlichen.

¡¡ Jürgen Herzog beschreibt die (eigentlich unverzicht-
baren) persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme 
einer beruflichen Arbeitstätigkeit im Vollzug und leitet 
daraus Konsequenzen (nicht nur) für die theoretische 
und praktische Ausbildung des Allgemeinen Vollzugs-
dienstes ab.

¡¡ Aus dem Interview, das unser Redaktionsmitglied Gün-
ter Schroven mit einem zu lebenslanger Freiheitsstrafe 
Verurteilten führte, ergeben sich wiederum deutliche 
Hinweise darauf, dass die im Vollzug tätigen Mitarbei-
ter*innen in der Art und Weise ihres Umgangs mit den 
inhaftierten Menschen eine durchaus hohe biographi-
sche Bedeutung für den einzelnen Gefangenen haben 
können, sowohl in positiver als auch negativer Hinsicht.

Wir wünschen unseren Leserinnen und Lesern eine in-
teressante, aufschlussreiche Lektüre und würden uns sehr 
darüber freuen, wenn Sie uns Ihre eigenen Erfahrungen und 
Einschätzungen zum Thema mitteilen würden. 
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Christoph de Oliveira Käppler

Nähe und Distanz in Beziehungen
Konzeptuelle Überlegungen unter besonderer Berücksichtigung von Zwangskontexten

Thematische Einführung

Wie kaum ein anderer Aspekt definiert das Verhältnis von Nähe 
und Distanz die Beziehungen zwischen Individuen und deren 
Dynamik. Es ist somit ein fundamentales Thema angesprochen, 
welches die gesamte Lebensspanne, will man es in dieser um-
fassenden Weise formulieren, von der Zeit vor der Geburt – als 
Phase größtmöglicher Nähe im Mutterleib – bis zum Tod als 
dauerhaft eintretender Distanz überdauernd begleitet.

Die Dimension Nähe-Distanz weist dabei, wie schon 
beim ersten Blick auf den Ausgangspunkt der Betrachtung 
erkennbar, zugleich mehrere Dimensionen auf: räumlich/phy-
sisch, zeitlich, psychologisch und sozial/gesellschaftlich. Für 
eine integrierte Betrachtung unter Berücksichtigung dieser 
unterschiedlichen Ebenen eignet sich ein Systemmodell wie  

Bronfenbrenners Ansatz zur sozio-ökologischen Entwicklung1 
am ehesten. 

Der fachlichen Herkunft des Autors dieses Beitrags 
geschuldet, wird sich der Fokus der Ausführungen auf psy-
chologische Erkenntnisse zum Themenschwerpunkt bezie-
hen, wobei die anderen genannten Gesichtspunkte zugleich 
immer auch eine Rolle spielen. Die Psychologie als eine aus 
der Philosophie herausentwickelte eigenständige Fachdis-
ziplin, die sich als die „Wissenschaft vom Erleben und Ver-
halten“ sowie deren Verhältnis zueinander, wie der Autor 
gerne ergänzen möchte, definiert, hat nunmehr bereits eine 
lange Tradition, sich mit Beziehungsthemen theoretisch 
und empirisch eingehend zu befassen. Dies ist im Bezug zu 
vielfältigen Kontexten wie u.a. Familie (Paar-, Eltern-Kind-, 
Geschwister-, Verwandtschaftsbeziehungen), Gleichaltrigen-

1	  Bronfenbrenner, 1989.
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gruppe (Peers)/Freundschaftsbeziehungen, Soziale Netzwer-
ke sowie Beruf/Kollegium geschehen. Wenn auch insgesamt 
(noch) keine allgemein akzeptierte Konzeptualisierung einer 
Beziehungspsychologie vorliegt, wie dies jüngst Asendorpf,  
Banse & Neyer versucht haben,2 so stehen doch mehrere 
Paradigmen, die für das Thema Nähe-Distanz sowie dessen 
Transfer auf Zwangskontexte als relevant erachtet werden 
können, zur Verfügung.

Die nachfolgenden Ausführungen, die angesichts des 
komplexen Inhaltsspektrums zwangsläufig ausschnitthaft 
bleiben müssen, wofür um Nachsicht gebeten wird, nehmen 
dabei eine entwicklungspsychologische Perspektive (über die 
Lebensspanne) ein, die neben den allgemeinen auch spezifi-
sche, auf den Kontext im Vollzug bezogene Gesichtspunkte 
jeweils ergänzend beinhalten werden.

Als grundlegend sei nochmals vorausgeschickt, dass die 
Nähe-Distanz-Regulation einen permanenten (Lebens-)Pro-
zess darstellt und ihr Gelingen zugleich als zentrales Ziel von 
Entwicklung angesehen werden kann. Die wechselseitige Ab-
stimmung von basalen Bedürfnissen in Beziehungen – auch 
und gerade von Nähe- und Distanzbedürfnissen – ist im ge-
samten Lebensverlauf eine kontinuierliche (Entwicklungs-)
Aufgabe für alle Individuen, da sie von Anfang an und fort-
während auf soziale Beziehungen angewiesen sind. 

Dabei sind diese allen Beziehungsformen inhärenten 
Abstimmungsprozesse einer fluktuierenden Dynamik unter-
worfen, die stetiger Neujustierung bedarf und es nicht zu-
lässt, sich schlicht auf den zuvor bestehenden Status zu be-
rufen.3 Dies macht das Beziehungsgeschehen zum einen oft 
schwierig und durchaus auch anstrengend, zum anderen aber 
auch lebendig. Gerade im Hinblick auf Nähe- und Distanzre-
gulation in Beziehungen könnte man dies vielleicht mit der 
Analogie des gemeinsamen Tanzes trefflich charakterisieren, 
der eine ständige Bewegung und zugleich permanente Ab-
stimmung der Nähe und Distanzverhältnisse erfordert.4 

Und noch etwas kann mit der Fortschreibung dieses Bil-
des deutlich gemacht werden: eine funktionierende Nähe-Di-
stanz-Regulation kann, selbst wenn eine Person bisweilen 
die sog. „Führung“ übernehmen kann, niemals von dieser 
Person allein übernommen werden. Es ist unweigerlich ein 
von beiden Seiten gestalteter Prozess des sich selbst und den 
Anderen Wahrnehmens und eines auf dieser Basis aufbau-
enden Handelns – eben deswegen zurecht auch Inter-Aktion 
genannt – erforderlich, was gleichsam als Ko-Konstruktion 
oder „Kooperative Kreation“ bezeichnet und somit durchaus 
in die Nähe eines künstlerischen Schaffensprozesses gerückt 
werden kann. Dass dies der Analogie gemäß mal mehr oder 
weniger gut gelingen und somit auch frustrierende Erfah-
rungen des Misserfolgs, jedoch ebenso von beidseits beglü-
ckenden Erlebnissen beinhalten kann, ergibt sich hierbei von 
selbst.

Möglicherweise ist der eben aufgezeigte Niederschlag 
des Nähe-Distanz-Motivs in der Kultur auch ein Beleg für 
die zentrale Bedeutung dieses (Lebens-)Themas, wobei zu-
gleich auch auf die unterschiedlichen kulturellen (Aus-)Ge-
staltungsformen hinzuweisen ist. So haben international 
vergleichende Studien zur sog. Proxemik belegen können, 
dass die kulturtypische Körperdistanz unterschiedlich ist, 

2	 Asendorpf, Banse & Neyer, 2017.
3	 Ein anschauliches Beispiel ist etwa in der Kennenlernphase einer Paarbezie-

hung zu sehen, wo sich das ständig oszillierende Spiel von Nähe und Distanz in 
besonders eindrücklicher Weise erkennen lässt.   

4	 Vgl. Charlton, Käppler & Wetzel, 2003.

d.h. in Asien höher als in Europa und hier wiederum höher 
als in Südamerika, wo der Abstand beim Interaktionsgesche-
hen durchschnittlich am geringsten ist, wie der Autor selbst 
bei seinem mehrjährigen Aufenthalt in Brasilien hat erleben 
dürfen (im wahrsten Sinn des Wortes). Auch diesem Aspekt 
kann im Vollzug als Institution mit multikultureller Prägung 
durchaus Relevanz im Hinblick auf entstehende Missver-
ständnisse mit Konfliktpotenzialen zukommen. 

Initiale Beziehungserfahrungen und  
ihr Bedeutungshorizont

Zurückkommend auf die 
einführende Bemerkung zur 
vorgeburtlichen Phase der ma-
ximalen Nähe ist die erste Ent-
wicklungsaufgabe eines jeden 
Individuums darin zu sehen, 
sich als solches zu erkennen. 
Erlebt sich der Säugling auch 
nach der Geburt zunächst ver-
mutlich noch als eins mit der 
Mutter(-brust), wird er mit fort-
schreitender Erfahrung feststel-
len (müssen), dass es sich bei 
ihm selbst und den Interakti-
onspartnern um getrennte We-
sen(seinheiten) handelt. Dieser 
Entwicklungsschritt ist durch-
aus als schmerzlich zu verste-
hen, ist er doch mit der Erfah-
rung der nicht (mehr) ständigen 
Verfügbarkeit von Ressourcen 
zur Bedürfnisbefriedigung ver-
bunden. Da es sich bei der Spe-
zies Mensch um eine, biologisch gesehen, „Frühgeburt“ han-
delt, ist das Neugeborene, im Unterschied zu anderen Spezies 
– wie bspw. Antilopen, die nach einigen Minuten bereits ge-
hen und sogar rennen können und aus Überlebensgründen 
auch müssen, wozu der Mensch noch Jahre braucht – sehr 
„unfertig“ und daher existenziell auf andere Vertreter seiner 
Art zwingend angewiesen. 

Vom Begründer der Bindungstheorie Bowlby5 wurde 
folglich eine evolutionstheoretisch sinnvolle, angeborene 
Bindungstendenz einschließlich der entsprechenden Kom-
petenzen6 – wie etwa das soziale Lächeln –, die Bezugsper-
sonen, denen eine korrespondierende Neigung (das sog. 
„Bonding“) inhärent ist, zur Überlebenssicherung an sich zu 
binden, postuliert.

Damit eine sichere Bindung bei Individuen entstehen 
kann, ist in dieser frühen Entwicklungsphase auf Seiten der 
primären Interaktionspartner – durchaus auch Väter und 
weitere mögliche konstante Bezugspersonen eingeschlossen 
– die sog. „Feinfühligkeit“ erforderlich, die bei entsprechen-
den Signalen des Säuglings in der Lage sein sollten, diese 
wahrzunehmen, richtig zu interpretieren sowie angemessen 
und prompt auf die Bedürfnislage zu reagieren. Macht ein 
Neugeborenes wiederholt diese Erfahrung, werden existen-
zielle Ängste reduziert und es kann eine sichere Basis, die von 
(Ur-)Vertrauen in die Mitwelt geprägt ist, entstehen, was, wie 

5	 Bowlby, 1995.
6	 Dornes, 2015.
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entsprechende Untersuchungsbefunde zeigen, durchschnitt-
lich bei zwei Dritteln der Personen gegeben ist. Warum die 
Bindungstheorie so (praxis-)relevant ist, legen Studien wie 
jene von Julius7 nahe, die belegen, dass die Verhältnisse in 
besonderen pädagogischen Kontexten (wie Förderschulen, 
Jugendhilfeeinrichtungen und sicher auch im Jugend- und 
Erwachsenenvollzug) genau umgekehrt sind, indem die 
Mehrheit im Kontext solcher Maßnahmen vorzufindender 
Personen von unsicheren Bindungserfahrungen geprägt ist.

Unsichere Bindungen oder gar Bindungsstörungen 
sind allgemein gesagt dadurch zu kennzeichnen, dass die 
Nähe-Distanz-Regulation hier nicht erfolgreich bewältigt 
werden kann, indem zum Beispiel distanzloses Verhalten – 
aufgrund nicht gestillter Bindungsbedürfnisse – oder Bin-
dungsvermeidung – aufgrund von aversiven Erfahrungen 
mit Bezugspersonen (bis hin zu Misshandlungen oder sexu-
ellen Übergriffen) – sowie eine Kombination bzw. Oszillation 
von ambivalenten Tendenzen vorkommen kann.

In welcher Weise diese frühen Bindungserfahrungen für 
die Gestaltung von Beziehungen im weiteren Lebensverlauf 
wirksam werden, wird durch die sog. „Internen Arbeitsmodel-
le“, die eine Repräsentation der über viele Situationen hinweg 
kondensierten Interaktionserfahrungen darstellen, konzeptu-
alisiert. Je nach Erfahrungshintergrund entstehen demnach 
kognitive Schemata – hierin ist durchaus auch ein Bezug zu 
Piagets Theorie der kognitiven Entwicklung8 zu sehen – zum 
einen über andere Menschen, d.h. inwiefern die soziale Mitwelt 
fürsorglich, wohlwollend und verlässlich ist oder eben fraglich 
bzw. nicht. Im Rückschluss entsteht zugleich ein korrespondie-
rendes Schema von sich selbst oder Selbstkonzept, welches – 
wenn ich Zuwendung und Fürsorge, und dies auch über längere 
Zeit erfahren habe und somit für andere offensichtlich etwas 
bedeute/wert bin – eher positiv geprägt sein oder wiederum 
negativ oder instabil ausfallen kann.

Solche Arbeitsmodelle oder Schemata als verdichtete Be-
ziehungserfahrungen bilden auf diese Weise die Grundlage für 
das Interaktionsverhalten der betreffenden Person im zukünf-
tigen Kontakt- und Interaktionsverhalten, indem die jeweilige 
Person diese Erfahrungen auch in neuen Beziehungssituatio-
nen aktualisiert. Dies wiederum bedeutet für den professio-
nellen Umgang mit schwierigen oder konflikthaften Interakti-
onsmustern, dass in die aktuelle Beziehungsgestaltung immer 
auch die früheren Beziehungserfahrungen prägend einfließen 
– gerade auch was Frustrationen, Enttäuschungen oder be-
drohliche Anteile und darauf fußende Ambivalenzen angeht. 
Und wenn es gelingt, diese Anteile von der konkreten aktuel-
len Beziehung – im Sinne einer sog. dyadischen Spezifität9 – zu 
differenzieren, ist so schon ein wesentlicher Bestandteil für 
eine (weiter-)helfende Beziehung gegeben. Denn glücklicher-
weise sind diese Schemata nicht deterministisch zu verstehen 
und insofern im weiteren Entwicklungsverlauf durchaus ver-
änderbar, wenn entsprechende sog. „korrigierende Erfahrun-
gen“ neu gemacht und in der Folge in die Schemata einfließen. 
Hierhin liegt – neben potentiell günstigen Beziehungskonstel-
lationen im privaten Bereich (wie Partnerschaften) – zugleich 
die Chance von pädagogisch-therapeutischen Interventionen 

7	 Julius, 2003.
8	 Piaget, 2016; ein Beispiel hierfür wäre auch die Entstehung der Objektper-

manenz als jener Schritt in der kognitiven Entwicklung, bei dem die (Weiter-)
Existenz von Objekten (oder Subjekten), auch wenn sich diese außerhalb der 
aktuellen Wahrnehmungssphäre befinden, erkannt wird mittels des Aufbaus 
innerer Repräsentationen/Schemata von der Außenwelt.

9	 Asendorpf, Banse & Neyer, 2017.

innerhalb neuer Beziehungskontexte, indem die bestehenden 
Schemata durch neue gegenläufige Erfahrungen ergänzt und 
modifiziert werden (können).10

Insofern bietet jeder Kontext – und sei es unter ein-
geschränkten oder Zwangsbedingungen – anhand neuer 
Beziehungsangebote potentiell die Gelegenheit zur Erwei-
terung des Erfahrungsspektrums und eben nicht nur zur 
Bestätigung oder weiteren (Ver-)Festigung früherer – im Fall 
von Gefangenen oft überwiegend negativ geprägter – Be-
ziehungsschemata. Vielmehr können nicht stattgefundene 
Erfahrungen (gewissermaßen im Sinne einer Nachreifung) 
nachgeholt und neue Beziehungsperspektiven im Zuge der 
Schaffung entsprechender Ermöglichungsräume angeregt 
werden.

Die Befriedigung dieser sozialen Grundbedürfnisse bie-
tet darüber hinaus zugleich auch die Basis für weitere zen-
trale Entwicklungsschritte etwa in Richtung Autonomie. 
Eine stark ausgeprägte Nähe oder Bindung stellt also, wie 
oft fälschlich angenommen wird, keine Gefahr für die Ent-
stehung abhängiger Beziehungsstrukturen dar, sondern ganz 
im Gegenteil: eine sichere Beziehungsbasis (im Sinne einer 
sog. „home base“, auf die ich mich bei Gefahren rückbezie-
hen und auf deren Unterstützung ich mich verlassen kann, 
ermöglicht, mich explorierend in die Umgebung hinaus zu 
begeben oder zu wagen, was von Bowlby als Aktivierung des 
zum Bindungssystem komplementären Explorationssystems 
bezeichnet wurde.11 Demgegenüber bindet die ständige Akti-
vierung des Bindungssystems sozusagen meine Ressourcen 
und hindert mich in der weiteren Eroberung der Welt. 

Letztgenanntes kann man im Bereich der Entwicklungs-
psychopathologie etwa bei Kindern mit Trennungsangst be-
obachten, die es nur erschwert oder nicht vermögen, sich aus 
dem familiären Beziehungskontext in andere Beziehungs-
räume wie Kita, Kindergarten und Grundschule zu begeben 
bzw. vorzuwagen, und somit in der weiteren Entwicklung 
gehemmt werden. In diesem Sinne ist auch ein nachvollzieh-
barer Bezug zwischen Bindung und Lernen als Fortführung 
von Exploration hergestellt worden, denn frei für Lerninhal-
te und die weitere Weltaneignung kann eben nur ein Indivi-
duum sein, das sich nicht unablässig mit der Absicherung von 
Bindungsbedürfnissen zu befassen hat. Auch dieser Aspekt 
scheint von Relevanz für den Vollzugskontext wie etwa für 
dort implementierte (Aus-)Bildungsmaßnahmen.

Weitere psychologische Paradigmen und Befunde

Wie grundlegend menschliche Wesen auf soziale Bezie-
hungen angelegt oder angewiesen sind, ist darüber hinaus 
auch anhand anderer psychologischer Forschungsparadigmen 
belegbar. Dass es dabei nicht nur um basale Grundbedürfnisse 
auf der untersten Stufe im Modell von Maslow12 wie Ernäh-
rung, sondern auch um die darauf aufbauenden nach Schutz/
Sicherheit und vor allem Zuwendung geht, legen etwa auch die 
berühmt gewordenen Studien von Harlow bei Primaten na-
he,13 in denen sich die Affenjungen in einer nur im Tierversuch 

10	 Auch hierbei sei ein Verweis auf den von Piaget (2016) beschriebenen Ver-
änderungsmodus von kognitiven Schemata durch Akkommodation erlaubt, 
wenn Assimilation als Integration von Informationen in bereits vorhandene 
Schemata nicht weiter gelingt, und daher die Schemata selbst verändert bzw. 
anhand der neuen Erfahrungen adaptiert werden müssen.

11	 Bowlby, 1995.
12	 Maslow, 1981.
13	 Harlow, 1958.
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in dieser Form herstellbaren Wahlalternative zwischen einer 
Nahrung anbietenden Mutterattrappe aus Draht und einer an-
genehme Berührungen im Sinne von Körperkontakt anbieten-
den Stoffmutter mehrheitlich für letztere entschieden. 

Im Zusammenhang mit dem emotional-sozialen Ent-
wicklungsgeschehen, wie im schulischen Kontext der  
betreffende Förderschwerpunkt bei von psychischen und Ver-
haltensschwierigkeiten in der Entwicklung betroffenen Kin-
dern und Jugendlichen heutzutage bezeichnet wird (den der 
Autor fachlich vertritt), ist jedoch im Kontext der Fortschritte 
in den Neurowissenschaften noch zu ergänzen, dass über die 
Repräsentationen des Verhaltens anderer und des Erlebens 
meiner selbst hinaus evolutionär auch die Fähigkeit angelegt 
ist, das Erleben anderer in uns abzubilden, was die Grundlage 
– jedoch ohne die Kombination mit entsprechenden Lerner-
fahrungen nicht die Garantie – zur Erlangung von Empathie 
darstellt. Die entdeckten sog. „Spiegelneurone“ ermöglichen 
es Individuen, im nahezu für die Wortwahl kennzeichnenden 
Sinne emotionale Zustände Anderer in sich zu „spiegeln“, die 
den Erregungsmustern eigenen Erlebens nahezu entspre-
chen.14 Auf diese Weise funktionieren auch Phänomene wie 
emotionale Ansteckung bei Freude/Lachen, aber auch Trau-
rigkeit/Weinen. Diese prinzipiell gegebene neuronale Grund-
ausstattung muss im weiteren Entwicklungsverlauf jedoch 
auch genutzt bzw. trainiert und in diesem Sinne auch verfei-
nert werden. Auch dieser Gesichtspunkt bietet einen Hinweis 
für sinnvolle Maßnahmen im Hinblick auf Empathietrainings, 
denn der mögliche Perspektivenwechsel und das sich Hinein-
versetzen in Andere ist von hoher Relevanz hinsichtlich einer 
gelingenden Gestaltung von Beziehungen und somit auch für 
die Verhaltens- oder im engeren Sinne auch Verbrechensprä-
vention.15

In der Entwicklungspsychologie wurde diese Erkenntnis-
se zudem unter dem Stichwort „theory of mind“ ausdifferen-
ziert, die kurz zusammengefasst besagt, dass ein wichtiges 
Entwicklungsziel darin besteht, das Bewusstsein bzw. psychi-
sche Erleben anderer Beziehungspartner im allgemeinen und 
konkreten erkennen und für das eigene Handeln angemessen 
nutzen zu können. Auch in dieser Hinsicht sei ein kurzer Ex-
kurs in die Entwicklungspsychopathologie gestattet, in dem 
sich in den entsprechenden Forschungsarbeiten herausgestellt 
hat, dass Personen mit Autismus-Spektrum-Störungen (ASS) 
genau in der Entwicklung einer adäquaten „theory of mind“ 
Hindernisse aufweisen, die ihnen das Zurechtfinden in sozia-
len Beziehungskontexten in der bekannten Weise erschweren.

Dieses Phänomen lässt nun sozusagen auf die andere Sei-
te der Medaille überleiten, anhand derer vor Augen geführt 
werden soll, dass die in aller Regel gegebenen grundlegenden 
sozialen Bedürfnisse nicht immer und für alle Individuen in 
vergleichbarer Weise vorauszusetzen sind. Ein prominentes 
Beispiel haben wir gerade mit der abweichenden Entwicklung 
bei Menschen mit Autismus angesprochen, wo soziale Bezie-
hungen bzw. schon deren Angebot als aversiv erlebt werden 
können. Eine nicht minder bedeutsame und in der Häufigkeit 
im Vollzug zweifelsohne häufiger vorkommende Konstellati-
on des ambivalenten oder aversiven Erlebens, insbesondere 
bezogen auf Nähe, kann bei Traumatisierungen gegeben sein. 
Wie aus der Traumaforschung nach anfänglich falsch verstan-

14	 Bauer, 2006.
15	 Auch in diesem Zusammenhang sei wiederum parallel auf Piaget und die Ent-

wicklung der kognitiven Fähigkeit bzw. Vorstellungstätigkeit, Perspektiven-
wechsel (experimentell aufgezeigt in seinem klassischen Drei-Bergeversuch) 
vornehmen zu können (2016), hingewiesen.

denen, wenn auch gut gemeinten Ansätzen (wie forciertes 
„debriefing“) bekannt (geworden) ist, sind Abgrenzungsbe-
dürfnisse und entsprechende Abwehrhaltungen – auch im 
Hinblick auf die Prävention von posttraumatischen Belas-
tungsstörungen (PTSD) – als erforderliche Schutzmechanis-
men zu verstehen und entsprechend zu respektieren, wenn 
man das Risiko von Re-Traumatisierungen und die Triggerung 
von traumabezogenen Erlebnissen („flash back“) mit oft kaum 
abschätzbaren Verhaltensfolgen – etwa in Richtung plötzlich 
entstehender situativer Eskalationen – umgehen möchte.

Bei einer korrekten fachlichen (und nicht inflationären) 
Verwendung des Traumabegriffs im Sinne eines existenziell 
bedrohenden Ereignisses steht insbesondere die verstören-
de Erfahrung eines totalen Kontrollverlustes und damit eine 
grundlegende Erschütterung des Vertrauens in sich und die 
Welt (ganz im Sinne der oben beschriebenen Bindungstheo-
rie) im Mittelpunkt. Insofern kommt bei der Überwindung 
eines Traumas die Wiedererlangung der Kontrollerfahrung 
bzw. -attribution, dass die betroffene Person sich nicht (er-
neut lediglich) als Spielball der Ereignisse ohne Einflussmög-
lichkeit erlebt, eine zentrale Rolle zu. Dies schließt Zeitpunkt 
sowie Dauer, Art und Weise sowie die Umstände, sich mit der 
Traumabewältigung auseinanderzusetzen und sich ihr zu stel-
len, mit ein, die als Option von professioneller Seite konstant 
vorgehalten, jedoch von der betroffenen Person bezogen auf 
die genannten Aspekte wesentlich mitbestimmbar sein sollte.

Kontrollfunktionen in der Nähe-Distanz-Regulation

Dies führt uns nun grundsätzlich zur Frage der Kontrolle 
in der Nähe-Distanz-Regulation in Beziehungen, wie sie schon 
einmal kurz bei der Tanzanalogie gestreift wurde. In persön-
lichen oder privaten Beziehungen, die in der Regel eher sym-
metrisch angelegt sind, können die Nähe-Distanz-Verhältnis-
se in gegenseitiger Abstimmung oder Feinjustierung unter 
beidseitiger Beteiligung ausgehandelt bzw. gestaltet werden. 
In primär beruflich geprägten Beziehungen finden sich über-
wiegend eher asymmetrische Beziehungskonstellationen, wie 
etwa im Bereich der Schule, Jugendhilfe und im Justizvoll-
zug. Dennoch lässt sich die Mitgestaltung von Beziehungen 
auch in von Zwangsbedingungen geprägten Kontexten, selbst 
wenn dies gewollt wäre, nie ganz aufheben. Hingegen kann 
bei solchem Ansinnen eine Dynamik der Gegenwehr, unter 
die persönlichen Spielräume (zu) sehr einschränkenden, und 
damit letztlich auch die Person selbst potentiell missachten-
den Bedingungen im Sinne der sog. „Reaktanz“ entstehen, die 
durchaus sehr eruptive Mobilisierungen von Energien mit sich 
bringen kann.

Die Nähe zwischen Personen – in anderen konzeptuel-
len Zusammenhängen auch mit dem Fachterminus (sozialer) 
„Kohäsion“ kennzeichnet – bedarf also zugleich auch einer be-
gleitenden Betrachtung der Kontroll- oder Machtverhältnisse. 
Aus dem betreffenden Kontext der familienpsychologischen 
Forschung ist in dieser Hinsicht gut bekannt, dass emotionale 
Nähe, die an sich, wie dargestellt, entwicklungsförderlich ist, 
in Kombination mit stark hierarchisch geprägten Beziehungs-
komponenten, die eine Mitsprache in der Gestaltung dieser 
Beziehungen erschwert oder verunmöglicht, ins Gegenteil 
umschlagen und zu einem Entwicklungshemmnis werden 
kann.16

16	 Gehring, 1998.
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In dieser Hinsicht ist also die bisherige Betrachtung – ge-
rade auch in Bezug auf den Vollzugskontext – zu erweitern im 
Hinblick auf die Erwünschtheit von Nähe und Distanz bzw. 
die Möglichkeit zur Mitgestaltung und Regulation von Bezie-
hungen auf dieser Dimension. Es sind hier prinzipiell mehrere 
Optionen oder Kombinationen denkbar, die bezogen auf die 
Nähe-Distanz-Dimension jeweils berücksichtigen, inwieweit 
diese von Seiten einer Person erwünscht – attraktiv – ist, oder 
als – aversiv – vermieden werden möchte oder unter besonde-
ren Kontextbedingungen, wie im Vollzug, auch erzwungener-
maßen – coersiv – in einer bestimmten Weise konstelliert ist 
(s. Abb. 1).

Die zweite Achse eines so entstehenden Würfelmodells 
zur Nähe-Distanz-Regulation bezieht sich auf die Motivati-
onslage, die zum einen von der Person selbst ausgehend als 
intrinsisch verstanden sowie, wenn vorwiegend von den Um-
gebungsbedingungen bestimmt, als extrinsisch erlebt werden 
kann.17

Aus diesen Aspekten ergeben sich nun mehrere Kombina-
tionsmöglichkeiten: 

Wenn eine Person von sich aus (intrinsisch) Nähe 
wünscht, sie also gegenüber einem anderen Individuum als 
attraktiv empfindet (sich sozusagen hingezogen fühlt) und 
somit die Bereitschaft zur Nähe gegeben ist, dann kann, wenn 
dies reziprok auch für die andere Person in dieser Konstella-
tion gilt, auf der Basis eines gegenseitigen Einverständnisses 
(Konsens) die Erfahrung von Intimität entstehen. Dies lässt 
sich als das Erleben von Vertrauen und Vertrautheit, Zunei-
gung, Angenommensein und dgl. umschreiben. 

17	 Es sei an dieser Stelle nochmals darauf hingewiesen, dass die Achsen des 
Modells keineswegs als statische Komponenten zu verstehen sind, sowohl 
Motivationsbedingungen wie auch dem gesamten Beziehungsgeschehen ein 
unentwegt dynamischer Prozesscharakter zukommt, indem sie sich konti-
nuierlich wandeln und zwischen ambivalenten Tendenzen oszillieren können, 
weshalb der Darstellung im Grunde zusätzlich in vierter Dimension noch eine 
Zeitachse hinzugefügt werden könnte.

Wenn eine Person von sich aus (intrinsisch) Distanz 
wünscht, diese gegenüber einem anderen Individuum als 
attraktiv(er) empfindet (sozusagen Abstand wahren möch-
te), kann, wenn dies reziprok auch für die andere Person in 
dieser Konstellation gilt, auf der Basis eines gegenseitigen 
Einverständnisses (Konsens) die Erfahrung von Integrität 
entstehen. Dies lässt sich als das Erleben von persönlichem 
Respekt, der wechselseitigen Akzeptanz von Bedürfnissen 
und Grenzen, Diskretion und dgl. beschreiben.

Wenn eine Person von sich aus (intrinsisch) keine Nähe 
wünscht, sie also als aversiv empfindet und gegenüber einem 
anderen Individuum folglich vermeiden möchte, oder aber 

im extrinsischen Sinne von äußeren Rah-
menbedingungen coersiv faktisch so (vor-)
gegeben ist, kann die Erfahrung von Invasi-
on entstehen. Dies schließt das Erleben der 
Überschreitung bzw. Verletzung persönlicher 
Grenzen, von Missachtung und dgl. ein und 
kann, wie bereits dargestellt, zu entspre-
chenden Verhaltensreaktionen im Sinne der 
Gegenwehr mit dem Versuch einer Wieder-
herstellung von Grenzen und Wahrung von 
Respekt führen.

Welche ggf. extremen Verhaltensfolgen 
erzwungene Nähe zu anderen Individuen 
nach sich ziehen kann, konnte auch in em-
pirischen Studien gezeigt werden, etwa – aus 
forschungsethischen Gründen – in tierex-
perimentellen Untersuchungen zum sog. 
„over-crowding“, was das Entstehen von 
Stressbelastungen, wenn sich zu viele Indi-
viduen zu wenig Raum teilen müssen, kenn-
zeichnet bis zu der Konsequenz, sich im Sinne 
der Reduktion der verdichteten Lebensver-
hältnisse gegenseitig zu eliminieren.18

Es sei erlaubt, wenn auch an dieser Stel-
le zugegebenermaßen einen großen Bogen 
spannend, zumindest kurz auf die interna-
tional gültigen menschenrechtlichen Rah-

menbedingungen, die eine persönliche Integrität und somit 
Menschenwürde zu garantieren intendieren, zu verweisen. 
Wenn rechtlich verankerte und ggf. subjektiv (zusätzlich) 
markierte Grenzen im Sinne einer Distanzwahrung über-
schritten und eine Nähe ohne bekundetes Einverständnis 
hergestellt wird, sind unweigerlich auch rechtliche (und ggf. 
strafrechtliche) Fragen – wie insbesondere bei Extrembei-
spielen von Misshandlung, sexueller Ausbeutung deutlich 
wird – berührt. Dass bei Fragen der Nähe-Distanz-Regula-
tion dabei auch immer Gender-19 sowie Alters- bzw. Gene-
rationsfragen tangiert werden, ist selbstredend und kann 
an dieser Stelle außer dieser ergänzenden Erwähnung nicht 
näher ausgeführt werden.

Nochmals auf Abbildung 1 zurückkommend, ergibt sich 
als verbleibende Kombination: Wenn eine Person von sich 
aus (intrinsisch) keine Distanz wünscht, sie also als aversiv 
empfindet und gegenüber einem anderen Individuum folg-
lich vermeiden möchte, oder dies jedoch extrinsisch, von äu-
ßeren Rahmenbedingungen coersiv faktisch so (vor-)gegeben 
ist, kann die Erfahrung von Isolation entstehen. Dies schließt 
das mögliche Erleben von Vereinsamung, Vernachlässigung, 

18	 Calhoun, 1962.
19	 Z.B. Rendtorff, 2012.
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Ausgeschlossen- und Vergessensein und dgl. ein. An dieser 
Stelle sei auf Befunde der modernen Neurowissenschaften 
hingewiesen, die bei Erfahrungen von Isolation und sozialer 
Exklusion ähnliche neuronale Reaktionen im Gehirn wie bei 
(körperlich zugefügten) Schmerzen nachweisen können. Der 
(erste) indische Literaturnobelpreisträger R. Tagore hat dies 
ganz im Sinne der im Würfelmodell dargestellten Kombinati-
onen verschiedener Optionen folgendermaßen trefflich for-
muliert: „Allein sein zu müssen ist schwer – Allein sein zu 
können, ist schön.“

Wenn man nun in einem weiteren Schritt noch die zu-
sätzliche Dimension der Zielperson(en) in der Weise berück-
sichtigt, ob sich diese Konstellationen oder Kombinationen, 
wie sie in Abbildung 1 dargestellt sind, auf sich selbst, auf 
vertraute Personen aus dem persönlichen Umfeld oder pro-
fessionelle Interaktionspartner, wie man ihnen u.a. auch 
im zumindest vorübergehend bestehenden Lebenskontext 
Justizvollzug begegnet, bezieht, kann die Komplexität des 
vorliegenden Themenfeldes weiter in den Blick genommen 
werden. 

Die Person selbst soll hier als wichtiger Aspekt nicht aus-
gespart bleiben, da die Nähe-Distanz-Thematik sich sozusa-
gen auch auf das Innenverhältnis eines Individuums beziehen 
lässt. Aus dem fachlichen Kontext der klinischen Psycholo-
gie/Psychiatrie ist das Phänomen durchaus bekannt, dass 
Personen bspw. die Nähe zu oder mit sich selbst als aversiv 
erleben können und somit (bisweilen geradezu fluchtartig) 
vermeiden wollen. Auch auf den Vollzugskontext bezogen ist 
dies gerade im Hinblick auf die eigene (Tat-)Verantwortung 
und Schuldauseinandersetzung durchaus vorstellbar.

Bezogen auf die potentiellen Interaktionspartner ergibt 
sich anhand dieser Dimension das Paradox, dass zu jenen 
Personen aus dem vertrauten Umfeld, bezüglich derer ver-
mutlich eher Nähe – im Hinblick auf die eingangs genann-
ten räumlich-zeitlichen und psycho-sozialen Aspekte – ge-
wünscht wird, faktisch während der Haft Distanz hergestellt 
ist,20 während zu Personen, die einem als Professionelle be-
gegnen, denen gegenüber üblicherweise eher Distanz gehal-
ten werden möchte, eine tatsächliche Nähe besteht.

Dies schließt jedoch keinesfalls aus, dass über die 
raum-zeitlichen Aspekte hinaus auch den in aller Regel (mit 
den geschilderten Ausnahmen) bestehenden psychosozialen 
Beziehungsbedürfnissen in diesem Kontext professioneller 
Begegnungen, wie auch Erfahrungen in anderen zwangsge-
prägten Konstellationen wie etwa bei geschlossenen Psych-
iatrieunterbringungen zeigen, durchaus Realisierungsoptio-
nen zukommen, die jedoch der permanenten Reflexion und 
im günstigen Fall auch begleitender Supervision bedürfen. 
Dass dies nicht nur möglich, sondern auch im Hinblick auf 
die Förderung von therapeutisch und/oder pädagogisch 
motivierten Verhaltensänderungen erforderlich ist, ist hin-
länglich durch die umfangreiche Befundlage aus der Psycho-
therapieforschung belegt, aus denen übereinstimmend die 
professionelle Beziehung/Allianz bzw. ein entsprechendes 
Arbeitsbündnis als (mit-)entscheidendes Agens für erfolgrei-
che Veränderungsprozesse hervorgeht.21 

Im Umkehrschluss bedeutet dies zugleich, dass indivi-
duelle Veränderungsprozesse und somit letztlich die Erfül-

20	 Von den eher in homöopathisch Dosen bestehenden Besuchsmöglichkeiten 
einmal abgesehen, die insbesondere auch im Hinblick auf evtl. vorhandene 
eigene Kinder eine eingehendere Betrachtung als hier möglich – gerade auch 
im Hinblick auf die dargestellte Bindungsthematik – verdienten. 

21	 Z.B. Böhle, Grosse, Schrödter & van den Berg, 2012.

lung eines pädagogischen Auftrags auch im Justizvollzug 
ohne entsprechende Beziehungsangebote und korrigierende 
Erfahrungen schlechterdings nicht denkbar sind. D.h. trotz 
aller Herausforderungen und Risiken, die bei einem Sich-Ein-
lassen auf Beziehungen gerade auch in diesem stark von 
äußeren Rahmenbedingungen geprägten Kontext gegeben 
sein können (wie Manipulations-Erpressungsversuche, Be-
drohungen bis hin zu konkreter Gewaltausübung), gibt es 
für diese Beziehungswagnisse keine Alternative und – ange-
sichts der ihnen eigenen Komplexität, wie sie auch im vorlie-
genden Beitrag zum Ausdruck gekommen ist – ebenso keine 
Rezeptur. Insofern ist der entsprechende Umgang mit Unsi-
cherheiten bis hin zu Ängsten sowie (Ver-)Zweifeln in der Be-
ziehungsgestaltung in diesem außergewöhnlichen Kontext 
nicht als Ausnahme, sondern als vielmehr charakteristisch 
anzusehen. 

Dies kann zugleich jedoch nur Ermutigung und Ansporn 
sein, der Beziehungsthematik und -arbeit im Allgemeinen 
und der Nähe-Distanz-Regulation im Besonderen in allen 
professionellen Kontexten, auch und gerade unter den Be-
dingungen im Vollzug, den erforderlichen Stellenwert – un-
ter anderem mit einer prominenten Verankerung in Aus-, 
Forschung- und Weiterbildung und, wie in anderen sozialen 
Berufen, auch berufsunterstützenden Angeboten wie Super-
vision mit jeweils handlungspraktischen und reflexiven Be-
zügen – überdauernd einzuräumen. 
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Erik Koch, Ina Wolf-Schumann

Nähe und Distanz im sächsischen Justizvollzug 

1. Einordnung 

Was eine professionelle Nähe bzw. professionelle Distanz 
zwischen Bediensteten und Gefangenen kennzeichnet, ist 
eine wesentliche Frage im aktuellen Strafvollzug – und diese 
Frage ist nicht einfach zu beantworten. Es gibt keine wirklich 
exakte Definition, was eine professionelle Nähe auszeichnet, 
die gleichzeitig eine professionelle Distanz ist. Die Grenzen 
verschieben sich und sind abhängig vom Kontext. 

Ohne Zweifel fehlt die nötige Distanz, wenn man sexuel-
len Kontakt mit Gefangenen hat oder wenn man jemandem 
aufgrund freundschaftlicher Verbundenheit ein Smartphone 
mitbringt. Aber oftmals definiert der Kontext, ob etwas zu 
nah oder auch zu distanziert ist. 

Aber man muss sich bewusst machen, dass es besondere 
Momente sind, die ein vermeintlich zu distanziertes oder zu 
nahes Verhalten rechtfertigen lassen – Momente, die im nor-
malen Arbeitsalltag nicht gegeben sind. Das Entscheidende 
ist und bleibt, sein eigenes Verhalten zu reflektieren und bei 
einem Verdacht von zu großer Nähe oder Distanz transpa-
rent zu machen. Es ist immer besser, man sagt selbst etwas, 
bevor es über Gefangene kolportiert wird. Hierfür hat die An-
staltsleitung eine Kultur zu etablieren, in der man mögliche 
Fehler eingestehen kann.

Wenn man von einer Auflösung der professionellen Dis-
tanz spricht, denkt man unweigerlich an spektakuläre Fälle. 
An Kinder, die in Anstalten gezeugt worden sind, an organi-
sierten Handyschmuggel, der mal mit einer Gefälligkeit be-
gonnen hat und anderes mehr. 

In einer geschlossenen Institution wie dem Justizvollzug 
besteht die Gefahr, dass sich die professionelle Distanz zwi-
schen Bediensteten und Gefangenen verändert, sich Grenzen 
verschieben oder sich die Distanz sogar auflöst. Dies war 
auch Anlass für eine gezielte Auseinandersetzung mit dem 
Thema Nähe-Distanz. Es sind mehrere Vorfälle an sächsi-
schen Justizvollzugsanstalten zu Tage getreten, bei denen es 
zur Auflösung der professionellen Distanz zwischen Bediens-
teten und Gefangenen gekommen ist. Sexuelle Verhältnisse 
oder Liebesverhältnisse sind dabei aber nur ein Phänomen 
möglicher grenzüberschreitender Beziehungen. Gefälligkei-
ten aufgrund freundschaftlicher Bindungen können hier z.B. 
als weiteres Phänomen genannt werden. 

Darüber hinaus – und dies gestaltete sich nach und nach 
in der Auseinandersetzung mit dem Thema – gibt es gene-
rell einen Grund, sich mit der Nähe-Distanz-Problematik zu 
beschäftigen, da der Grad an Nähe und an Distanz grundle-
gende Qualitätsaspekte bei der Umsetzung des Strafvollzugs-
gesetzes darstellt. Es gilt immer wieder zu definieren, wie viel 
Nähe einerseits notwendig ist, um einen begegnungsorien-
tierten Vollzug zu realisieren, und wie viel Distanz anderer-
seits erforderlich ist, um sicherheitsrelevante Maßnahmen 
durchzuführen, nicht angreifbar zu sein und den notwen-
digen Respekt der Gefangenen nicht zu verlieren. Insofern 
kann man nicht nur von einer dauerhaften Sicherung einer 
professionellen Distanz, sondern auch von der Entwicklung 
einer professionellen Nähe-Distanz-Beziehung sprechen.

2. Hintergrund

Das Thema Nähe-Distanz ist kein Spezifikum des Justizvoll-
zuges; es gibt viele beziehungsintensive Berufe, in denen die-
ser Aspekt eine Rolle spielt: Erzieher – Kinder, Lehrer – Schü-
ler, Therapeut – Klient etc. Auch Journalisten berichten, dass 
Politiker versuchen, bewusst eine Nähe aufzubauen, damit sie 
beeinflusst werden können. Auch Journalisten müssen also 
auf eine professionelle Distanz achten. Aber das Arbeitsum-
feld Justizvollzug stellt insbesondere für Mitarbeitende des 
allgemeinen Vollzugsdienstes ein besonders schwieriges Ar-
beitsumfeld dar. Sie sollen einerseits generell bereit sein für 
Alltagskommunikation zur Förderung eines positiven Klimas, 
und anderseits ihre Kontrollfunktion, z.B. Haftraumdurchsu-
chungen, wahrnehmen. Zudem sollen Mitarbeitende des all-
gemeinen Vollzugsdienstes verstärkt in behandlerisch-thera-
peutischen Settings tätig werden, in denen mit intendiert ist, 
dass sich die Gefangenen offenbaren.

An dieser Stelle ist eine Unterscheidung zwischen beruf-
lich-professioneller, persönlicher und privater Beziehungse-
bene sinnvoll. Während man in vielen Berufen problemlos zu-
mindest auch eine persönliche Ebene bedienen kann, was für 
einen vertrauensvollen Kontakt zuträglich ist, z.B. Verkäufer 
– Kunde, ist dies bei der aufsichtlichen, verantwortungsvollen 
und sicherheitsrelevanten Tätigkeit eines Justizvollzugsbe-
amten zu hinterfragen. Dies stellt eine wesentliche Heraus-
forderung des Berufes dar. 

Auf einer beruflich-professionellen Ebene werden berufs-
bezogene Aspekte mit den Gefangenen besprochen. Hierbei 
kann es um einfache organisatorische Klärungen gehen oder 
aber der Gefangene erzählt über Sachverhalte, die ihn beschäf-
tigen. Von Seiten des Gefangenen können dies sehr persönli-
che Probleme sein. Der Bedienstete geht professionell darauf 
ein, zum Beispiel durch aktives Zuhören. Auf einer persönli-
chen Ebene erzählt der Bedienstete selbst etwas von sich, sei 
es über den letzten Urlaub, über die Kinder, Hobbies etc. Auf 
einer privaten Beziehungsebene kommt es zu freundschaftli-
chen Beziehungen, man geht zum Beispiel nach der Haftent-
lassung unmittelbar ein Bier trinken, bis hin zu sexuellem 
Kontakt. Bei der privaten Ebene bewegt man sich in einem 
Bereich, der bei sexuellem Kontakt strafrechtlich relevant ist 
und grundsätzlich gegen die Dienst- und Sicherheitsvorschrif-
ten für den Strafvollzug (DSVollz) verstößt. 

Sicherlich ist es schwierig, die Grenzen zwischen persön-
lichen und beruflich-professionellen Aspekten zu nennen. Un-
abhängig davon wird hier aber die Auffassung vertreten, dass 
es ratsam ist, auch die persönliche Ebene bei den Gefangenen 
nicht zu bedienen. Zum einen ist die Gefahr, auf eine priva-
te Ebene abzugleiten, geringer und zum anderen ist man vor 
manipulativen Einflüssen besser geschützt. Potentiell können 
alle persönlichen Informationen gegen einen selbst verwen-
det werden. 

Irgendwann sind die Grenzen zu ziehen und je klarer man 
diese zieht, umso leichter ist dies auch Gefangenen wertschät-
zend zu vermitteln. Man mag vielleicht noch antworten bei 
der Frage, wo man den letzten Urlaub verbracht hat, aber will 
man sagen, mit wem und was man tagtäglich gemacht hat?
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Wann aus einer beruflich notwendigen professionel-
len Beziehung eine persönliche, vertrauensvolle wird, die 
nicht mehr tragbar ist, ist eine entscheidende Frage. Diese 
Herausforderung teilen die Mitarbeitenden des allgemeinen 
Vollzugsdienstes zum Beispiel grundsätzlich mit den Fach-
diensten der Justizvollzugsanstalten. Im Unterschied zu den 
Fachdiensten stehen die Mitarbeitenden des allgemeinen 
Vollzugsdienstes jedoch in ständigem Kontakt zu den Ge-
fangenen, was die unmittelbare Kontaktaufnahme, die Dau-
er und die Häufigkeit betrifft. Dies stellt ein erschwerendes 
Moment dar. 

3. Entwicklung von Konzepten zur Verhinderung 
von Grenzverletzungen

Anhand von Gesprächen, der Analyse mehrerer Vorfälle und 
konzeptioneller Überlegungen wurden mögliche Gründe für 
die Auflösung der professionellen Distanz eruiert. Dabei 
kristallisierten sich mehrere als verantwortlich heraus, wobei 
eine Kombination mehrerer Gründe am wahrscheinlichsten 
ist. Ein Grund ist, dass sich die Bediensteten ihres Fehlver-
haltens bzw. der Konsequenzen nicht im gesamten Ausmaß 
bewusst sind (a). Mitunter verfügen die Bediensteten nicht 
über Handlungsstrategien, bei Annäherungen/Manipulatio-
nen von Gefangenen adäquat zu reagieren (b), und/oder es 
wird mehr oder weniger bewusst das Risiko eingegangen; 
zumindest insoweit, dass die Gefahr besteht, dass man die 
persönlichen (sexuellen) Verflechtungen nicht mehr auflösen 
kann (c). Private Probleme, Einsamkeit und fehlende Aner-
kennung zuhause und bei der Arbeit, eine geringe Identifi-
kation mit der Anstalt und dem eigenen Team begünstigen 
ein Fehlverhalten. Dabei darf auch nicht außer Acht gelassen 
werden, dass bestimmte behandlungsintensive Settings auch 
Risikosituationen darstellen.

Das Ziel muss es sein, dass die notwendige professio-
nelle Distanz durchgängig gewahrt bleibt. Hierzu bedarf es 
entsprechender Maßnahmen zur Bearbeitung der aufgeführ-
ten Gründe. Wichtig dabei ist auch, die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der Bediensteten zu berücksichtigen. Nicht jeder 
ist z.B. gewillt, eine Fortbildung zu besuchen, oder besitzt die 
Einsicht, dass er eine Fortbildung benötigt. In Sachsen wurde 
hierzu ein Konzept erarbeitet. Anhand von im Sächsischen 
Staatsministerium der Justiz erarbeiteten Vorschlägen wur-
den Ziele und Maßnahmen mit den Anstaltsleitungen und 
mit Mitarbeitenden des allgemeinen Vollzugsdienstes im 
Rahmen eines Runden Tisches diskutiert. Zudem konnten 
neue Ideen formuliert werden. Die verschiedenen Maßnah-
men wurden beim Runden Tisch in systematischer Form von 
den Teilnehmenden hinsichtlich der Sinnhaftigkeit bewertet. 
Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sind in das Konzept 
eingeflossen.

Im Folgenden werden die Maßnahmen des Konzeptes 
zur besseren Orientierung unter dezentrale bzw. zentrale 
Maßnahmen subsumiert.

3.1 Dezentrale Maßnahmen

Informationsveranstaltungen
Auf Informationsveranstaltungen soll durch die Leitung der 
Justizvollzugsanstalt allen Bediensteten vermittelt werden, 
welche besondere Bedeutung die professionelle Distanz hat 

und welche Folgen ein Fehlverhalten nach sich zieht. Diese 
Veranstaltungen richten sich ausdrücklich an alle Bediens-
teten der Justizvollzugsanstalt. Mit den Folgen sind sowohl 
die rechtlichen Folgen für die Bediensteten selbst als auch 
mögliche Sicherheitsrisiken für die anderen Bediensteten 
und Gefangenen gemeint; sei es dadurch, dass man sich er-
pressbar macht oder in einer emotionalen Abhängigkeit 
dem Gefangenen Vorteile verschafft. Auch die persönliche 
Beschämung durch das Bekanntwerden einer Distanzverlet-
zung sollte angesprochen werden. In der Veranstaltung soll 
den Bediensteten der Rücken gestärkt werden: Es gibt kei-
nen Generalverdacht gegenüber den Bediensteten; der Beruf 
ist herausfordernd und die Bediensteten sollen unterstützt 
werden. Es sollte auch – wie einleitend ausgeführt – betont 
werden, dass der Grad an Nähe und an Distanz grundlegen-
de Qualitätsaspekte bei der Umsetzung des Strafvollzugsge-
setzes darstellen. Es sind somit alle betroffen. In der Veran-
staltung werden auch die weiteren geplanten Maßnahmen 
vorgestellt. Zudem sollten in mehreren Informations- bzw. 
Fortbildungsveranstaltungen alle (Stations-)Bediensteten 
über klinische Störungsbilder bei Gefangenen, die bei der 
Nähe-Distanz-Problematik besonders relevant sind, geschult 
werden. Hierzu werden entsprechend viele kurze Veranstal-
tungen durch Psychologinnen und Psychologen der Anstalt 
durchgeführt. Diese Veranstaltungen könnte man auch be-
reits im Bereich der nachfolgenden internen Fortbildungen 
ansiedeln.

Interne Fortbildungen
Bei besonderem Bedarf können neben den obigen Veranstal-
tungen interne Fortbildungen zum Thema Nähe-Distanz zur 
Erweiterung von Handlungskompetenzen beantragt werden. 
Diese Veranstaltungen sind für Frauen und für Männer auf 
freiwilliger Basis zugänglich. Gegenstand der Fortbildung 
sind folgende Themen: eigene emotionale und soziale Kom-
petenz, konstruktive Kommunikations- und Konfliktfähig-
keit, Umgang mit Nähe und Distanz sowie Umgang mit Gren-
züberschreitungen. 

Trennung von Behandlungsmaßnahmen und
„normalem“ Vollzug 
Des Weiteren ist eine Trennung von Behandlungsmaßnah-
men, die eher im Bereich eines therapeutischen Umfeldes 
angesiedelt sind einerseits und „normalem“ Stationsalltag 
andererseits sinnvoll. Mitarbeitende des allgemeinen Voll-
zugsdienstes in Sachsen bieten, wie auch in anderen Bun-
desländern, unter anderem aufgrund ihrer erwünschten 
Zusatzqualifikationen Behandlungsmaßnahmen an. Bei dem 
Angebot neuer Kurse soll darauf geachtet werden, dass die 
Behandlungsmaßnahmen nicht mehr mit Gefangenen der 
eigenen Abteilung durchgeführt werden. Die Behandlungs-
angebote zielen in der Regel ausdrücklich darauf ab, dass sich 
die Gefangenen in irgendeiner Form offenbaren, dass sie an 
ihrer Persönlichkeit und ihrem Verhalten arbeiten. Für die 
Bediensteten stellt es eine besondere Herausforderung dar, 
die Zusammenarbeit mit den Gefangenen so zu gestalten, 
dass sich Selbstoffenbarungen nicht auf das Stationsleben 
auswirken. Es muss dabei nicht immer um Gefälligkeiten 
gehen, es kann auch um Hemmungen gehen, sicherheitsre-
levante Maßnahmen durchzuführen, z.B. die Kontrolle von 
Hafträumen. Bei Angeboten, bei denen es sich um (freizeit-
pädagogische) gemeinsame Beschäftigungen handelt, ist eine 
Trennung nicht erforderlich.
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Verhaltenskodex und Teamorientierung
Dass das Eingehen einer persönlichen Beziehung nicht 
(mehr) gehemmt wird, wird – sofern dies gegeben ist – durch 
ein schwach ausgeprägtes Berufsethos, sowie einem damit 
verbundenen, fehlenden schlechten Gewissen, wiederum 
einhergehend mit einer fehlenden Kultur der Prävention ver-
stärkt.

Es gilt somit, das Berufse-
thos zu stärken und verbindli-
che Werte zu definieren. Und, so 
die im Konzept verankerte Aus-
gangsidee, sowohl gewünschtes 
als auch sanktioniertes Verhal-
ten festzulegen. Dabei sollte 
ausdrücklich in beiderlei Rich-
tungen diskutiert werden: Wel-
ches Verhalten impliziert eine 
zu große Nähe, welches eine zu 
große Distanz; was kennzeich-
net eine zur Ausübung der Pro-
fession notwendige Nähe einer-
seits und notwendige Distanz 
andererseits? Hierzu wurde ein 
Arbeitsprozess an der Justiz-
vollzugsanstalt Dresden – als 
Pilotanstalt – angeregt und ein 
Kodex diskutiert und formu-
liert.

Dies sollte zu einer (Re-)
Aktivierung des Berufsethos, 
zu einem stärkeren Wertebe-
wusstsein und damit auch zu 
einem stärkeren Hemmungs-
mechanismus führen. Durch das 
gemeinsame Bekenntnis kann 
eine stärkere Form der sozialen 
Verpflichtung, der impliziten 
sozialen Kontrolle erzeugt wer-
den, oder positiv formuliert, 

eine Kultur der Prävention, die auch die Identifikation mit 
der Anstalt befördern kann.

Vor diesem Hintergrund wurde eine Arbeitsgruppe, be-
stehend aus Bediensteten unterschiedlicher Abteilungen 
und Berufsgruppen, gebildet. Diese Gruppe bot Raum für 
ein konstruktives, kritisches und vor allem gemeinsames 
Nachdenken über Ziele und gemeinsame Werte der JVA und 
formulierte als Ziel die Erarbeitung eines Leitbildentwurfs. 
Verschiedene Bereiche (z.B. Führungsgrundsätze, Mitarbei-
ter-, Klienten- und Organisationsorientierung) sollten im 
Entstehungsprozess Berücksichtigung bei der Formulierung 
des Leitbildes finden. Innerhalb dieser Gruppe bestand Kon-
sens darüber, dass der Verhaltenskodex, als Verbindlichkeit 
zum angemessenen Umgang mit Gefangenen, einen Teil des 
Leitbildes darstellt. 

Als einer der ersten Schritte erfolgte die Auseinander-
setzung mit folgenden Fragestellungen: Welche Stärken und 
Schwächen hat diese Justizvollzugsanstalt? Was gelingt gut/
weniger gut? Was stellt zufrieden/weniger zufrieden? Was 
sorgt für Irritationen? Wie werden Führungs- und Mitar-
beiterverhalten wahrgenommen? Wie ist unsere Kultur im 
Umgang miteinander und mit den Gefangenen? Es wurde 
sich mit den Werten der eigenen JVA strukturiert auseinan-
dergesetzt. Es sollte ein möglichst umfassendes Bild der JVA 

entstehen. In der Folge wurden anhand weiterer Fragestel-
lungen (u.a. Wer sind wir? Was ist unser Auftrag? Wie wol-
len wir – zusammen – arbeiten?) Aussagen für das Leitbild 
formuliert. Durch die Arbeitsgruppe wurde zum Jahresende 
2017 der Entwurf des Leitbildes der Anstaltsleitung präsen-
tiert. Gegenwärtig soll ein Austausch innerhalb der JVA über 
den Entwurf angeregt werden. Dieser Prozess, das Initiieren 
des Nachdenkens und Diskutieren über das Selbstbild, Nor-
men und die Werte innerhalb der Justizvollzugsanstalt wird 
die nächste Zeit andauern. 

Etablierung eines Warnsystems, eines Diskussionsraumes
Es soll eine Möglichkeit an jeder Justizvollzugsanstalt ge-
schaffen werden, auf aktuelle Auffälligkeiten in den Bezie-
hungen zwischen Bediensteten und Gefangenen hinsichtlich 
der Balance von Nähe-Distanz aufmerksam zu machen und 
zu werden. 

An dieser Stelle werden mehrere Möglichkeiten skizziert, 
die eine erste Anregung für die Ausgestaltung des Warnsys-
tems geben könnten. Aufgrund der unterschiedlichen Struk-
tur und Größe der Justizvollzugsanstalten und der Diskussi-
on beim Runden Tisch waren zentrale Vorgaben hinsichtlich 
der konkreten Gestaltung nicht angezeigt. Eine erste Mög-
lichkeit könnte z.B. darin bestehen, an der Justizvollzugsan-
stalt zu vereinbaren, dass Auffälligkeiten immer direkt dem 
Vorgesetzten gemeldet werden. Dies könnte jedoch einer 
Kultur des Beschuldigens und Rechtfertigens Vorschub leis-
ten, was wiederum wenig zuträglich für den Teamzusammen-
halt erscheint. Es könnte auch sehr ineffizient sein, sofern 
es viele Hinweise geben sollte, denen es nachzugehen gilt. 
Dies könnte eine deutliche Mehrarbeit für die Führungskraft 
bedeuten, der im Überlastungsfall eventuell nicht nachge-
kommen werden kann. Man könnte zweitens recht informell 
vereinbaren, dass man sich nur gegenseitig kollegial auf eine 
zu hohe Nähe oder Distanz aufmerksam macht. Wenn es eine 
gegenseitige Kultur der Wertschätzung und des Vertrauens 
gibt, in der man dies als Hilfe ansieht, dann kann eine solche 
Maßnahme erfolgreich sein. Wie bei der ersten Möglichkeit 
besteht jedoch zumindest die Gefahr, dass man zögert, den 
Sachverhalt zu schildern, um einen Kollegen oder eine Kol-
legin nicht direkt oder indirekt zu diskreditieren. Zudem hat 
man nicht die Möglichkeit, wie in einer gemeinsamen Dis-
kussion, die Weisheit der Gruppe zu nutzen.

Eine formelle, systematische, gemeinsame und regelmä-
ßige Analyse ist vielleicht etwas gewöhnungsbedürftig, aber 
kann sinnvoll im Umgang mit diesem Thema sein. Wesentlich 
ist es, in dem jeweiligen Team eine Atmosphäre zu schaffen, 
in der man Wahrnehmungen auch kundtun kann, ohne dass 
der Kollege oder die Kollegin ihr Gesicht verlieren. Auch ei-
genes Fehlverhalten muss ohne Scheu offen angesprochen 
werden können. An der Justizvollzugsanstalt Chemnitz wird 
eine solche Analyse, die so genannte Risikoanalyse, seit 2014 
zur Prävention umgesetzt. Der Vorteil ist, dass das Verfah-
ren problemlöseorientiert angelegt ist und den Teamzusam-
menhalt unterstützen kann. Seit Jahresende 2017 wird diese 
Analyse stetig in drei Abteilungen der Justizvollzugsanstalt 
Zeithain durchgeführt und erhält positive Resonanz. 

In allen Fällen ist es wichtig, eine Regelmäßigkeit fest-
zulegen, damit sich kein nachlässiger Umgang mit diesem 
Thema ergibt. Dies kann etwa dadurch sichergestellt werden, 
dass sich die Gruppe regelmäßig trifft oder sich die Füh-
rungskräfte regelmäßig Informationen von den Bediensteten 
einholen. 
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3.2. Zentrale Maßnahmen

Fortbildungen zum Thema Nähe und Distanz
Es finden am sächsischen Ausbildungszentrum regelmäßig 
Fortbildungen zum Thema Beziehungsgestaltung: Nähe – 
Distanz statt, die für männliche und weibliche Bedienstete 
zugänglich sind. Eine im modernen Strafvollzug notwendige 
Kontaktaufnahme zu den Gefangenen erfordert eine schwie-
rige Balance zwischen Nähe und Distanz. Die Fortbildungen 
sollen die Bediensteten dabei unterstützen, diese Balance zu 
halten und die Beziehung bewusst und positiv zu gestalten.

Ausreichende Verankerung des Themas in der Ausbildung 
der Mitarbeitenden des allgemeinen Vollzugsdienstes
Das Thema Nähe-Distanz spielt in der gegenwärtigen Ausbil-
dung an drei verschiedenen Stellen eine Rolle im Rahmen-
stoffplan, und zwar in den Sachgebieten Strafrecht, Voll-
zugsrecht und sozialwissenschaftliche Grundlagen. Beim 
Strafrecht wird die Thematik Amtsdelikte vermittelt. Das 
Thema Nähe-Distanz aus vollzugsrechtlicher Sicht bildet ei-
nen, wenn nicht den Schwerpunkt bei der Behandlung der 
DSVollz zu Beginn der fachtheoretischen Ausbildung, um die 
Anwärter und Anwärterinnen schon zu diesem frühen Zeit-
punkt für die Thematik zu sensibilisieren und die rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu erläutern. Im Stoffgebiet Sozialwis-
senschaftliche Grundlagen wird die Bedeutung der Reflexion 
eigener Verhaltensweisen verdeutlicht und die Selbstwahr-
nehmung gestärkt. Zudem wird neben der Vermittlung von 
Kommunikationsmodellen viel Zeit in die Bearbeitung und 
Übung praxisnaher Gesprächsführung und die Analyse von 
Gesprächssituationen investiert. Hiermit sollen auch Hand-
lungskompetenzen zur Vermeidung von Manipulationen 
seitens der Inhaftierten aufgebaut werden. In diesem Zusam-
menhang kann auch die Auseinandersetzung mit „Persön-
lichkeitsstörungen“, worauf z.B. im Kontakt mit Gefangenen 
mit Borderline- oder antisozialer Persönlichkeitsstörung zu 
achten ist, verortet werden.

Zukünftig wird verstärkt dafür sensibilisiert, dass es 
durchaus menschlich (besser: nachvollziehbar) – wenn auch 
nicht professionell – ist, wenn größere Nähe entsteht. Die 
Betroffenen müssen sich in solchen Fällen aber umgehend 
Hilfe (u.a. Vorgesetzte, Beratungsangebote) suchen. 

Eine wichtige Rolle spielen in diesem Gefüge die Refle-
xionstage während der Ausbildung. Zu Beginn und am Ende 
eines fachtheoretischen Ausbildungsabschnitts werden 
Reflexionstage durchgeführt. Die Anwärter und Anwärte-
rinnen bestimmen dabei durch eingebrachte Anliegen und 
Fallbeispiele die Themen mit. In der Gruppe und mit der 
Lehrkraft kann dann erarbeitet werden, wie man selbst in 
der Situation agieren sollte. Hierbei wird auf positive Rollen-
modelle zurückgegriffen. 

Der Zeitanteil für die Reflexionen während der Aus-
bildung wird sich erhöhen. Dadurch wird es möglich sein, 
Selbstwahrnehmung und -reflexion noch besser als bisher 
zu schulen. Mit den Ausbildungsbediensteten, die auch bei 
diesem Thema eine Vorbildrolle erfüllen müssen und dem-
entsprechend auszuwählen sind, wird erörtert, in welcher 
Form das Thema „Grenzverletzungen“ auch in der prakti-
schen Ausbildung angesprochen wird. Auch die Praxisanlei-
ter müssen der Vorbildfunktion gerecht werden.

Abhängig von der Entwicklung des Personalbestandes 
wird eine als sinnvoll erachtete, verpflichtende Begleitung 
von Berufsanfängern im Dienstalltag im Justizvollzug wei-

ter diskutiert. Mit diesem Mentoring-Ansatz kann die in der 
Ausbildung aufgebaute Reflexionsfähigkeit vertieft und der 
kollegiale Zusammenhalt als wesentlicher präventiver Fak-
tor gestärkt werden.

Erklärung zu einer sich disziplinarrechtlich mildernd  
auswirkenden Selbstanzeige
Die Konzeption weist als einen weiteren Aspekt eine sich 
disziplinarrechtlich mildernd auswirkende Selbstanzeige 
aus. Damit wird ein Anreiz gegeben, damit man sich nicht 
verrennt und ggf. erpressbar macht. Die Möglichkeit einer 
sich disziplinarrechtlich mildernd auswirkenden Selbstan-
zeige verhindert kein Fehlverhalten, aber sie verhindert, 
sich erpressbar zu machen und ggf. weitere Vergehen zu be-
gehen.

Eine Entfernung aus dem Beamtenverhältnis ist aber 
nach wie vor in schweren Fällen erforderlich. Der Beamte 
gibt dem Dienstvorgesetzten durch eine Selbstanzeige je-
doch die Möglichkeit zu prüfen, inwieweit beschädigtes Ver-
trauen in die ordnungsgemäße Dienstausübung durch die 
Selbstoffenbarung wiederhergestellt wurde und ob von der 
disziplinarischen Höchstmaßnahme, der Entfernung aus 
dem Beamtenverhältnis, abgesehen werden kann. Ansons-
ten wird in der abschließenden Disziplinarverfügung immer 
dokumentiert, welche Disziplinarmaßnahme ohne Selbstan-
zeige angezeigt gewesen wäre. Hiermit wird die sich mildern-
de Auswirkung transparent gemacht. Bei der Zumessung der 
Höhe der Disziplinarmaßnahme werden unredliche Motive, 
wie etwa Bereicherung, selbstverständlich ebenfalls berück-
sichtigt und erörtert. Es werden somit weiterhin klare und 
für die Beteiligten transparente Konsequenzen gezogen.

Bei Tarifbeschäftigten muss analog erörtert werden, 
ob eine bzw. welche Maßnahme – fristlose oder ordentliche 
Kündigung oder eine Abmahnung – aufgrund der Verletzung 
arbeitsvertraglicher Pflichten erforderlich ist. 

Beratungszentrum für Bedienstete
Die Vorfälle von Grenzverletzungen einer professionellen 
Distanz zwischen Bediensteten und Gefangenen wurden 
zum Anlass genommen, zur Jahresmitte 2016 ein Beratungs-
zentrum für Bedienstete zu etablieren. Aufgabe war es, eine 
zentrale Anlaufstelle zu schaffen, in der neben den bereits 
bestehenden erfolgreichen Beratungsformaten weitere An-
gebote entwickelt werden. Die Angebote werden jedoch 
nicht auf die Thematik der Nähe – Distanz reduziert, weil 
dies eine sehr einseitige bzw. eingeschränkte Betrachtung 
der Fragen der im Justizvollzug tätigen Berufsgruppen dar-
stellen würde. Vielmehr wird mit verschiedenen Beratungs-
formaten auf unterschiedliche Beratungsanliegen und somit 
auf die Komplexität der Arbeitswelt Justizvollzug und den 
Themen der Bediensteten reagiert. Die Nähe-Distanz-Prob-
lematik ist dabei nur ein, wenngleich wichtiges Thema.

Seitdem werden in bedeutendem Maße Beratungsan-
gebote für die Mitarbeitenden des allgemeinen Vollzugs-
dienstes zur Verfügung gestellt. Während externe Supervi-
sionsangebote für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Fachdienste als Qualitätssicherungsmaßnahme einen festen 
Platz haben, war dies für die größte Berufsgruppe nicht der 
Fall. Dem sollte mit der Einrichtung des Beratungszentrums 
entsprochen werden. Unter dem Dach des Beratungszent-
rums sind nunmehr alle Beratungsangebote, die es im säch-
sischen Justizvollzug gibt, verortet bzw. werden von hier 
aus koordiniert und erfasst. 
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Nachfolgende Beratungsformate bzw. -angebote sind im Be-
ratungszentrum gegenwärtig integriert:

¡¡ Mitarbeiterberatung (überwiegend im Zusammenhang 
mit lebensweltlichen Beratungsanlässen)

¡¡ Interne Supervision 
¡¡ Anlaufstelle im Rahmen der Nähe-Distanz-Thematik 
¡¡ Konfliktmoderation
¡¡ Moderation

Darüber hinaus sind die Krisennachsorge und die kollegia-
le Beratung, die durch Bedienstete im Nebenamt ausgeübt 
werden, an das Beratungszentrum angebunden und erfahren 
Begleitung im Rahmen der Organisation und Durchführung 
von Fortbildungen bzw. Reflexionstagen.

Die oben genannten Beratungen werden derzeit von der 
Leiterin des Beratungszentrums und einem hauptamtlichen 
Mitarbeiter angeboten. Bei Vorliegen eines konkreten Bera-
tungsanlasses werden die Betreffenden unterstützt, das für 
das Beratungsanliegen angemessene Beratungsformat zu 
finden. Bedienstete können sich auf direktem Weg an die Be-
raterin bzw. den Berater wenden. Diese organisieren ihre Be-
ratungstätigkeit eigenständig. Seit dem Frühjahr 2017 stehen 
in Dresden, Leipzig und Chemnitz auch externe Beratungs-
räume zur Verfügung. Somit können, auch in räumlicher Hin-
sicht, die Verschwiegenheit und eine störungsfreie Beratung 
gewährleistet werden.

Nach über einem Jahr seit der Einrichtung des Bera-
tungszentrums ist festzustellen, dass die Anlaufstelle im 
Rahmen der Nähe-Distanz-Thematik in einem geringeren 
Umfang als andere Beratungsangebote genutzt wird. Dafür 
werden verschiedene Hypothesen gebildet. Dieses Angebot 
kann durch Vorgesetzte empfohlen werden, wenn es Hinwei-
se auf eine kritisch zu bewertende Nähe-Distanz-Gestaltung 
zu Gefangenen gibt. Möglicherweise wird das Beratungsan-
gebot, wenn es verordnet ist, als nicht hilfreich eingeschätzt. 
Vielleicht werden auf Grund der Empfehlung durch die 
Vorgesetzten die Allparteilichkeit des Beraters und dessen 
Verschwiegenheit kritisch betrachtet. Bedienstete, die sich 
tatsächlich in einem Beziehungsdilemma zu Gefangenen be-
finden, werden keine Beratung in Anspruch nehmen und sich 
nicht offenbaren. Zudem ist dieses Angebot noch sehr jung, 
wie auch andere neue Beratungsangebote. Angesprochen 
fühlen sich jene Bedienstete, die spüren, dass sich Beziehun-
gen andersartig gestalten und sie Veränderungen an sich und 
in der Begegnung mit Gefangenen wahrnehmen. Als hilfreich 
werden die gemeinsame Suchbewegung nach dem Erkennen 
der Ursachen und dem Entwickeln nachvollziehbarer not-
wendiger Veränderungen im Handeln empfunden. 

4. Fazit und Ausblick

Seit 2017 finden zweimal jährlich Austauschtreffen zum The-
ma Nähe-Distanz im triadischen Kontext statt, nämlich mit 
den verantwortlichen Vertretungen aus den Justizvollzugs-
anstalten, Vertretungen des Justizministeriums und dem 
Beratungszentrum. Im Rahmen dieser Treffen werden die 
gewonnenen Erfahrungen aus den verschiedenen Angeboten 
zur Verfügung gestellt und weitere, notwendige Angebote er-
örtert. Kritische Konstellationen werden besprochen und im 
günstigsten Fall erfolgt eine Situationsanalyse. Dieser konst-
ruktive Dialog zwischen verschiedenen Professionen ermög-
licht einen gemeinsamen Lernprozess und sensibilisiert für 

das Miteinander im Dienstalltag der jeweiligen Justizvoll-
zugsanstalt.

Besonders im supervisorischen Kontext wird deutlich, 
dass sich das Thema Nähe-Distanz mannigfaltig darstellt, 
nicht ausschließlich nur in der Beziehung zwischen Bediens-
teten und Gefangenen. Möglicherweise beeinflussen andere 
Fragstellungen in unterschiedlicher Art und Weise, bewusst 
und/oder unbewusst, diese Thematik. Wie groß sind die 
Nähe und Identifikation mit meiner Berufsrolle? Wie ge-
lingt es, nach Dienstschluss eine gesunde Distanz zur Arbeit 
zu erlangen? Wie kann nach einem belastenden Ereignis 
ein angemessener Umgang mit den aus dem Ereignis resul-
tierenden Gefühlen entwickelt werden, ohne dass diese die 
Arbeitsaufgabe beeinträchtigen und die Beziehung zu Ge-
fangenen beeinflussen? Wie ist die Teamkultur? Wie ist die 
Sicht Außenstehender auf besonders behandlungsintensive 
Bereiche und wie gehen diese Bereiche damit um? Wie stark 
ist die Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit auf Grund eines 
persönlichen Schicksalsschlags? Wie kann die Menge der Ar-
beitsaufgaben auf Grund der Aufgabenverdichtung bewältigt 
werden? Wie ist der Umgang innerhalb der Dienststelle/Ab-
teilung mit fragwürdigem Verhalten gegenüber Gefangenen 
und Anwärtern und Anwärterinnen? Wie geht ein Team mit 
einem manipulativen Gefangenen um? Was macht einen gu-
ten Bediensteten aus und wer definiert das? Wie wichtig ist 
es, von Gefangenen geschätzt zu werden? Welches Verhal-
ten/welche Themen im Kontakt mit Gefangenen sind wichtig 
und welche gehören ausschließlich in den privaten, nicht-
dienstlichen Bereich? Wie erfolgt die Kommunikation der 
Bediensteten miteinander: bei offenen oder geschlossenen 
Dienstzimmertüren?

Diesem Thema einen angemessenen Raum zu geben, weil 
es grundsätzlich zur Arbeit im Strafvollzug gehört, bedarf 
unter Umständen einer angeleiteten Selbstreflexion, einem 
achtsamen Umgang und dem Verstehen um die Dynamiken, 
die entstehen können. 

Veranstaltungshinweis

So normal wie möglich?! 
Angleichung des Strafvollzugs an die Lebens- 
verhältnisse in Freiheit – (wie) geht das?

	 Veranstalter:	 Sächsische Landeszentrale für 
		  politische Bildung; HAMMER WEG 		

	 e.V., Verein zur Förderung Strafgefan-	
	 gener und Haftentlassener

	 Termin:	 22.-23. Juni 2018
	 Ort:	 Evangelische Akademie Meißen
	 Tel:	 0351 8485545
	 E-Mail:	 hanna-einenkel@hammerweg.eu 
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Bedienstete der JVA Wolfenbüttel

Das richtige Maß von Nähe und Distanz
Ein Leitfaden von der Praxis für die Praxis

Einleitung 

Nähe und Distanz spielen im beruflichen und privaten Alltag 
eine besondere Rolle. 
Speziell im Justizvollzug und den damit verbundenen Beson-
derheiten sind sie grundlegender Bestandteil im Umgang mit 
Inhaftierten und Kollegen. Da es in der hiesigen Anstalt in 
der Vergangenheit wiederholt Verletzungen der Einhaltung 
von Nähe und Distanz gab und z.T. sogar unprofessionelle 
Beziehungen zu Inhaftierten eingegangen wurden, entschied 
die Anstaltsleitung, eine Arbeitsgruppe mit dem Thema 
„Nähe und Distanz“ einzuberufen. Trotz einer grundsätzlich 
professionellen Einstellung beim täglichen Umgang mit In-
haftierten können sich durch dienstliche oder auch private 
Krisen fehlerhafte Verhaltensweisen einschleichen, die u.a. 
auch zu einem kritischen Distanzverlust führen können. Mit 
diesem von einer Arbeitsgruppe erarbeiteten „Leitfaden“ sol-
len Bedienstete zukünftig in die Lage versetzt werden, sich 
selbst und andere in derartigen Krisensituationen besser zu 
verstehen, Hilfe anzunehmen, einzufordern und Hilfestel-
lung zu geben. Um allen Kollegen das Thema schnell und un-
kompliziert zu vermitteln, wird dieser „Leitfaden“ als Flyer 
angeboten und im Intranet eingestellt. 
Dieser Leitfaden soll auf diese bereits beschriebene Thematik 
aufmerksam machen, sensibilisieren und gegebenenfalls als 
Hilfestellung dienen. 
Die Thematik „Nähe und Distanz“ betrifft jeden! 
Die Arbeitsgruppe „Nähe und Distanz“ hat sich im Zeitraum 
von April bis November 2015 mit dem Auftrag befasst. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzei-
tige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen 
verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleich-
wohl für beide Geschlechter. 

Nähe und Distanz – Hauptteil 

Das richtige Maß an Nähe… 
Ohne eine gewisse Nähe zum Gefangenen „geht es nicht“ – 
denn der Resozialisierungsauftrag wäre auf Grundlage eines 
Verwahrvollzuges und ohne dass ich mich als Bediensteter 
als Vorbild einbringe, nicht realisierbar. Eine Definition der 
„perfekten, gesunden oder richtigen Nähe“ kann jedoch nicht 
formuliert werden, denn als Mensch, der mit Menschen ar-
beitet, wird man niemals auf dieselbe Situation treffen und 
sich immer vor neuen Anforderungen stehend wiederfinden. 
 
Grenzüberschreitungen 
Nähe und Distanz sind zwei Pole eines Kontinuums und oft 
ist es schwierig, die richtige Balance zu halten. 

Ein „Zuviel“ an Nähe zwischen Bediensteten und Gefan-
genen zeigt sich nicht nur im Aufbau von Freundschaften 
oder Ähnlichem; viel wahrscheinlicher sind die „kleinen Aus-
rutscher“ und ihre Häufigkeit. Eine zu große Nähe baut sich 
meistens schleichend auf und es gibt viele unterschiedliche 
Anzeichen dafür.

Anzeichen zu großer Nähe sind… oder: „Wann bin ich zu 
nah dran?“

¡¡ das „Du“ in der Ansprache 
¡¡ der Gebrauch von Vor- und Spitznamen 
¡¡ unüblicher Körperkontakt 
¡¡ Mitteilung (oft auch unbewusst) privater Informatio-

nen, regelmäßige Privatgespräche 
¡¡ Bevorzugung einzelner Gefangener 
¡¡ man schwärmt immer wieder von einem Gefangenen 

und lobt diesen übermäßig 
¡¡ man beschäftigt sich gedanklich zeitlich zu viel mit ein-

zelnen Inhaftierten, usw. 

Diese Liste kann noch um viele Punkte ergänzt werden. 
Entscheidend ist das Wahrnehmen dieser Punkte im Be-
rufsalltag. Nur wenn wir selbst unser konkretes Verhalten 
im Blick haben und uns hinterfragen, können wir überhaupt 
bemerken, wenn wir „zu nah rankommen“! Als hilfreich wird 
auch der Austausch im Team empfunden – manchmal sehen 
andere von außen Entwicklungen einfach früher und können 
uns z.B. im Rahmen von Teambesprechungen und Supervisi-
onen zur Reflexion anregen. 

Auch sollte ich meine Lebenssituation und meine Stim-
mung nicht unberücksichtigt lassen. Wir alle haben im Leben 
„sensible Phasen“ – hervorgerufen durch private oder dienst-
liche Probleme –, in denen wir ein stärkeres Bedürfnis nach 
Nähe und Selbstbestätigung haben. Gerade dann sollten wir 
genau auf eine professionelle Ausgestaltung unserer  Arbeits-
beziehung zu den Gefangenen achten! 

Zu guter Letzt sollte ich auch meine eigene Persönlich-
keit im Blick haben: wenn ich z.B. nicht gut nein sagen kann, 
neige ich sicherlich eher zu einem Zuviel an Nähe. 

Zu viel Nähe führt zu… 
Warum wir uns so sehr mit dem Zuviel an Nähe beschäftigen? 
Ganz einfach: Natürlich sind Sympathien ungleich verteilt. 
Professionalität bedeutet aber zwingend, ein ausgewogenes 
Nähe-Distanz-Verhältnis zu allen Gefangenen und auch zu 
Kollegen zu haben. Denn zu viel Nähe kann mir selbst, den 
Kollegen und letztlich auch dem Gefangenen schaden und 
führt zu: 

¡¡ Autoritäts- und Kontrollverlust 
¡¡ Unsicherheit und Unruhe im Team (Teamspaltung) 
¡¡ unerwünschten außerdienstlichen Informationen über 

die Bediensteten 
¡¡ emotionalen Bindungen, die den Blick auf das Wesent-

liche trüben 
¡¡ Abhängigkeiten, Beeinflussbarkeit und Erpressbarkeit 
¡¡ einer Ungleichbehandlung der Gefangenen, usw. 

Schwerpunkt
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Soziale Medien 
Eltern, die Partnerin bzw. der Partner, Freunde, Arbeitskol-
legen, Gefangene… Alle sind Teil unseres Lebens! Zu jedem 
steht man in einer unterschiedlichen Beziehung. Es gibt Be-
reiche, in denen man offen gegenüber dem Anderen ist und 
sich austauscht, aber genauso gibt es Informationen, die für 
diese Beziehung unwichtig oder zu intim sind und ausgespart 
werden müssen – gerade im Kontakt mit Gefangenen. 
Nicht vergessen sollte man bei der Nutzung sozialer Medien 
wie Facebook, dass das Veröffentlichen von Informationen 
dazu führen kann, dass andere Menschen mehr von uns er-
fahren, als wir eigentlich wollen! Denn natürlich nutzen auch 
Kollegen und Gefangene die sozialen Medien! 
Daher sollte man auch hier lieber genau überlegen, ob man 
diese Medien überhaupt nutzen möchte und falls ja, was man 
dort von sich preisgibt. Aus Freunden oder Bekannten heute 
können morgen Gefangene werden! 

Petze?
Gemäß Wikipedia wird „petzen“ vor allem in der Kinder- und 
Jugendsprache genutzt. Es wird als gebräuchliches Wort für 
„verraten“ oder „ausplaudern“, gelegentlich auch „zutragen“, 
„preisgeben“, umgangssprachlich auch „auspacken“ benutzt. 
Somit ist es ein  negativ behaftetes Wort. 

Niemand möchte eine Petze sein! 
Aus dem besonderen Blickwinkel des Justizvollzugs heraus, 
der vordergründig ein hohes  Maß an Sicherheit und Ord-
nung in den Anstalten verfolgt, wird bereits in der DSVollz 
Nummer 9 auf die Meldepflicht hingewiesen. Somit handelt 
es sich bei der Meldung von Auffälligkeiten, wie z.B. zu viel 
Nähe, lediglich um den Schutz des Kollegen und/oder auch 
um Selbstschutz, der ggf. auch präventiv sein kann. Dabei 
empfiehlt sich – sofern das Ereignis nicht eine Straftat oder 
einen gravierenden Pflichtverstoß beinhaltet – vor einer Mel-
dung der vorherige kollegiale Austausch auf gleicher Ebene. 

Zu viel Distanz führt zu… 
Wie bereits erörtert ist es schwer, ein „immer gültiges Re-
gelwerk für Nähe“ aufzustellen. Gleiches gilt für die Distanz. 
Auch wenn es für den Resozialisierungsauftrag eine gewisse 
Nähe zum Gefangenen braucht, ist die Distanz ebenso wich-
tig (z.B. der distanzierte Blick auf die Gefangenen in Teambe-
sprechungen). 

Ein zu viel an Distanz hingegen erhöht die Wahrschein-
lichkeit, dass: 

¡¡ das Resozialisierungsziel nicht erreicht wird 
¡¡ das dienstliche Handeln auf Formalien beschränkt und 

der Inhaftierte als „Sache“ gesehen wird
¡¡ das Risiko gesteigert wird, wichtige Veränderungen bei 

den Gefangenen nicht mitzubekommen und so eventu-
ell Krisen (Eigen/Fremdgefährdung) nicht abfangen zu 
können 

¡¡ Misstrauen, Ängste, Unerreichbarkeit, Vertrauensver-
luste geschürt werden 

¡¡ die Verschwiegenheit des Gefangenen gefördert wird 
¡¡ keine Wertevermittlung/Vorbildfunktion entsteht 
¡¡ es zur Beziehungslosigkeit kommt, usw. 

Wie für die Nähe gilt auch für die Distanz: 
Zwingend notwendig ist der kritische Blick auf uns selbst!

Wir sollten uns und die Ausgestaltung unserer Arbeits-
beziehung zu den Gefangenen stets im Blick haben und hin-
terfragen! 

Gruppendruck/Vorbildfunktion 
Die tägliche Zusammenarbeit in einem Team führt ggf. zu 
einer unfreiwilligen Übernahme von Verhaltensmustern der 
Kollegen („Lernen am Modell“). Dies kann sowohl ein zu na-
hes wie auch ein zu distanziertes Verhalten zum Ergebnis 
haben. 

Der Gruppendruck ist ein nicht zu unterschätzender 
Faktor im Team. Schnell droht man z.B. zum Außenseiter 
in einem sehr distanzierten Team zu werden wenn man sich 
,,fair‘‘ verhält und sich um Belange kümmert, die zu den urei-
gensten Aufgaben des Bediensteten gehören. 

In einem sehr auf Nähe orientierten Team gerät man un-
ter Umständen ins Abseits, wenn man auch mal „Nein“ sagt. 

Hier spielen die direkten Vorgesetzten (VAL/Fachbe-
reichsleiter/Sachbearbeiter Vollzug) als Vorbild und Beurtei-
ler eine erhebliche Rolle. Verhalten sich diese sehr distanziert 
oder zeigen unprofessionelle Nähe gegenüber den Gefange-
nen, besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass das Team 
diesem Verhalten nacheifert. 

Gute Erfahrungen werden in diesem Zusammenhang in 
der hiesigen Sozialtherapeutischen Abteilung gemacht. Hier 
finden viermal jährlich Gruppensupervisionssitzungen statt. 
Des Weiteren wird die ergänzend alle fünf Wochen stattfin-
dende Personalbesprechung, in der das Behandlungsteam 
den Umgang untereinander und mit den Klienten reflektiert, 
als hilfreich und teambildend empfunden. 

Von großer Bedeutung ist es, die innere Stärke bzw. 
die seelische Widerstandsfähigkeit (Resilienz) der Kollegen 
durch den oben genannten Gesprächsaustausch zu fördern. 
Hier gilt es, dienstliche Situationen wie Konflikte oder „Miss-
erfolge“ – in Verbindung mit unerfüllten Erwartungen – in 
Kontakt zu bringen und zu meistern. Zu bedenken ist, dass 
privat hervorgerufene Lebenskrisen, z.B. durch den Verlust 
eines nahestehenden Menschen oder vielleicht die Trennung 
vom Partner, unfreiwillig mit in das eigene Arbeitsfeld „ge-
tragen“ werden können und auch das wiederum dienstliche 
Konflikte zur Folge haben kann. 

Die Schaffung von zeitlichen Räumen für den Austausch 
über Problematiken außerhalb der täglichen dienstlichen 
Anforderungen erscheint der Arbeitsgruppe daher neben 
der kollegialen Beratung und der „sozialen Kontrolle“ vor 
allem präventiv unerlässlich. Es bietet sich daher an, neben 
der Durchführung von Teamtagen auch in regelmäßig statt-
findenden Dienstbesprechungen besondere Themenschwer-
punkte dieser Art anzusprechen. 

Fazit 

Im Verlauf der Projektarbeit wurde in Form von Gesprächen 
und Diskussionen die vorgegebene Thematik reflektiert. Hin-
zugezogen wurde Fachliteratur und die Einbringung, Schil-
derung und Bewertung von dienstlichen Erfahrungen und 
Erlebnissen der Projektgruppenmitglieder. 
Ein ausgewogenes Verhältnis von Nähe und Distanz liegt in 
der Verantwortung eines jeden einzelnen Bediensteten. Es 
sollte jedem Bediensteten klar sein, dass es, bedingt durch 
die persönliche und räumliche Nähe mit den Inhaftierten, 
immer wieder zu beidseitigen Verunsicherungen kommen 
kann. 
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Daher gehört es zu den ureigenen Aufgaben und Pflich-
ten eines jeden Bediensteten, den Umgang mit den Inhaftier-
ten immer wieder professionell zu reflektieren. 

Ganz wichtig erschien der Arbeitsgruppe dabei das kol-
legiale Feedback untereinander. Vier Augen sehen mehr als 
zwei. Verantwortung endet nicht bei mir selbst. 

Was bedeutet zu viel Nähe oder zu viel Distanz? 
Das Thema Nähe und Distanz im Umgang mit Gefange-

nen und Kollegen ist kein Thema, das man einmal abschlie-
ßend erlernen kann oder für das es einfache Lösungen gibt. 
Es ist ein dauerhafter Prozess und bedarf der kontinuierli-
chen Reflexion im Team, kollegialer Beratung und Supervi-
sion.

Junge Bedienstete sind noch mehr als bisher im Rahmen 
der Ausbildung zu sensibilisieren, es gilt aber auch, die The-
matik dienstälteren Kollegen durch die Bereitstellung von 
Informationen, Fortbildungen und Gesprächspartnern im 
Bewusstsein zu halten. 

Dieser Leitfaden soll als Anregung dienen, sich der Bris-
anz und Wichtigkeit dieser Thematik zu nähern. Vor allem 
erscheint es notwendig, sich auch künftig mit diesem Span-
nungsfeld aktiv und kritisch, möglichst im Dialog mit Kol-
legen, auseinanderzusetzen, Hilfe anzubieten und zu finden.

Verfasser: Frau Schneider, Herren Jeschke, Ksienzyk, Schwinn, 

Koch, W., Christoph, Vogt, Koch, H. C., Janke 

Karl-Heinz Bredlow

Nähe und Distanz im Jugendvollzug
Anmerkungen aus Sicht eines Anstaltsleiters

Über „Nähe und Distanz“ in professionell helfenden Bezie-
hungen ist vieles, vor allem wissenschaftlich/theoretisches 
veröffentlicht worden.1

Praktische Erfahrungen sind seltener dokumentiert. Hier 
sollen deshalb die eigenen subjektiven Eindrücke aus über 30 
Jahren Tätigkeit im Jugendvollzug und dazu einigen Jahren 
in Justizbildungseinrichtungen und Aufsichtsbehörden wie-
dergegeben werden.

I. Frust und Hoffnung

Vor einigen Wochen stieß ich beim Ordnen angesammelter 
Justizvollzugstexte auf eine bisher übersehene kleine Schrift 
eines anonymen Autors. Außer seiner Berufsbezeichnung 
„Justizvollzugsbeamter“ wollte er nichts weiter von sich ver-
raten. In seinem Traktat werden die Bemühungen um eine 
„Humanisierung des Justizvollzuges“ sarkastisch zugespitzt 
kritisiert. Besonderer Spott gilt den aktuellen Reformvor-
schlägen von Fachdienst-Standesorganisationen und Ge-
fangenen-Unterstützungsvereinen. Er wirft diesen Gruppen 
vor, aus übergroßer Nähe zum Gefangenen ein viel zu ide-
alistisches Bild von dessen „Besserungsfähigkeit“ und eine 
viel zu negative Vorstellung von den realen Bedingungen des 
Gefängnisalltags zu haben. Seiner Meinung nach diene diese 
Haltung vor allem der öffentlichen Überhöhung ihres utopi-
schen Menschenbildes, vor allem aber der Reputation und 
Bedeutungserhöhung der Reformer selbst.

So weit, so bekannt. Interessant ist allerdings der 
Schlusssatz des „Anonymus“:

„Uns scheint die einfache goldene Vorschrift für die Be-
handlung <der Inhaftierten> in den JVAen und der daraus 
Entlassenen in den kurzen, durch den Geist des Christen-
tums begründeten Worten enthalten zu sein: 

„Der Gefangene ist dein gesunkener Bruder, - die Gefan-
gene deine gefallene Schwester!“ Lebt diese Überzeugung in 
den Herzen der Vollzugsbeamten und aller, die sich außer 
diesen der Inhaftierten annehmen, so werden auf den prakti-
schen Wegen gute Früchte an‘s Licht kommen, und das Übel 

1	  Dörr, Müller 2012.

wird sich gründlicher heilen lassen, als alle Deklamationen 
von Enthusiasten zu Wege bringen können.“2

Mit diesem etwas überraschenden Appell könnten die 
Fronten in der Debatte so beschrieben werden: Hier die die 
scheinbare Distanziertheit des den geregelten Vollzuges nicht 
verstehenden, in den eigenen Idealismus verliebten Enthu-
siasten, dort die bei der distanzierenden Wahrnehmung der 
Regeln innerlich doch von wahrer christlicher Nächstenliebe 
geleiteten Realisten vor Ort.

Die erste Gruppe predigt „Nähe“, weil sie vor allem Hel-
fer sein möchte. „Distanz“ braucht die zweite Gruppe, die 
den Alltag mit seinen oft unbequemen Konsequenzen regeln 
muss. Wechselseitig unterstellen sich die Gruppen dabei, ein 
falsches Menschenbild zu haben.

Diskussionen dieser Art habe ich bei Dienstbespre-
chungen auf oberster Leitungsebene, in Anstaltskonferen-
zen und häufiger noch in den offiziösen Nebenkonferenzen 
des Berufsalltags jahrzehntelang selbst erlebt. Zweifel am 
Menschenbild des Gegenübers sind in zum pädagogischen 
Denken und Handeln verpflichteten Einrichtungen zwar ei-
gentlich kontraindiziert, gleichwohl gerade dort nicht unge-
wöhnlich.

In der Rolle der Anstaltsleitung bin ich mit vielen der 
mit diesen Haltungen verbundenen Handlungserwartungen 
konfrontiert worden. Es gehört deshalb zur zentralen Lei-
tungsaufgabe, die vom in totalen Institutionen vertretenen 
Korpsgeist oft verstärkten unterschiedlichen Einstellungen 
zu einer gemeinsam getragenen „Menschenbild“-Basis zu-
sammenzuführen.

Im Korpsgeist der Verwaltung ist der junge Inhaftierte 
zwangsläufig zunächst einmal ein Aktenvorgang, der korrekt 
bearbeitet werden muss. 

Im Korpsgeist der mehr oder weniger stark mit der Be-
aufsichtigung betrauten Dienste (AVD, Werkdienst) wird der 
gleiche junge Mann höchst real zunächst mit seinem Gefähr-
dungspotential, dann vielleicht mit seinen Entwicklungs-
chancen erlebt. 

2	  Anonymus, S. 63.
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Im Korpsgeist der Enthusiasten unter den besonderen 
Fachdiensten wird er umgekehrt vor allem als positives Förder-
subjekt, erst danach vielleicht auch als „schwieriger Fall“ erlebt. 
Die durchaus vorhandenen Skeptiker in den besonderen Fach-
diensten knüpfen in der Regel gerne unterstützende Ideologie-
verbindungen zu den „Distanzfraktionen“ anderer Korps und 
grenzen sich so vom eigenen ab. 

Die – wie allerdings auch in vielen anderen helfenden Or-
ganisationen – vorhandenen Hierarchie- und Status-Rivalitä-
ten der einzelnen Berufsgruppen untereinander runden die 
Gemengelage noch ab. Nähe und Distanz der einzelnen Füh-
rungskräfte zu den eigenen, den anderen und vor allem zum 
Leitungs-Korps werden untereinander und an der vielzitierten 
Basis genau und mitunter argwöhnisch registriert und bewer-
tet. Hier hilft eigentlich nur das Offenlegen dieser Prozesse.

Meine aus dieser Erfahrung abgeleitete These lautet 
deshalb, dass ein ehrlicher, selbstkritischer Umgang mit der 
eigenen Haltung und dem eigenen Agieren zur Nähe/Dis-
tanz-Frage ganz entscheidend ist für die Aufgabenerfüllung 
des Systems Justizvollzug, ganz entscheidend aber auch für 
die eigene gesunde und zufriedene und von Selbsttäuschung 
freie Arbeit in diesem System.

Wichtigste Leitungsaufgabe ist es deshalb, den größt-
möglichen gemeinsamen Nenner zu finden und dabei nie-
manden in seiner vertretbaren unterschiedlichen Auffassung 
zurückzulassen. Diese Unterschiedlichkeit muss deutlich und 
im Grundsatz auch akzeptiert werden, sonst machen sich alle 
Beteiligten gegenseitig etwas vor.

Dies gilt besonders im – eigentlich völlig eigenständi-
gen – Untersystem Jugendvollzug. Dessen Aufgabenstellung 
„Förderung entwicklungsfähiger junger Menschen“ ist mit 
originär pädagogischen Systemen wie Schulen und Jugend-
hilfeeinrichtungen prinzipiell vergleichbar. Das in diesen In-
stitutionen erforderliche lernförderliche pädagogische Klima 
verlangt eine gemeinsam getragene Akzeptanz von Nähe und 
eine auf das notwendige Maß begrenzten Distanz. Wie weit 
die eigene Akzeptanz aber tatsächlich geht, das muss sich 
jeder sehr bewusst machen. Ohne eine ehrliche Antwort auf 
diese Frage kann niemand in diesem Feld sinnvoll und erfüllt 
arbeiten.

II. Was will der Dienstherr?

Für die Praxis aller Dienste einer JVA ist es enorm wichtig, 
was der Dienstherr von seinen in dem Spannungsfeld Nähe/
Distanz stehenden Bediensteten an Lösungsmöglichkeiten 
erwartet bzw. verlangt. Für die Bediensteten ist es nachran-
gig bedeutsam, wie Wissenschaft ihr Dilemma definiert. Wie 
genau Nähe und Distanz nun in professionell-pädagogischen 
Settings zunächst einmal definiert werden soll, das kann 
(auch in diesem Heft) nachgelesen werden.3 

Sie wollen wissen, welche Lösungen von ihnen verpflich-
tend erwartet werden, sie schauen deshalb vielleicht als ers-
tes in die Vollzugskonzepte ihrer obersten Landesbehörden.

In Nordrhein-Westfalen können sie in den „Leitlinien für 
den Strafvollzug des Landes Nordrhein-Westfalen“ bereits 
unter Ziffer 2 folgende Aussage finden: 

„...Zur Sicherheitsstruktur des Nordrhein-westfälischen 
Vollzuges...gehört die ständige Pflege eines von einem ange-
messenen Verhältnis zwischen Nähe und Distanz geprägten 
Beziehungsgeflechtes. Dadurch wird ein frühzeitiges Erken-

3	 Dörr, Müller, 2012, S.9.

nen von Konflikten und besonderen Problemlagen ermög-
licht...“4 

Immerhin wissen sie nun, dass sie ein „angemessenes 
Verhältnis“ in einem wohl zur Divergenz neigenden Bezie-
hungsgeflecht finden und ständig pflegen sollen. Sie lernen 
vor allem auch, dass dieses Verhältnis für das Erkennen von 
Konflikten und besonderen Problemlagen, also zur Gefah-
renabwehr besonders wichtig ist.

Leitlinien mit ihren allgemein formulierten Grundsät-
zen bieten in Problemsituationen noch wenig konkrete Hilfe, 
zu dieser sollen Richtlinien als deutlichere Handlungsanwei-
sungen beitragen. Solche Hinweise finden sich besonders 
zahlreich in den sogenannten „Richtlinien für den Bereich Si-
cherheit und Ordnung in den Justizvollzugsanstalten“, die in 
den Bundesländern mehr oder weniger identisch seit vielen 
Jahrzehnten die Abläufe in den Anstalten bestimmen. 

In Brandenburg las man dazu zum Beispiel bis vor kur-
zem noch folgendes:

„Die Bediensteten sollen die Bereitschaft der Gefange-
nen wecken und fördern, an der Gestaltung ihrer Behandlung 
und an der Erreichung des Vollzugszieles mitzuwirken. Hier-
bei ist die Art und Weise, wie sie dem Gefangenen begegnen, 
von maßgeblicher Bedeutung. Einfühlsam, freundlich und 
sachlich sollen sie die Gefangenen auf Fehler hinweisen und 
ihnen helfen, sie zu überwinden. … Die Bediensteten sollen 
den Gefangenen unvoreingenommen gegenübertreten. Dabei 
müssen sie sich jedoch des Unterschiedes zwischen verant-
wortbarem Vertrauen und leichtfertiger Vertrauensseligkeit 
bewusst sein. Gerade in Fragen der Sicherheit ist unbedach-
tes Vertrauen nicht zu verantworten.“5

Folgt man dieser oberbehördlichen Regelung, dann be-
deutet Nähe im Vollzug Vertrauen, Einfühlungsvermögen, 
Freundlichkeit, Unvoreingenommenheit. Sie darf sein, aber 
nicht zu viel, denn das würde Risiko bedeuten.

Distanz, das ist Sachlichkeit, Misstrauen, Vorsicht. Sie 
muss sein, denn ohne sie droht Gefahr. Und Verhinderung 
von Gefahr bedeutet wieder Sicherheit und diese ist dem Ri-
siko vorzuziehen.

Dieses Leit- und Richtliniensystem richtet sich daher 
auch ausdrücklich an alle im Justizvollzug Tätigen, gleich 
welcher Profession oder Stellung im System. Den Spagat zwi-
schen Grundmisstrauen plus abgewogenem Vertrauen und 
Grundvertrauen mit abgewogenem Misstrauen zu bewälti-
gen, wird unterschiedslos von allen verlangt.

Aufgabe von Leitung vor Ort ist es deshalb vor allem, 
die anscheinend vorhandenen Differenzen zwischen prokla-
mierter progressiver  Leitlinie und eher regressiver direkter 
Oberbehörden-Richtlinie in handhabbare Praxisanleitung 
umzuwandeln.

Dass diese Übung im Alltag in der Regel oft sehr unter-
schiedlich gelingt, liegt an den Unterschieden in der Aufga-
benstellung – und am unterschiedlichen Selbstverständnis 
der involvierten besonderen und allgemeinen Fachdienste in 
den Justizvollzugsanstalten.

Der Seelsorger kann, wenn er seinen Glauben ernst 
nimmt, gar nicht anders, als auf das göttliche Ebenbild auch 
des lebenslang Sicherheitsverwahrten zu vertrauen. Der In-
spektor für Sicherheit und Ordnung wird, wenn er an seine 
Berichtspflichten denkt, gar nicht anders können, als diesem 
göttlichen Frieden gründlich zu misstrauen. 

4	 Leitlinien, S.5.
5	 Richtlinien, Ziffer 3.1 und 3.2.
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Beide sind am gleichen Ort zur Zusammenarbeit ver-
pflichtet, an den Hebeln der Organisationsmacht sitzt aber 
nur einer von ihnen. 

Wenn es hier gleichwohl zu einer vollzugszielorientier-
ten Zusammenarbeit kommt, dann ist das System im positi-
ven Sinne handlungsfähig; wenn nicht, dann versagt es. 

Letzteres zu verhindern ist ebenfalls Aufgabe von Lei-
tung. Aber allein schafft sie das nicht.

III. Was können Ausbildung und Leitung bewirken?

Die Seelsorger und die Vertreter der übrigen besonderen 
Fachdienste bringen in „helfenden Organisationen“ wie dem 
Jugendvollzug ihre im Hochschulstudium (hoffentlich) be-
reits erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten in der Nähe/
Distanz-Frage mit in ihr Arbeitsfeld hinein. Der Dienstherr 
sollte ihr entsprechend professionelles Vorverständnis und 
ihre Kompetenz deshalb eigentlich grundsätzlich vorausset-
zen können.

Seine eigenen Vorstellungen formulieren und verbindlich 
umsetzen muss der Dienstherr bei der Ausbildung der Berufs-
gruppen, die er allein in eigener Verantwortung durchführt. 
Dies betrifft vor allem die Ausbildung des Allgemeinen Voll-
zugsdienstes. Hier ist aufgrund der vorangehenden berufli-
chen und schulischen Situation der neuen Kolleginnen und 
Kollegen eher weniger von einem entwickelten professionel-
len Rollenverständnis in Nähe/Distanz-Situationen auszuge-
hen. Hier ist deshalb größte Qualität und Klarheit der Positi-
onen erforderlich.

Leitungskräfte des Vollzuges sollten sich daher bewusst 
in der Ausbildung engagieren, im Idealfall ihre Vorstellungen 
dazu als Lehrkraft in der Theorie und als Vorgesetzte dann in 
der Praxis vermitteln.

In der Rückschau ist diese berufliche Kombination für 
mich persönlich von ganz entscheidender Bedeutung gewe-
sen. Die Tätigkeiten an der Justizvollzugsschule und im Aus-
bildungs- und Personalentwicklungsdezernat der Aufsichts-
behörde waren gewonnene Zeit für mich. Das hier manchmal 
etwas gedämpftere Engagement meiner Kollegen und Kolle-
ginnen für diese Aufgaben habe ich nie so recht verstanden.

Interessant ist dabei, wie und wo die für die Ausbildung 
und damit Prägung junger Bediensteter wichtige Nähe/Dis-
tanz-Frage in den diversen Lehr- und Stoffverteilungsplänen 
der Justizvollzugsschulen der Bundesländer behandelt wird. 
Das während der Ausbildung Vermittelte wird – trotz der 
ominösen Abschleiferfahrungen in der späteren Praxis – die 
Grundlage für das spätere berufliche Handeln der neuen Be-
diensteten sein. Wird diese Grundlage selbst nur mehrdeutig 
vermittelt, dann wird auch die Verständnisbasis später leicht 
zu erschüttern sein. 

In Nordrhein-Westfalen kann man in der Präambel der 
Pläne folgende Aussage finden:

„...Dieses weite Aufgabenspektrum verlangt von den 
Angehörigen des AVD eine Reihe zur Aufgabenerfüllung 
erforderliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Einstellungen. 
Selbstverständlich müssen sie die für ihre Tätigkeit wichti-
gen Bestimmungen beherrschen. Sie müssen außerdem mit 
Menschen umgehen können. Voraussetzung hierfür ist sozi-
ales Verständnis und Einfühlungsvermögen, Ausgeglichen-
heit und die Fähigkeit zum Zuhören wie zum Gespräch sowie 
Überzeugungskraft und Durchsetzungsvermögen.

Während der schulischen Ausbildung wird den Nach-
wuchskräften nicht nur das Wissen vermittelt, um insbeson-
dere rechtsstaatlichen Prinzipien und verfassungsmäßigen 
Rechten der Inhaftierten bei gleichzeitiger Gewährung der 
notwendigen Sicherheit Geltung zu verschaffen. Es werden 
vielmehr auch ihre sozialen und persönlichen Kompetenzen 
gestärkt, um im Berufsalltag unter oft schwierigen Rahmen-
bedingungen stets mit dem höchsten Respekt vor der Men-
schenwürde und in verantwortungsvollem Umgang mit funk-
tionsbedingten Befugnissen agieren und den angestrebten 
„aktivierenden Strafvollzug“ mitgestalten zu können. 

Die Nachwuchskräfte sollen 
in hinreichendem Maße sensibel 
sein für die Innerbefindlichkei-
ten sowohl der Inhaftierten als 
auch der Kolleginnen und Kolle-
gen; sie sollen in der Lage sein, 
ihre Selbstwahrnehmung na-
mentlich mit dem Ziel zu schär-
fen, ihre eigene Kommunikati-
onsweise besser verstehen und 
steuern zu können. 

Die Art und Weise ihres Um-
gangs mit Inhaftierten prägen 
das Klima und die Atmosphäre 
in den Justizvollzugseinrichtun-
gen. Auch in Kenntnis der damit 
verbundenen Verantwortung 
handeln sie im Sinne der Leit-
linien für den Strafvollzug des Landes, können aber Zweifel, 
Bedenken und Widerstände u.a. in der Justizvollzugsschule 
ansprechen und sich damit auseinandersetzen.“6

Das ist sehr gut und anspruchsvoll formuliert und sicher 
auch gut gemeint. Man fragt sich vielleicht etwas bang, wie 
denn die Umsetzung dieser hohen Ansprüche funktionieren 
soll. Wie wirksam Präambeln sein können oder aber auch 
nicht, zeigt sich dann schnell und deutlich in den nachfolgen-
den Durchführungsbestimmungen.

In den die Präambel konkretisierenden Fachgebietsstun-
dentafeln ist folgendes ausgeführt:

Vollzugspraxis Jugendvollzug

„Während der schulischen Ausbildung wird den Anwärterin-
nen und Anwärtern das Grundwissen für die fachgerechte Be-
aufsichtigung und Versorgung der Gefangenen vermittelt. Die 
Themenkomplexe Sicherheit, Ordnung, Beaufsichtigung und 
Versorgung sowie die damit einhergehenden Verwaltungstä-
tigkeiten werden den Anwärterinnen und Anwärtern durch 
praxisnahe Beispiele vermittelt. Sie erkennen, dass neben 
der Sicherheit und Ordnung bei der Gestaltung des Vollzuges 
vorrangig  das Vollzugsziel der Resozialisierung zu beachten 
ist und dass es im Zusammenhang mit einer (zielgerichteten) 
Behandlung zu einem doppelten Mandat kommt. …

In der täglichen Praxis begreifen die Anwärterinnen und 
Anwärter „Erziehung“ und „Sicherheit und Ordnung“ als He-
rausforderungen, die in ihren Arbeitsbereich zu integrieren 
und bei ihren Entscheidungen zu berücksichtigen sind. Hier-
bei lernen sie sich selbst regelmäßig zu überprüfen und den 
besonderen Ansprüchen des Jugendstrafvollzugsgesetzes ge-
recht zu werden.

6	 Justizvollzugsschule, S. 2.
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Sicherheit und Ordnung
Lernziel:
Die Anwärterinnen und Anwärter haben erkannt, dass die 
Vorschriften über Sicherheit und Ordnung der Anstalt nicht 
Selbstzweck sind und ihre Anwendung nach Zweckbestim-
mung der Anstalt und Art des Vollzuges differenziert werden 
muss. (46 Stunden)“7

Den Bediensteten des AVD wird demnach bei der Bewäl-
tigung der Frage nach Nähe und Distanz ein „doppeltes Man-
dat“ mit auf den beschwerlichen Weg gegeben. Sie sollen nun 
genaugenommen beide Ziele gleichzeitig verwirklichen. Für 
die Vermittlung der eher dem Bereich Distanz zuzuordnenden 
Sicherheitsaufgaben werden immerhin 46 Stunden des Theo-
rieteils der zweijährigen Ausbildung veranschlagt.

Wie sieht es vergleichbar bei der „Nähe“ aus?
Hierzu finden sich Hinweise in den „fachdienstnahen“ Berei-
chen wie zum Beispiel der Sozialpädagogik:

Sozialsysteme und soziale Arbeit

Umgang mit Inhaftierten
Lernziel:
Die Anwärterinnen und Anwärter haben ein Grundverständ-
nis für das Ziel sozialer Hilfen und deren Bedeutung für ihr 
berufliches Handeln. Sie erfahren ein ganzheitliches Men-
schenbild, welches das Individuum eingebunden in seine 
sozialen Lebensbezüge und in einem gesellschaftlichen Kon-
text begreift. Sie wissen um die erforderliche wertschätzende 
Grundhaltung im Umgang mit Inhaftierten und Kollegen. Sie 
sind in der Lage, durch angemessene Gesprächsführung und 
Reflexion beruflichen Handelns eindeutig zu kommunizieren. 
In diesem Zusammenhang lernen die Anwärterinnen und An-
wärter auch die Bedeutung der Seelsorge im Vollzug kennen. 
Lerninhalte:

¡¡ Berufliche Rolle/die helfende Beziehung
¡¡ Menschenbild und Werteorientierung, Kompetenzen: 

Wertschätzung, Empathie, Echtheit 
¡¡ Aufgabe und Bedeutung der Seelsorge im Justizvollzug 

(Seelsorge im Vollzugsrecht, Zusammenarbeit, Gespräch 
und Verschwiegenheit)

¡¡ Soziale Hilfen im Vollzug; Haftvermeidung; Zugangsge-
spräch; Vollzugsplan

¡¡ Jugendgerichtshilfe
(10 Unterrichtsstunden)8

Ein beachtliches Pensum für 10 Unterrichtsstunden, eine Re-
duktionsherausforderung, wenn man allein an den Umfang 
der möglichen wissenschaftlichen Begleitlektüre zu den fünf 
Lerninhalten denkt.

„Nähe“ wird erwartungsgemäß auch im Fachbereich „Pä-
dagogik“ vermittelt:

„Pädagogik“

Grundhaltung der Bediensteten und deren Auswirkung 
Lernziele:
Die Anwärterinnen und Anwärter setzen sich mit den allge-
meinen ethischen Grundfragen der Arbeit im Justizvollzug 
auseinander. Sie erkennen ihre Rolle und die Wirkung ihres 
Handelns.

7	 Justizvollzugsschule, S. 43.
8	 Justizvollzugsschule, S. 77.

Lerninhalte: 
¡¡ Vom Justizvollzug zum Behandlungsvollzug
¡¡ Die Würde des Menschen
¡¡ Menschenbilder und ihre Wirkung 
¡¡ Justizvollzug außerhalb Deutschlands und die dazuge-

hörigen Menschenbilder
¡¡ Dienstauffassung, Rolle, Autorität, Pflicht, Gehorsam, 

Verantwortung
¡¡ Rollenkonflikte im Berufsalltag (10 Unterrichtsstunden)9

Hier sind es sechs Lerninhalte, einer gewichtiger als der 
andere – und auch hier verbleiben der Lehrkraft kreative 10 
Unterrichtsstunden.

Kann das funktionieren? Gelingt so die verlangte „Pflege 
eines angemessenen Verhältnisses zwischen Nähe und Dis-
tanz“?

Meine Erfahrung sagt ganz eindeutig: Eigentlich geht das 
nicht!

Es funktioniert nicht, weil mit dem AVD im pädagogi-
schen System Jugendvollzug die nicht nur zahlenmäßig ein-
flussreichste Berufsgruppe nicht originär pädagogisch, ver-
gleichbar etwa der in Jugendhilfeeinrichtungen benötigten 
Erzieherausbildung, geschult wird. Wenn schon in der Aus-
bildung die pädagogisch essentiell wichtige Nähe zum jungen 
Menschen zunächst als potentielles Sicherheitsrisiko und erst 
nach gebührender Distanzarbeit als mögliche Erziehungsvor-
aussetzung akzeptiert wird, dann wird letztlich in der direkten 
Handlungsanweisung vor Ort das unter Umständen anders zu 
verstehende hehre Leitbild ad absurdum geführt.

Meine Erfahrung sagt aber auch: 
Gegen alle Erwartung und Skepsis gerade auch aus der 

Wissenschaft ist es zwar nicht überall, aber irgendwie doch 
an erfreulich vielen Orten wie einst in den JVAen Adelsheim, 
Rockenberg, später zum Beispiel in Neustrelitz, in Heinsberg 
und anderswo im Jugendvollzug gelungen, die vielzitierte 
„Ungefängnismäßigkeit“10 und damit das Primat der Nähe 
vor der Distanz herzustellen. Dies ist sicher auch deshalb ge-
lungen, weil dort in Zusammenarbeit mit gut geschulten und 
engagierten Ausbildungsleitungen in einem durchdachten 
System der größten Berufsgruppe im Jugendvollzug ein auf-
gabengerechtes Menschenbild vorgelebt und vermittelt wird.

Dies ist umso bemerkenswerter, als zumindest einige der 
Neu- oder Erweiterungsbauten von Jugendanstalten außen 
von erdrückend brutaler Distanzarchitektur geprägt sind, 
innen aber – wie in Heinsberg – selbst so scheinbar riskante 
Vollzugsvarianten wie den doch eher der Nähe vertrauenden 
„Vollzug in freien Formen“ erproben.

All das ist ein Ergebnis nicht nur, aber auch von selbst-
bewusst ruhiger und beständiger Leitungstätigkeit vor Ort. 
Dazu gehört es dann auch, dass an diesen Orten keine Scheu 
davor besteht, Kooperationen mit interessengleichen Hoch-
schul-  und Jugendhilfeeinrichtungen einzugehen.

Wenn sich diese Zusammenarbeit auch in der Ausbil-
dung der im Jugendvollzug tätigen Bediensteten noch stärker 
fortsetzen würde, wenn sich dann vielleicht an den Vollzugs-
schulen das Verhältnis der „Distanz“- Stunden zu den „Nä-
he“-Stunden verbessern würde, dann wäre ein weiterer großer 
Schritt hin zu „bestmöglicher Förderung im Jugendstrafvoll-
zug“ getan.11

9	  Justizvollzugsschule, S. 84.
10	 Herrmann, 1926, S. 53.
11	 Walter, J. 2007.
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IV. Konsequenzen und Fazit 

Festzuhalten bleibt für mich als Quintessenz meiner Erfah-
rungen deshalb folgendes:

In der Zwangseinrichtung Justizvollzugsanstalt gelingt 
eine helfende Beziehung zwischen Personal und dem Insas-
sen-„Klienten“ nur sehr eingeschränkt, sie ist aber möglich.

Nähe und Distanz werden im übergeordneten Regelwerk 
des Vollzugssystems als lösbarer Gegensatz angesehen. In 
den konkreten Handlungsanweisungen wird dies meist in 
der Form gelöst, dass vom Bediensteten vor allem verlangt 
wird, Distanzhandlungen („körperliche Durchsuchung“) mit 
Nähehaltung („einfühlsam“) durchzuführen.

Vorbereitet wird die Berufsgruppe, die diesen Spagat 
vom originären Aufgabenbereich her am intensivsten aus-
führen muss, in der theoretischen Ausbildung inhaltlich gut, 
zeitlich aber nur sehr eingeschränkt und deshalb insgesamt 
nicht ausreichend genug.

Dies kann zur Folge haben, dass, wie auch bei manchen 
erfahrenen Fachdiensten, vor allem bei der größten Berufs-
gruppe im Vollzug Rollenkonflikte durch das Tragen von Rol-
lenmasken gelöst werden. „Nähe“ wird, weil sie im Innersten 
nicht (mehr) möglich ist, durch zur Schau getragenes Ver-
ständnis für alles ersetzt. „Distanz“ wird, weil sie auf Dauer 
ermüdet, achselzuckend als Routine abgewickelt.

Innere Distanz wird durch äußerliche „unechte“ Nähe 
überspielt.

Im Fachbereich Psychologie läuft die eher distanzierte 
Diagnostik der eher Nähe vermittelnden Therapie den Rang 
ab, zumindest wird sie weitaus stärker verlangt und bean-
sprucht.

In der Pädagogik hat das Lernmanagement vielleicht in-
zwischen bei vielen mehr Anziehungskraft als das Ideal des 
gütigen Internatslehrers, immerhin ist diese Berufsgruppe 
von der Grundkonstellation ihrer Ausbildung und Berufung 
her wohl am ehesten in der Lage, Konflikte zwischen Nähe 
(Schülervertrautheit) und Distanz (Notengebung) zu bewäl-
tigen.

Sozialpädagogik hat dies ähnlich gelöst: die dort mehr 
als Einzelfallhilfe angestrebten Positionen der Wohngrup-
pen- oder Abteilungsleitung haben die Fähigkeit zur Bewäl-
tigung des Konflikts per se im Aufgabenprofil.

Im weiteren Sinn gilt das auch für den Aufgabenbereich 
der Behördenleitung. 

Wer aus innerer Überzeugung dieses Amt annimmt, der 
sollte von der grundsätzlichen Möglichkeit positiver Förde-
rung auch schwierigster Menschen fest überzeugt sein. An-
sonsten wird er die Forderung nach Nähe nicht glaubwür-
dig stellen und vor allem nicht in die gute Praxis umsetzen 
können. Maskenträger der Nähe haben hier nur kurzfristig 
Erfolg. 

Er wird aber auch das zur Aufrechterhaltung des Zwangs- 
charakters der Freiheitsstrafe erforderliche Distanzmanage-
ment organisieren müssen. Wer dies nicht kann oder nur vor-
täuscht, der wird ebenfalls scheitern. Zu diesem Management 
gehört es übrigens auch, zwischen den verschiedenen Berufs-
gruppen im Vollzug so etwas wie „Nähe“ zu schaffen. Wem 
es gelingt, hier gegenseitiges Verständnis und das Gefühl der 
gemeinsam zu verantwortenden Aufgabenbewältigung zu 
vermitteln, der hat das in der Theorie so oft besungene „pä-
dagogische Klima“ in die erfreuliche Wirklichkeit umgesetzt.

Und wenn das alles sehr schwierig wird, dann bleibt nur 
zu hoffen, dass aus dem Bereich, der diesen Konflikt so wun-

derbar überirdisch lösen kann, auch tatkräftige Hilfe vor Ort 
geleistet wird. Gemeint ist die Seelsorge, die auf echte Nähe 
verpflichtet ist und Distanz nur als notwendiges Beiwerk be-
trachten darf.

Der unerschütterliche Optimismus des mittlerweile 
90jährigen (ehemaligen) Anstaltsseelsorgers Hermann Im-
mekus hat mich persönlich am meisten in den vielen mögli-
cherweise Zweifel auslösenden Situationen gestärkt. 

Ihm habe ich auch an dieser Stelle dafür zu danken. 
Nächstenliebe und Barmherzigkeit waren sein von mir gern 
zitiertes Credo: „Wenn ihr so nicht lebt, ist euer Planen, 
Strukturieren, Organisieren wie ein lärmender Motor, der 
nur sich selbst bewegt“.12 

Übrigens:
Der eingangs erwähnte Bericht ist bereits im Jahr 1859 ge-
schrieben worden.13 Er setzte sich mit der damals noch als 
Modeerscheinung abgetanen ersten Gefängnisreform des 
Theologen Johann Hinrich Wichern, noch mehr aber mit 
der als bevormundend erlebten „Gefängnisgesellschaft für 
Rheinland und Westfalen“ auseinander. Die Zeiten haben 
sich sehr geändert, die Grundkonstellationen anscheinend 
nicht.
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Michael Kümmel

Nähe und Distanz in der Strafhaft – Männervollzug
Als jemand, der ursprünglich aus dem Allgemeinen Voll-
zugsdienst kam und dann im Verlauf der beruflichen Weiter-
entwicklung Abteilungsleiter wurde, hat mich eines immer 
wieder verblüfft: Wie leicht es doch als Vorgesetzter ist, die 

notwendige professionelle Dis-
tanz zu einem Insassen aufzu-
bauen und wie schwer es mir im 
AVD fiel, genau diese Bedingung 
zu erfüllen.

Man ist Beamter, aber auch 
Mensch. Und in dieser Eigen-
schaft empfindet man andere 
Menschen eben auch angenehm 
oder eher unangenehm. Um bei 
den Angenehmen zu bleiben: 
Ich bekenne, auch ich habe mich 
in 40 Jahren während meiner 
Zeit im AVD mit zwei Insassen 
geduzt. Beide konnten damit 
umgehen, nie ist eine Nähe ent-

standen, die über das unmittelbar beruflich Relevante hin-
ausging. 

Der Arzt Joe Bausch beschreibt in seinem Buch „Knast“, 
er sei verblüfft gewesen, dass sich im Strafvollzug unter den 
Bediensteten bestimmte Rituale ergeben, wie das morgend-
liche Hände schütteln. Er empfindet das heute, als Anstalts-
arzt, normal; es ist Ausdruck einer Gemeinschaft.

Genau diese beschriebene Nähe ist nicht nur unter Be-
diensteten zu verzeichnen, sondern auch zwischen Bediens-
teten und Gefangenen. Man verbringt große Teile des Tages 
zusammen, nimmt sein Gegenüber als Menschen wahr und 
ist sich manchmal mit ihm einig, wenn der Gefangene sich 
zum Beispiel über Entscheidungen beschwert, die er als un-
gerecht empfindet.

Das alles schafft Nähe. Mir fällt der Beamte ein, der lang-
jährig auf der Station tätig ist und der sich tatsächlich um 
Gefangene bemüht. Auch duzt er permanent die Gefangenen 
und manchmal verweist er sie mit eher gewöhnungsbedürf-
tigen Worten des Stationsbüros. Muss ich mit so einem Be-
diensteten ein Gespräch führen, um ihn auf die Problematik 
von Nähe und Distanz hinzuweisen? Eher nicht, ich bin mir 
sicher, dass dieser Bedienstete kein Problem in diesem Be-
reich hat.

Aber da gibt es auch die Anderen. Die beruflich Uner-
fahrenen, die zunächst das „Kaufhaus-Du“ (Herr Müller, geh 
auf deinen Haftraum) für sich entdecken und dann gänz-
lich ins Du abrutschen. Häufig ist das, gerade bei einer eher 
überschaubaren Dienstzeit, verbunden mit einer Selbstüber-
schätzung, der sofort begegnet werden muss. 

Aber zu registrieren ist auch der andere Typus, dessen 
Handeln im sozialen Sektor mit Helfer-Syndrom bezeichnet 
wird. Das sind diejenigen, die sich aber auch jedes Problems 
eines Gefangenen annehmen, die sich auch noch mit dessen 
Familiengeschichten befassen. Auch hier entsteht eine Nähe, 
die nicht als professionell zu bezeichnen ist. 

Das betrifft nicht nur den AVD, sondern auch die Fach-
dienste. Eine junge Sozialarbeiterin arbeitet als Berufsanfän-
gerin mit einem Gefangenen, der ihr seine häuslichen Prob-
leme mit der Ehefrau schilderte. Die Sozialarbeiterin spricht 

mit der Ehefrau. Diese ist begeistert von dem Gespräch und 
bemerkt, dass sie viel besser mit der Sozialarbeiterin in der 
JVA sprechen kann als mit der vom Amt, die für sie zuständig 
ist. Es folgen tägliche Telefonate, der wohlwollende Hinweis 
auf die Zuständigkeit geht, aufgrund des Engagements der 
Kollegin, erst einmal ins Leere. Bis es dazu kommt, dass ir-
gendetwas „schief“ läuft; als Folge wird die Kollegin von der 
Ehefrau am Telefon beschimpft, schließlich taucht diese auch 
noch vor der Anstalt auf. Ergebnis: Lektion gelernt, so etwas 
wird der Kollegin nicht mehr passieren.

Wie kann ich davor schützen? Am Beispiel der Sozialar-
beiterin vielleicht überhaupt nicht, die eigene Fachlichkeit 
sagt ihr bereits, dass zu viel Nähe entstanden ist.

Aber bei den Dienstanfängerinnen und Dienstanfängern 
im Allgemeinen Vollzugsdienst wird bereits im Unterricht 
ausführlich die Nähe-Distanz-Problematik thematisiert. 
Auch auf das grundsätzliche Siezen des Gefangenen wird hin-
gewiesen. Und das wird erfolgreich durchgeführt; ich kann 
mich nicht entsinnen, in den letzten Jahren hier Auffälligkei-
ten ausgemacht zu haben.

Daneben ist auch das Phänomen der absoluten Distan-
zierung wahrnehmbar, da ist ein „Du“ gegenüber der Klientel 
schon per se ausgeschlossen. Sofern sich Bedienstete als dem 
Gefangenen hochüberlegen wähnen, haben sie im Behand-
lungsvollzug eine schwierige Position. Während die absolute 
Mehrheit der Kollegen im Stationsdienst die Anliegen der 
Gefangenen in Teamkonferenzen ernst nehmen und bera-
ten, kommt der „Hochüberlegene“ da nach meinen Beobach-
tungen sehr schnell an seine Grenzen. Das führt im Idealfall 
zu einer Haltungsänderung. Ansonsten bewerben sich diese 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter häufig in Formalpositio-
nen wie Pforte, Kammer oder Revision. Aber, dies sei auch 
angeführt, meist wird eine Haltungsänderung vorgenom-
men; das sind dann die Kolleginnen und Kollegen, die sehr 
genau hinschauen. Auch die werden in einem Team dringend 
benötigt, die Hochengagierten allein führen ebenso zu einer 
nicht gewollten Einseitigkeit.

Dabei erinnere ich mich noch, welche Diskussionen und 
Befürchtungen aufkamen, als vermehrt weibliche Bediens-
tete im Männervollzug tätig wurden. Es wurde sehr oft be-
fürchtet, dass bei Aufeinandertreffen der Geschlechter ins-
besondere die Nähe zu einem großen Problem wird. Diese 
Befürchtungen waren unangebracht, es handelt sich wahr-
scheinlich um eine typische Denkungsart, die als geschlechts-
spezifisch bezeichnet werden kann. Im Gegenteil: Nach mei-
ner subjektiven Meinung sind männliche Bedienstete im 
Frauenvollzug weitaus mehr gefährdet, eine unprofessionelle 
Nähe zu entwickeln. Vollzug ist längst keine Männerdomäne 
mehr. Und das ist auch gut so. 

Wenn ich heute zurückblicke, so hat sich der Vollzug ver-
ändert. Trotz aller Umstände, die dem entgegenstehen, ist er 
menschlicher geworden. Dadurch ist die Nähe-Distanz-Pro-
blematik aber nicht abgetan, sondern, im Gegenteil, sie hat 
sich verstärkt und ist noch mehr als früher zur Führungsauf-
gabe geworden. Denn eines ist sicher: Hätte ich damals als 
Dienstanfänger Gespräche führen können, wie sie als Mit-
arbeiter-Vorgesetzten-Gespräche heute üblich sind, und in 
denen auch die Nähe-Distanz-Problematik erörtert wird, mir 
wäre manch unangenehme Erfahrung erspart geblieben.
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Maria Barten

Nähe und Distanz im Frauenvollzug – bei weitem kein Kuschelvollzug
Erfahrungen aus der JVA Lübeck

Ich arbeite seit 33 Jahren im Frauenvollzug und seit 27 Jah-
ren im Frauenvollzug der JVA Lübeck. Im Alter von 20 Jahren 
stand ich zum ersten Mal Inhaftierten gegenüber und war 
sehr aufgeregt, weil ich nicht wusste, was da auf mich zu-
kommt. Wenn ich diese ersten Momente und die Zeit meiner 
Ausbildung heute reflektiere, habe ich durch die Art, wie ich 
dem Ganzen begegnet bin, meine heutige sichere Basis  für 
meine Arbeit geschaffen. Dadurch, dass ich den Frauen natür-
lich und als „Ich“ entgegentrat, spiegelte sich das bei den Ge-
fangenen wider. Ich ließ Nähe zu. So wurde mir der Einstieg 
in den Justizvollzug leicht gemacht. Um auf die Menschen, 
die in Haft kommen, Einfluss zu nehmen, um sie wieder auf 
den „rechten Weg“ zu bringen, ihnen Vorbild zu sein, muss 
eine Beziehung aufgebaut werden, die klar definiert gestaltet 
werden muss und in der Regeln einzuhalten sind. Oberstes 
Gebot dabei ist das „SIE“ als Anrede und Ausdruck des res-
pektvollen Umgangs.

Im Frauenvollzug der JVA Lübeck ist eine Struktur an-
gelegt, in der man Nähe zu den weiblichen Inhaftierten gut 
aufbauen, sich aber auch, wenn nötig, zurückziehen und di-
stanzieren kann. Unsere 5 Stationen sind wie Wohngruppen 
aufgebaut und bieten Platz für 7 (die kleinste Station) bis ma-
ximal 14 Frauen. Auf diesen Stationen sind als eigenständige 
Dienstplangruppe 16 weibliche und 5 männliche Bedienste-
te im 3-Schichtsystem eingesetzt. Keiner der Bediensteten 
ist jedoch fest einer Station zugeordnet. Die tägliche Dien-
stübergabe zwischen den Schichten findet immer gemeinsam 
mit allen sich im Dienst befindlichen Bediensteten und der 
Abteilungsleiterin in unserem Zentralbüro statt. In diesem 
Rahmen wird über alle Vorkommnisse, derzeitigen „Befind-
lichkeiten“ einzelner inhaftierter Frauen sowie deren psychi-
schen Zustand gesprochen. So ist jeder über alle und alles auf 
dem neuesten Stand und alle Entwicklungen informiert. So 
kann sofort auf Vorkommnisse, Reaktionen und Empfindun-
gen bzw. Gefühlslagen reagiert werden. 

Das Team bietet eine fachlich geprägte und menschlich 
zugewandte Betreuung. Den Problemen inhaftierter Frauen 
wird individuell begegnet; auftretende Schwierigkeiten und 
sichtbar werdende Defizite werden angemessen bearbeitet. 
Es wird für die inhaftierten Frauen der so wichtige Rahmen 
geboten, der ihnen Geborgenheit vermittelt und ihnen er-
möglicht, ihr Selbstwertgefühl zu stärken. Nachhaltige Ver-
änderungen in der Persönlichkeit und im Verhaltensmuster 
erzielt man am ehesten über Beziehungsarbeit und Bindung 
und nicht über das einfache Versorgen und „Wegsperren“, 
kurz ausgedrückt, über die viel zitierte „Nähe“. Es werden 
sehr offen alle Probleme, Erlebnisse und auch Ängste der Be-
teiligten angesprochen. Dies tut der Dienstplangruppe sehr 
gut. Hier tritt zu Tage, ob jemand zu nahe an jemandem bzw. 
etwas dran ist, und es kann gegengesteuert werden. Auch 
wird sichtbar, ob die eine oder andere Gefangene sich zu sehr 
auf eine Bedienstete oder einen Bediensteten fixiert. Ist es 
z.B. ratsam, einzuschreiten oder diese Beziehung zu fördern, 
weil es für die Entwicklung der Inhaftierten gut ist und die 
Kollegin oder der Kollege damit angemessen umgehen kann? 
All dies ist durch unser Konzept gut steuerbar.

Dieser methodische Ansatz hat sich seit Jahren bewährt 
und trägt einen Großteil dazu bei, dass unsere Dienstplan-
gruppe so homogen ist. Wir achten einander und aufein-
ander. Nur dadurch haben wir schon einige Zerreißproben 
konstruktiv und gut überstanden. So wird ein Fall uns immer 
unvergessen bleiben: ein junges 
Mädchen, das uns alle von mor-
gens bis abends mit sämtlichen 
Schimpfwörtern und diffamie-
renden Titulierungen beleidigte 
und bei direktem Kontakt auch 
körperliche Angriffe versuchte. 
Dass sich alle Bediensteten aus 
Gründen der Förderung immer 
wieder aufs Neue diesen Atta-
cken ausgesetzt haben ist nur 
dem Umstand zu verdanken, 
dass wir im ständigen Aus-
tausch untereinander waren. 
Jeder konnte sich den momen-
tanen Gemütszustand zu jeder 
Zeit von der Seele reden. Ein weiterer Fall soll nicht uner-
wähnt bleiben: So wurde auf der Grundlage unserer derart 
gemeinsam entwickelten und getragenen Überzeugungen 
eine an Krebs erkrankte Inhaftierte von den Bediensteten des 
Frauenvollzugs auch noch nach der Verlegung in ein Hospiz 
beim Sterben begleitet.

Im Nachhinein betrachtet sind die vorgenannten Bei-
spiele ein Ausdruck der Professionalität in der Arbeit mit 
Nähe und Distanz und ein Zeichen für das daraus resultieren-
de gute Arbeitsklima. Hier an dieser Stelle ein großes Danke-
schön und Lob an unser Team vom Frauenvollzug. 

Oft ist es dennoch schwierig, Grenzüberschreitungen 
schnell genug zu bemerken und dem entgegenzuwirken, 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund der von uns bemerkten 
Zunahme von psychisch gestörten oder mit Persönlichkeits-
störungen behafteten Inhaftierten, die eher manipulativ eine 
Beziehung zu Bediensteten aufbauen. Dies zu erkennen und 
angemessen zu bearbeiten, bedarf der Aufmerksamkeit und 
des Austausches aller.

Die Nähe zu unseren Inhaftierten ergibt sich auch daraus, 
dass hier alle Behandlungen und Arbeiten am Gefangenen in 
unserer Abteilung vollzogen werden. Selbst die Besuche der 
Angehörigen werden in unseren Räumlichkeiten abgehalten. 
So lernt man die Familie und den Freundeskreis kennen, 
ebenso den Umgang miteinander. Andererseits ist aber auch 
die nötige Distanz zu wahren. Es stellt eine Gratwanderung 
dar, denn gerade in Gefängnissen hat man es vermehrt mit 
Menschen mit psychischen Störungen, Süchten, Persönlich-
keitsstörungen und Vereinsamung bzw. Entwurzelung zu 
tun. Einige der Inhaftierten sind zudem sehr geschickt in der 
Manipulation anderer Mitmenschen. Sehr schnell gerät man 
als Bedienstete oder Bediensteter in solche Verstrickungen 
und bemerkt diesen eher schleichenden Prozess zu spät. Des-
halb ist es so bedeutsam für die fachliche Arbeit, dass wir alle 
aufeinander „aufpassen“.

Maria Barten

Vollzugsdienstleiterin im 

Frauenvollzug der JVA Lübeck

maria.barten@jvahl.landsh.de
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Der Arbeitsbetrieb für die Inhaftierten ist in den Ge-
bäudekomplex des Frauenvollzugs integriert. Die dort einge-
setzten Bediensteten sind im ständigen Austausch mit den 
Stationsbediensteten, so dass individuelle Förderung und Be-
handlung möglich ist. Mit viel Geduld und Einfühlungsver-
mögen wird dort ein weiteres Zahnrad im großen Uhrwerk 

„Vollzug“ mitgedreht. Dort bauen die Inhaftierten eine noch 
andere Beziehung zu den Bediensteten auf. 
Mein Fazit aus diesen Überlegungen und Erfahrungen:

Nähe im Frauenvollzug ist wichtig und richtig – aber nur 
wenn dabei Regeln eingehalten werden.

Knut Sprenger

Und täglich lacht das Stachelschwein
Überlegungen zu „Nähe“ und „Distanz“ in einer kleinen Sicherungsverwahrung

Die Aufgabe, das Thema „Nähe & Distanz in einer kleinen 
Sicherungsverwahrung“ auf 5000 Zeichen zu bringen, stellt 
eine sportliche Herausforderung dar, die nicht den Raum 
für eine systematische Auseinandersetzung öffnet, vielleicht 
aber für einige – eher kursorische – Überlegungen:

In der Brandenburger Sicherungsverwahrung gibt es 
Ziegen, Hühner, Fische und Katzen. Stachelschweine gibt 
es nicht. Wäre Arthur Schopenhauer Leiter der Einrichtung, 
gäbe es vermutlich welche. Der Philosoph hat die Stachel- 
schweine als Sinnbild des menschlichen Nähe-Distanz-Di-

lemmas prominent gemacht: 
stehen sie zu weit auseinander, 
wird ihnen kalt; sind sie zu nah 
beisammen, tut‘s weh.

Es sind v.a. drei Merkmale, 
die für die Nähe-Distanz-Anord-
nungen der hiesigen SV-Ein-
richtung bedeutsam sind: a) sie 
ist mit gegenwärtig neun Un-
tergebrachten die zahlenmäßig 
kleinste in Deutschland; b) sie 
ist nicht Abteilung der Anstalt 
sondern (teil-)eigenständige 
Einrichtung1; c) auf Grundlage 
eines Staatsvertrags mit Meck-
lenburg-Vorpommern ist die 

Einrichtung auf die Behandlung von Sexualstraftätern ho-
mogenisiert.2 

Unter den skizzierten Bedingungen wird naturgemäß 
deutlich weniger arbeitsteilig vorgegangen als in großen 
Abteilungen. Als Leiter beispielsweise (und Psychologe) ist 
man als Behandler/Therapeut gefragt, für die Untergebracht-
en der „Chef“, „Bürgermeister“ oder Heimleiter, ein bisschen 
Manager, Kummerkasten, nachmittags Diagnostiker, hu-
manoide Schnittstelle zur (Gesamt-)Anstalt und durchgängig 
Fachvorgesetzter für die Kollegen.

Was bedeutet diese Situation mit Blick auf die behandle-
rischen Nähe-Distanz-Konstellationen? 
Wo die „gute“ Behandlerin/Therapeutin und die (strukturell) 
bedrohliche Entscheidungsträgerin ein und dieselbe Person 

1	 Was innerhalb der im äußeren Sicherungsbereich der Anstalt befindlichen 
Sicherungsverwahrung passiert, ist von der SV-Leitung zu verantworten – es 
sei denn, es geht um die Sicherheit der Gesamtanstalt. Sobald diese berührt 
ist, entscheidet die Leitung der Anstalt. 

2	 Die Gewalttäter werden in Mecklenburg-Vorpommern behandelt.

ist, wo der gesuchte Vertraute mit dem gefürchteten „Di-
agnostiker“ und dem abgelehnten Heimleiter zur gleichen 
Zeit auf demselben Stuhl sitzt, erwächst in Sachen Nähe-Di-
stanz-Regulation (mithin auch Beziehungsfähigkeit) eine 
erhebliche Herausforderung. Unter behandlerischen Ge-
sichtspunkten liegt darin eine Entwicklungs- und Nachrei-
fungs-Chance, die sich unter den Bedingungen (notwendig) 
stärker hierarchisierter und funktionsteiliger Organisatio-
nen so kaum ergeben kann. Und mit Blick auf die in den zu-
rückliegenden fünf Jahren gemachten Erfahrungen spricht 
einiges für die Annahme, dass sich das Modell behandlerisch 
bewährt hat.

Hat sich die Nähe-Distanz-Anordnung im System be-
währt? 
Das Nähe-Distanz-Management wird im Justizvollzug oft ar-
beitsteilig erledigt. Für die legitimen Absicherungsbedürfnis-
se des Systems gilt die personelle Trennung von Behandlung 
und Entscheidung oft als Königsweg. Hier die auf Zuversicht 
und Nähe abgestellten Behandler, dort die auf Distanzierung 
ausgehenden kritischen Beurteiler. Zugrunde liegt die An-
sicht, dass der außenstehende Beurteiler aufgrund größerer 
Distanz eine letztlich privilegierte Perspektive einnehmen 
kann, während der „Praktiker“ – einem Museumsbesucher 
gleich, der zu nah vor dem Bild steht (schädliche Nähe) – den 
Wald vor lauter Bäumen nicht mehr zu sehen in der Lage 
ist. Tatsächlich privilegiert ist der Externe vermutlich dann, 
wenn er sich darauf fokussiert, die Begründungsmuster der 
Praktiker auf mögliche Widersprüche und Leerstellen hin zu 
prüfen und die Ergebnisse dieser Prüfung kommunikativ und 
lösungsorientiert mit den Praktikern rückkoppelt. Dann aber 
geht es nicht mehr um eine Privilegierung vermeintlicher 
Nähe oder Distanz, sondern um eine wechselseitige Perspek-
tivenverschränkung.

Die Behördenförmigkeit der Sicherungsverwahrung 
stellt öffentliche Distanzverhältnisse normativ auf Dauer. 
Auch wer 20 Jahre als „Behandler“ mit einem Untergebrach-
ten einen bedeutsamen Teil seiner Lebenszeit verbringt, 
handelt, wenn er duzt oder duzen zulässt, außerhalb des 
normativ abgesicherten (mithin legitimen) Rahmens. Das 
ist weder gut noch schlecht, jedenfalls aber im Wortsinn ei-
genartig. Darin liegt eine herausfordernde Künstlichkeit, die 
im extramuralen Lebensvollzug kaum Vergleichbares findet. 
Künstlichkeit, die Kreativität freisetzen, aber auch anfällig 
machen kann, weil auf Normalitätsstandards aus der „wirkli-
chen Welt“ mit abnehmender Selbstverständlichkeit zurück-
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gegriffen werden kann. Schließlich sind Nähe-Distanz-Rela-
tionen in Internierungskontexten auch Kampfzonen, wenn 
beispielsweise vorsätzlich und in offenkundig schädigender 
Absicht geduzt wird. 

So einprägsam das Bild ist; das Stachelschwein-Ver-
ständnis der Nähe-Distanz-Thematik greift zu kurz. „Nähe“ 
und „Distanz“ können im physikalischen Raum zwei Pole ei-
nes Kontinuums bezeichnen, nicht aber im polydimensiona-
len sozialpsychologischen oder innerpsychischen Raum. Ein 
Stück gefühlte Nähe zum Untergebrachten (i.e.Sympathie) 
ist unverzichtbar, um dem Auftrag gerecht werden zu kön-
nen. Dass aus gefühlter Nähe keine Überschreitung von per-
sönlichen und Rollengrenzen wird, erfordert wiederkehrende 

Anstrengungen, bedarf der Fähigkeit, das eigene Erleben und 
Handeln vorbehaltlos anzuschauen, braucht viel Austausch 
im Team, gute und regelmäßige Supervision und nicht zu-
letzt auch Fachaufsicht. Es geht, kurz gefasst, darum, in der 
Nähe Distanz und Distanzierung in der Nähe zu ermöglichen. 
Über Sozialtechnik hinaus braucht es dafür last but not least 
das Gespür für die Grenzen der eigenen Möglichkeiten. Die 
Sicherungsverwahrung ist eine in mancher Hinsicht absurde 
und vielfach lachenswerte Veranstaltung.

Also doch noch Stachelschweine anschaffen? 
Nur wenn sie Humor haben.

Thalea Rose

Nähe und Distanz bei Gefangenen im Kontext vom Jugendstraf- 
vollzug in Freien Formen 

Erfahrungen aus dem Seehaus Leonberg

Der Jugendstrafvollzug fordert besondere Auseinanderset-
zung mit der Frage nach professionellem Umgang mit der 
Spannung zwischen Nähe und Distanz zu den Klienten. 

Sozialpädagog*innen stehen in der Spannung zwischen 
einem „Zuviel“ oder „Zuwenig“ an emotionalem Engage-
ment. Dabei bleiben Nähe und Distanz im pädagogischen 
Handeln immer aufeinander bezogen. Wo keine Distanz 
mehr herrscht, kommt es zu Übergriffen, Kämpfen und emo-
tionaler Abhängigkeit. Wo jede Nähe fehlt, waltet jedoch 
Gleichgültigkeit. Einerseits ist Nähe eine wichtige Vorausset-
zung für die helfende Beziehung in der Sozialen Arbeit, aber 
andererseits besteht die Gefahr, bei zu wenig Distanz eine 
Handlungsunwirksamkeit des Professionellen zu bewirken.1

Geschlossene und vollstationäre Einrichtungen der Ju-
gendhilfe sind besonders von diesem Spannungsverhältnis 
zwischen Nähe und Distanz betroffen. Die dort unterge-
brachten Jugendlichen zeigen häufig Verhaltensauffälligkei-
ten, welche zum Teil auf belastete Eltern-Kind-Beziehungen 
zurückzuführen sind. Auch sind bei ihnen unangemessene 
Konzepte von Nähe und Distanz festzustellen, welche nur 
durch eine intensive Beziehungsgestaltung seitens der Pro-
fessionellen korrigiert werden können. Wirksamkeitsstudien 
in der Heimerziehung verweisen gleichzeitig auf besonders 
gute Beziehungen zwischen den Klienten und den pädago-
gischen Fachkräften als positive Einflussfaktoren für die 
Entwicklung. Demnach ist eine gelingende Beziehungsgestal-
tung ein Qualitätsmerkmal der Heimerziehung.2

Dies stellt eine große Herausforderung für die Fachkräf-
te dar, da die Vorgeschichten der Jugendlichen oftmals von 
Gewalterfahrungen, Dissozialität, Sucht, Bindungsverlusten 
und Verwahrlosung geprägt sind, welche den Beziehungsauf-

1	 Dörr, M. und Müller, B, 2012, S. 8f.
2	 Rössner, D. 2014, S. 201ff.

bau stark erschweren. Deshalb ist es für das Gelingen der För-
derung bedeutsam, jedem Klienten unter Berücksichtigung 
seiner bisherigen Erfahrungen mit einem je individuellen 
Maß an Nähe und Distanz zu begegnen.3

Jugendstrafvollzug in freien Formen

Der Jugendhilfeträger „Seehaus“ e.V. betreibt die Modellein-
richtungen für straffällige Jugendliche „Seehaus Leonberg“ 
und „Seehaus Leipzig“. Diese Form des Jugendstrafvollzugs 
in freien Formen bietet eine dritte Alternative neben den 
klassischen Ausprägungen des offenen und geschlossenen 
Jugendstrafvollzuges. Jugendliche und Heranwachsende 
zwischen 14 und 23 Jahren, die bereit sind, an sich zu arbei-
ten, können sich vom Jugendstrafvollzug aus für das Seehaus 
bewerben. Nach Zustimmung des Anstaltsleiters verbringen 
sie ihre gesamte Haftzeit im Seehaus. Bis zu sieben Jugendli-
che wohnen mit Hauseltern und deren Kindern. Gleichzeitig 
erwartet sie ein durchstrukturierter Tag: Um 5:45 Uhr be-
ginnt der Tagesablauf mit Frühsport. Bis 22:00 Uhr sind die 
Jugendlichen in ein konsequent durchgeplantes Erziehungs-
programm eingebunden. Hausputz, Schule, Arbeit, Berufs-
vorbereitung, Sport, gemeinnützige Arbeit, Auseinander-
setzung mit den Auswirkungen von Straftaten für die Opfer, 
Wiedergutmachung, soziales Training sind fester Bestandteil 
des Konzepts.

Der Jugendstrafvollzug in freien Formen hat sich zur 
Aufgabe gemacht, den Jugendlichen eine möglichst gute Aus-
gangsbedingung für ihr Leben nach der Haftzeit zu schaffen. 
Für diese Aufgabe wird in der Arbeit mit Nähe und Distanz 
eine Präferenz auf die Nähe gelegt, die in anderen Vollzugs-
formen in dieser Form nicht umsetzbar erscheint.

3	 Abrahamczik, V. 2013, S. 20f.
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Ziel des Strafvollzugs ist es generell, „die Gefangenen 
zu befähigen, sich nach der Entlassung in das Leben in Frei-
heit einzugliedern. Fähigkeiten der Gefangenen, die sie für 

ein selbstbestimmtes Leben in 
Freiheit und sozialer Verant-
wortung benötigen, sind zu 
stärken. Schädlichen Folgen des 
Freiheitsentzuges ist entgegen-
zuwirken.“4

Die Bedingungen für sozi-
ales Lernen werden in Jugend-
strafanstalten jedoch durch den 
negativen Einfluss der Subkul-
tur unter den Insassen sehr 
erschwert, wenn nicht sogar 
oft verhindert oder gar negativ 
überlagert.5 Um dem entgegen-
zuwirken, müssen die Gefan-
genen eine positive Kultur und 
positive Beziehungen erleben 
können, die sie dabei unter-

stützten, nach der Haft in die Gesellschaft eingegliedert zu 
werden. 

Im „Seehaus Leonberg“ und „Seehaus Leipzig“ wird ver-
sucht, diese Kultur zu ermöglichen. Dort sollen die jungen 
Gefangenen fernab der subkulturellen Gewaltproblematik 
ihre Haftzeit verbringen. Um die jungen Männer auf ein 
straffreies Leben vorzubereiten, arbeitet ein Team aus Sozi-
alarbeitern, -pädagogen, Erziehern, Lehrern und Ausbildern 
mit ihnen.

Familienprinzip

Die straffälligen Jugendlichen werden in Familien in einzel-
nen Wohngemeinschaften aufgenommen und leben mit ih-
nen als Familienmitglied zusammen. Die Hauseltern haben 
ihre eigene Wohnung und somit einen Rückzugsraum für die 
freien Tage und Wochenenden, der Lebensmittelpunkt der 
Familie ist jedoch in der Wohngemeinschaft. Die meisten 
Hauseltern haben eigene Kinder, die zwischen den Jugend-
lichen aufwachsen. Viele Jugendliche erleben so zum ersten 
Mal ein „richtiges“ Familienleben, erfahren Zugehörigkeit, 
Geborgenheit und Wertschätzung. Sie lernen, wie Eltern mit 
ihren Kindern umgehen können, bauen Bindungen auf und 
erfahren, wie man sich als Vorbild verhält. Viele unnahbar 
wirkende Jugendliche blühen durch das Zusammenleben mit 
den Kindern auf, und auch umgekehrt prägt das Leben mit 
ihnen die Kinder und lehrt sie, ohne Vorurteile auf Menschen 
zuzugehen. 

Da es im Seehaus keine Mauern und Gitter gibt und die 
Hauseltern ihren „Söhnen“ somit einen großen Vertrauens-
bonus schenken, sowohl durch das Leben in ihrem Haushalt 
als auch das Zusammenleben mit ihren Kindern, wächst in 
den jungen Gefangenen eine viel größere, innere Barriere ge-
genüber Problemverhalten, als Mauern es je sein könnten. Da 
für viele dieses Vertrauen in sie ein völlig neues Erlebnis ist, 
bemühen sie sich, ihre Hauseltern, die für sie schnell zu en-
gen Beziehungspersonen werden, nicht zu enttäuschen. 

Laut Rössner sind die Bemühungen beim Normenler-
nen umso erfolgreicher, desto intensiver der Personenbezug 

4	 § 2 StVollzG.
5	 Rössner, 2004, S. 2.

ist.6 Feste Bezugspersonen als Erzieher*innen sind neben 
der Entwicklung von Mitgefühl, klaren Struktur- und Norm-
vorgaben in der Einrichtung, „sozialer Unterstützung durch 
konforme Personen, Aufbau sozialer und kognitiver Kom-
petenz, Erleben von Selbstwirksamkeit [und] Kohärenz und 
Struktur im Leben“ besondere Resilienzfaktoren. Der inten-
sive Personbezug und die festen Bezugspersonen durch das 
Familienleben im Seehaus sollen dazu führen, dass die jun-
gen Männer Stabilität erlangen und die erzieherischen Ange-
bote durch die positiven Beziehungen besser annehmen und 
verinnerlichen können.

In verschiedenen Programmen lernen die Jugendlichen, 
Verantwortung für sich und andere zu übernehmen, mit ih-
ren Aggressionen umzugehen, Perspektiven für die Zukunft 
zu entwickeln und ein Leben zu führen, in dem Straftaten 
vermieden werden. Neben den Beziehungen zu den Mitarbei-
ter*innen sind die Beziehungen zu den Peers und die Grup-
penkultur wesentlich für den Erfolg der Maßnahmen.

In jeder geschlossenen Einrichtung gibt es eine eigene 
Kultur der Bewohner, des Öfteren auch als „Subkultur“ be-
zeichnet. Diese Kultur ist meistens den Zielen und Normen 
der Einrichtung entgegengesetzt und wirkt kontraproduktiv.7

Der negative Einfluss der Subkultur hat Auswirkungen 
auf alle Angebote, die innerhalb der Einrichtung bestehen. 
Die Bewohner stehen unter Druck. Sie müssen sich den Nor-
men der Gruppenkultur unterwerfen. Der Einfluss der jewei-
ligen Subkultur ist dabei weitaus größer als der Einfluss der 
Mitarbeiter*innen.8 Diese Auswirkung auf die erzieherischen 
Angebote erschwert die Realisierung des Erziehungsauftra-
ges des Vollzugs, „da der Vollzug, die Gefängnisse […] eine 
künstliche Welt [sind] – und in einer künstlichen Welt kann 
[man] nicht […] vorbereiten auf die reale Welt.“9

Um den jungen Männern eine Chance auf eine Resozi-
alisierung bieten zu können, muss die negative Subkultur 
ab- und an ihrer Stelle eine positive aufgebaut werden. Die 
Jugendlichen müssen sich einerseits mit den Werten der Ein-
richtung identifizieren können und sich andererseits auch als 
Teil der Einrichtung sehen, für die sie Verantwortung tragen.

Positive Gruppenkultur

So ist eine Grundlage für das pädagogische Konzept im See-
haus die „Positive Gruppenkultur“ („Positive Peer Culture“ 
(PPC)). PPC ist ein sozialpädagogischer Ansatz, welcher „den 
prägenden Einfluss der „Peers“ [Gleichaltrigen] als motivie-
rende und gestalterische Kraft nutzt […]. Ziel ist es, mit den 
Jugendlichen eine fürsorgliche und entwicklungsfördernde 
Kultur zu entwickeln.“10 

Das bedeutet, dass die Jugendlichen untereinander ein 
positives Gruppenklima schaffen und erhalten sollen, so z.B. 
durch gegenseitiges Ermutigen, Helfen, Unterstützen und 
Fördern in alltäglichen Dingen wie gemeinsames Kochen, 
Hilfe in der Schule und beim Lernen, Motivieren beim Sport, 
Aufmuntern bei Tiefschlägen und auch bei der Auseinan-
dersetzung mit der Vergangenheit. Die Jugendlichen achten 
selbst aufeinander, sprechen es an, wenn jemand die Regeln 
bricht und achten darauf, Konflikte ohne Gewalt zu klären.

6	 Rössner, 2008, S. 15.
7	 Walter, 2004, S. 68.
8	 Walter, 1998, S. 15.
9	 Maelicke, 2014.
10	 Homepage des PPC-Netzwerks Deutschland.
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Da die Jugendlichen in der Regel nicht länger als ein bis 
zwei Jahre im Seehaus bleiben, werden sie einige Zeit vor ih-
rer Entlassung schrittweise darauf vorbereitet und auch da-
nach in Form von Nachsorge begleitet. Damit dieser Ablöse-
prozess problemlos ablaufen kann, obwohl die Jugendlichen, 
vielleicht auch zum ersten Mal, durch die Arbeit mit ihren Be-
zugspersonen einem geregelten Alltag nachgekommen sind 
und der Schritt in die Freiheit für viele auch Überforderung 
und Angst vor dem Ungewissen mit sich bringt, wird ihnen in 
ihrer Zeit im Seehaus schon nahe gelegt, wie sie ihren Alltag 
sinnvoll gestalten können. 

Dazu gehören die regelmäßige Teilnahme am internen 
Sportunterricht, an AGs wie Kochen, Backen oder verschie-
denen Musikangeboten und die Möglichkeit zu Besuchen 
von Vereinen oder der ehrenamtlichen Arbeit in verschiede-
nen Einrichtungen ab einer höheren Stufe des hausinternen 
Stufensystems. 

So schafft die Ausrichtung auf die pädagogische Arbeit 
mit dem Schwerpunkt der Nähe keine Abhängigkeiten, da 
das Programm von Anfang an auf die graduelle Integration 
in die Gesellschaft und die Verselbständigung ausgerichtet 
ist. Den Jugendlichen werden Perspektiven für ihre Alltags-
gestaltung geboten und sie können Rückhalt finden in den 
ihnen gebotenen Betätigungen, denen sie auch nach ihrer 
Entlassung nachgehen können. Integrationsmanagement 
und eine gute Vorbereitung der Entlasssituation spielen da-
bei eine wichtige Rolle. Neben der Vermittlung eines Ausbil-
dungs- oder Arbeitsplatzes und einer guten Wohnsituation 
sind dabei vor allem auch Beziehungen zu positiven Peers 
und eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung von großer Bedeu-
tung für die Entwicklung und Förderung des erwünschten 
Sozial- und Arbeitsverhaltens.

Auch nach der Entlassung kann der Kontakt zu den Hau-
seltern und anderen Mitarbeiter*innen des Seehauses weiter-
bestehen. Viele Ehemalige („Alumni“) besuchen regelmäßig 
ihre „Seehaus-Familie“. Durch verschiedene Angebote der 

Nachsorge kann auch eine weitere Betreuungskontinuität ge-
währleistet werden. 

Die von der Einrichtung Seehaus e.V. gewählte Präferenz 
einer Pädagogik der Nähe legt die Basis für ein Gelingen der 
Resozialisierung, die ohne angemessene Begleitung nicht er-
reicht werden kann. 
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Veranstaltungshinweis

Frauen als Täterinnen und Opfer
Bundeskonferenz Straffälligenhilfe für Frauen

Chemnitz | 23.-24. Juli 2018

Vom 23.-24. Juli 2018 findet die Bundeskonferenz für Interessierte, ehrenamtliche und berufliche Mitarbeiter*innen im 
Bereich Straffälligenhilfe für Frauen mit dem Thema „Frauen als Täterinnen und Opfer“ in Chemnitz statt. Straffällig gewor-
dene Frauen sind besonders häufig von vielfältigen Formen der Gewalt – sexueller, körperlicher, struktureller – betroffen. 
Nicht immer sind oder bleiben sie Opfer, mitunter werden sie auch Täterinnen. Steigt innerhalb und außerhalb der Gefäng-
nismauern die Gewaltbereitschaft von Frauen? Gibt es Veränderungen in der Deliktstruktur? Liegen erste Erfahrungen mit 
extremistisch motivierten Straftäterinnen vor? Sind als Folge Neuausrichtungen von Beratungsmaßnahmen und Trai-
ningsangeboten sowie eine integrationsfördernde Vernetzung zwischen dem stationären und ambulanten Bereich erforder-
lich?

Ziel der Tagung ist es, sich anhand von aufbereiteten Informationen aus den Zuständigkeitsbereichen aller Teilnehmer*in-
nen und den Erkenntnissen der Forschung auseinanderzusetzen.
Veranstalter: Sozialdienst katholischer Frauen Landesverband Bayern e.V. in Kooperation mit der Bundesarbeitsgemein-
schaft Frauenvollzug.

9	 Programm & Anmeldeinformationen: https://www.dbh-online.de/sites/default/files/einl_programm_frauen_taeterinnen_opfer.pdf
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Jürgen Herzog

Nähe und Distanz in der Arbeit und Ausbildung des allgemeinen 
Vollzugsdienstes 

Nähe und Distanz sind wesentliche Faktoren für eine erfolg-
reiche Arbeit mit Gefangenen: Wollen wir Einfluss auf sie 
nehmen, so brauchen wir zum Aufbau einer Beziehung eine 
Form von Nähe; wollen wir dabei keinen Manipulationen un-
terliegen und eine zielgerichtete Handlungsfähigkeit erhal-
ten, so brauchen wir unabdingbar auch Distanz. So kommen 
wir um einen professionell gestalteten Umgang mit Nähe und 
Distanz nicht herum! Im folgenden Beitrag soll das Thema 
„Nähe und Distanz“ im Hinblick auf die Arbeit des allgemei-
nen Vollzugsdienstes und dessen Ausbildung näher betrach-
tet werden.
Folgende Fragen werden dazu gestellt:

¡¡ Was ist professionelle Nähe und Distanz?
¡¡ Welche besonderen Bedingungen herrschen im Straf-

vollzug für die Herstellung von Nähe und professioneller 
Distanz?

¡¡ Welche Kompetenzen brauchen die Mitarbeiter des AVD 
für die Realisierung von Professionalität in der Bezie-
hung zu Gefangenen?

¡¡ Wie werden die Nachwuchskräfte des AVD in der Ausbil-
dung auf einen professionellen Umgang mit Nähe und 
Distanz vorbereitet?

Was ist professionelle Nähe und Distanz?

Das Gelingen sozialer Beziehungen – insbesondere in der so-
zialen Arbeit, in der wir andere Menschen in ihrem Verhalten 
beeinflussen, gar erziehen oder verändern wollen – hängt 
wesentlich davon ab, ob das „richtige“ Maß von Nähe und Di-
stanz zwischen den Bezugspersonen gefunden werden kann. 

Nähe und Distanz sind dabei zwei Seiten derselben Me-
daille: Haben wir zu viel Nähe, so besteht logischerweise zu 
wenig Distanz und umgekehrt. 

Es kommt daher im Wesentlichen darauf an, eine soge-
nannte „Balance“ zwischen beiden zu finden. Das bedeutet 
nicht lediglich ein starres Mittelmaß, denn in unterschied-
lichen beruflichen Zusammenhängen wird unterschiedliche 
Nähe gebraucht. Jeder, der beispielsweise in einem sozialen 
Beruf Beziehungsarbeit leistet, braucht in seinen Beziehun-
gen zu den Klienten mehr Nähe, quasi als Werkzeug oder 
Grundlage für Vertrauen, als in Beziehungen im Verwal-
tungsbereich. „Balance“ kann daher nur meinen, dass man 
ein angemessenes Maß erreicht. 

Häufig spricht man von „gewisser“ Nähe oder Dis-
tanz, vom „Zuviel“ oder vom „Zuwenig“. Aber eine genaue 
Definition der Begriffe ist im Unterschied zum räumli-
chen Distanzverhalten schwierig. Ein absolutes Maß an 
Nähe und Distanz kann es auch gar nicht geben, denn 
stets handelt es sich um gefühlte Nähe und Distanz. 
 Jeder empfindet sie anders: Was dem einen zu nahe ist, ist 
dem anderen zu distanziert. Dabei steht das eigene Gefühl 
in einem komplexen Zusammenhang unterschiedlichster Er-
fahrungen, Emotionen, Rollen und Bezüge. 

Allgemein kann man feststellen, dass sich ein Zuviel an 
Nähe in übermäßigen gedanklich-emotionalen Verstrickun-
gen mit Gefangenen zeigt: Probleme beschäftigen und belas-

ten einen über den beruflichen Alltag hinaus, es fällt schwer, 
dem Gefangenen etwas zu verweigern, man identifiziert sich 
mit seinen Problemen, die emotionale Distanz geht ggf. völ-
lig verloren. 

Ein Zuviel an Distanz zeigt beispielsweise Merkmale wie 
Gleichgültigkeit und Desinteresse gegenüber den Gefange-
nen. Letztlich geht bei einem Übermaß von Nähe und Dis-
tanz die eigene, zielgerichtete Steuerungsfähigkeit des Han-
dels verloren. 

Professionalität bedeutet in diesem Zusammenhang, 
dass das Maß notwendiger Nähe und erforderlicher Distanz 
(die „Balance“) nicht lediglich von unreflektierten Gefühlen 
getragen wird, sondern stets vor dem Hintergrund der beste-
henden Zielsetzungen des Handelns und der herrschenden 
Rahmenbedingungen reflektiert werden und entsprechend 
gesteuert werden kann. 

Professionelle Nähe und Distanz im Strafvollzug

Professionelle Nähe und Distanz zu gestalten ist im Strafvoll-
zug besonderen Herausforderungen ausgesetzt. 

Angesichts der Sicherheitsrisiken sind die Bediensteten 
vordringlich angehalten darauf zu achten, dass keine zu gro-
ße Nähe zu den Gefangenen entsteht und damit die Steue-
rungsfähigkeit des Handels der Bediensteten verlorengeht. 
Dabei soll auch auf das Nähe-Distanzverhalten der Kolle-
gen und Kolleginnen im Hinblick auf zu viel Nähe geachtet 
werden. In der Folge wird Nähe in der Praxis mit größerem 
Argwohn betrachtet als zu viel Distanz. Ein so entstehendes 
und aus dem Blickwinkel der Sicherheit funktionales Grund-
misstrauen von Nähe gegenüber Gefangenen erschwert aber 
die Entwicklung notwendiger bzw. angemessener Nähe. Auf 
jeden Fall ist es riskanter und bedarf mehr Mutes, sich inten-
siver auf Gefangene einzulassen, was aus Sicht der Bedienste-
ten vom Vollzug nicht angemessen honoriert würde.

Unprofessionelle Distanz und deren Folgen, wie mangel-
hafte oder gar völlige Nichterreichung des Behandlungsziels, 
die Steigerung des Aggressionspotentials der Gefangenen 
usw. sind dagegen leichter zu handhaben und weniger ris-
kant.

Schwierig ist auch aufgrund der konflikthaften Rollen-
zuweisung der teilweise schnelle Wechsel zwischen Nähe und 
Distanz zu Gefangenen: Einerseits benötigt beispielsweise 
ein Gefangener in einer schwierigen sozialen Situation (z.B. 
Tod der Mutter) besondere Nähe und Zuwendung, muss aber 
schon kurz darauf wegen irgendeiner Gewalttätigkeit seitens 
derselben Bediensteten unmittelbaren Zwang erfahren. 

Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, dass Gefange-
ne nicht darauf warten, endlich im Vollzug behandelt oder 
– im Jugendbereich – gar erzogen zu werden, sondern die 
damit verbundene Nähe ablehnen. Des Weiteren wird Nähe 
häufig als Gutmütigkeit oder persönliche Schwäche des Be-
diensteten empfunden und zum Eingangstor für dessen Aus-
nutzung für eigene Interessen der Gefangenen. Vorsicht im 
Hinblick auf die Nähe ist dabei natürlich begründet, aber im 
Einzelfall nicht angemessen. 
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Die Vollzugsanstalt selbst als sog. „totale Organisation“ 
hat die in ihr stattfinden Abläufe und Handlungen stark regle-
mentiert und Verstöße der Gefangenen gegen die Ordnungen 
werden konsequent verfolgt. Verstärkt wird dies durch den 
Druck von Öffentlichkeit und Politik. Letztlich entsteht bei 
Führungskräften und Bediensteten eine Fehlerkultur, die 
Fehler nicht in erster Linie als notwendige Folge von Lern-
prozessen, sondern eher als individuelles Versagen versteht. 
Um die damit unumgänglichen Sanktionen (z.B. spätere Be-
förderung) zu umgehen versucht jeder, möglichst keine be-
weisbaren Fehler zu machen. Die Bereitschaft, notwendige 
Nähe zu Gefangenen einzugehen bzw. gar die Behandlung 
selbst bleiben auf der Strecke!

Nähe im Behandlungsprozess ist nicht nur eine Frage 
der Zielsetzungen, sondern kostet auch konkrete Zeit: auf 
Gefangene einzugehen, Gespräche mit ihnen zu führen oder 
ihnen auch nur zuzuhören. Diese Zeit ist häufig angesichts 
des knappen Personalbestandes kaum vorhanden. Hinzu 
kommen weitere Schwierigkeiten, z.B. dass ein Großteil der 
Gefangenen kulturelle, auch subkulturelle, religiöse oder 
sprachlich bedingte Probleme aufweist, drogenabhängig ist 
usw. und eine Offenheit bzw. Bereitschaft zur Mitarbeit an 
einer Behandlung nicht besteht, so dass der Aufbau notwen-
diger Nähe sehr schwierig würde. Lässt sich ein Bedienste-
ter dennoch professionell auf einen Gefangenen ein, wird er 
häufig durch dessen Reaktionen enttäuscht. So bringt ihm 
„Nähe“ häufig verstärkt Enttäuschungen. Wer sich aber nicht 
einlässt, der kann auch nicht enttäuscht werden!

Eine professionelle Arbeit mit Nähe bereitet mehr Un-
sicherheit und Probleme als Arbeit mit großer Distanz, die 
einem die Probleme eher „vom Leibe“ hält. Leider gibt es im 
Vollzug nur wenige Möglichkeiten, sich mit anderen Kollegen 
und Kolleginnen professionell über diese Schwierigkeiten 
und persönlichen Unsicherheiten auszutauschen. So bleibt 
der bzw. die engagierte Bedienstete allein „auf ihnen sitzen“. 

Insgesamt scheint sich das Arbeiten mit zu großer bzw. 
unprofessioneller Distanz im Vollzug weniger schwierig zu 
gestalten als die Arbeit mit professioneller Nähe. Die be-
schriebenen Bedingungen verstärken oder erzeugen daher 
gerade solche Verhaltenstendenzen der Bediensteten.

Kompetenzen zur professionellen Gestaltung 
von Nähe und Distanz

Es bleibt die Frage, ob die Bediensteten des AVD genügend 
Kompetenzen aufweisen, in diesem schwierigen sozialen Ar-
beitsfeld Nähe und Distanz professionell zu gestalten. 

Schon die Bewerberauswahl zeigt, dass sich viele Kan-
didaten und Kandidatinnen nicht beworben haben, um in 
einem interessanten sozialen Beruf mit einer schwierigen 
Klientel zu arbeiten. Häufig liegen handwerkliche Berufser-
fahrungen vor und die Sicherheit des Arbeitsplatzes ist ein 
verständlicherweise dominantes Bewerbungsmotiv. So kann 
im Allgemeinen nicht erwartet werden, dass Bewerber und 
Bewerberinnen ausgeprägte Kompetenzen und Erfahrungen 
für eine Arbeit mit der schwierigen Klientel der Gefangenen 
aufweisen. Bewirbt sich jemand gar mit der Begründung, den 
Gefangenen im Strafvollzug helfen zu wollen, erregt er damit 
eher den Argwohn, einem Helfersyndrom zu unterliegen und 
damit aufgrund unprofessioneller Nähe eine spätere Gefahr 
für die vollzugliche Sicherheit darzustellen. Insgesamt sind 
die sozialen Kompetenzen der Bewerber und Bewerberinnen 
daher eher durchschnittlich ausgeprägt und müssen in der 

Ausbildung so gut wie möglich weiterentwickelt werden. 
Welche Kompetenzen braucht man, um eine professio-

nelle Nähe-Distanz-Beziehung zu Gefangenen zu gestalten?
Grundsätzlich ist eine gereifte Persönlichkeit erfor-

derlich, die aufgrund ihrer eigenen Geschichte, Erziehung 
und eigener sozialer Erfahrungen stark genug ist, sich auch 
mit schwierigen sozialen Situationen und Menschen zu kon-
frontieren. Einfühlungsvermögen (Empathie), Selbstsicher-
heit bzw. keine übermäßigen Ängste (vor Nähe), die Fähig-
keit, sich nicht nur mit Amtsautorität abzugrenzen, sind 
Eigenschaften, die vorzugsweise zu einer solchen Persönlich-
keit gehören.

Als weiteres sind soziale 
bzw. kommunikative Kom-
petenzen unabdingbar: Soziale 
Beziehungen müssen aufge-
baut und positiv gehalten wer-
den. Hierzu sind Fähigkeiten 
zum Motivieren und Kommu-
nizieren vonnöten. Konflikte 
müssen ausgehalten und offen 
ausgetragen und Kritik muss 
konstruktiv geübt werden. 
In der Kommunikation mit 
den Gefangenen müssen auch 
non-verbale Zeichen erkannt 
werden und man muss aktiv zu-
hören können. Die Wertschät-
zung des Anderen als Mensch, Gesprächspartner – sei es 
ein Gefangener, Kollege, eine Kollegin oder sonst wer – ist 
grundlegend und besonders wichtig. Niemand wird Nähe zu 
jemandem zulassen, wenn er sich nicht als Person geachtet 
fühlt!

Für den Aufbau von Nähe reicht in der Kommunikati-
on oftmals schon die Fähigkeit des interessierten Zuhörens. 
Dazu braucht man nicht allzu viel kommunikative Kompe-
tenzen, lediglich das Interesse am Anderen und ein paar 
Techniken der Kommunikationsgestaltung (offene Fragen 
stellen, aktives Zuhören usw.). 

Bestimmte Grundhaltungen und Einstellungen der 
Bediensteten sind für die Gestaltung von Nähe und Distanz 
von großer Bedeutung: Sehe ich beispielsweise Gefangene 
lediglich als Objekte, gar nur als üble Verbrecher, oder be-
trachte ich sie auch als Subjekte, vielleicht sogar auch als Op-
fer ihrer Lebensgeschichte und ihrer Umwelt? Je nachdem 
wie diese Sichtweise ausfällt, werde ich mit den Gefangenen 
umgehen. Sie haben alle eine (Menschen)Würde, die es zu 
achten gilt. Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, welch we-
sentliche Bedeutung allein ein grundsätzliches Interesse an 
Menschen bzw. an der Arbeit mit schwierigen Menschen für 
die Beziehungsgestaltung hat. 

Wichtig ist darüber hinaus auch die Fähigkeit zur 
Selbstreflexion. Sie ist in einem schwierigen sozialen Be-
ziehungsfeld, in dem stets Unklarheit darüber besteht, 
welche Form und Intensität der Zuwendung oder Distanz 
angemessen ist, unabdingbar. Grundlegend hierfür ist die 
Fähigkeit, Distanz auch zu den eigenen Emotionen, Haltun-
gen und Verhaltensweisen einnehmen zu können. Fragen, 
die sich jeder Bedienstete in diesem Zusammenhang stellen 
muss, sind beispielsweise:

¡¡ Welche Stärken und Schwächen im Umgang mit anderen 
habe ich?

Dr. Jürgen Herzog

Lehrbeauftragter an der 

Bildungsstätte Justizvollzug 

in Berlin
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¡¡ Was ist mir in der Beziehung mit Gefangenen wichtig, 
was lehne ich grundsätzlich ab?

¡¡ Was sind die Erwartungen an mich und meine Rolle sei-
tens des Vollzuges, der Vorgesetzten und Bediensteten 
und wie gehe ich damit um?

¡¡ Wie ist meine situative Befindlichkeit im Umgang mit 
einem Gefangenen? Welche Emotionen und Haltungen, 
Vorurteile bewegen mich?

¡¡ Empfinde ich tatsächlich Zeichen zu großer Nähe oder zu 
großer Distanz?

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass für die profes-
sionelle Gestaltung von Nähe und Distanz vor allem erfor-
derlich sind:

¡¡ eine feste, gereifte bzw. erfahrende Persönlichkeit, die 
über eine natürliche Autorität verfügt und sich damit 
durchsetzen und abgrenzen kann,

¡¡ ein Grundinteresse an der Arbeit mit schwierigen Men-
schen mit unterschiedlichsten, komplexen Belastungen 
in schwierigen Situationen,

¡¡ eine den Problemen der Gefangenen gegenüber offene 
Haltung, getragen von Wertschätzung und Menschen-
würde,

¡¡ psycho-soziale Fähigkeiten zur Gestaltung von Kommu-
nikation und zum Umgang mit problematischen Situati-
onen, sowie

¡¡ letztlich auch Fachwissen über die obengenannten Fä-
higkeiten und die Beziehungsgestaltung im Rahmen des 
Strafvollzuges (Vorschriften, Ordnungen, Techniken der 
Kommunikationsgestaltung usw.).

Nähe und Distanz in der Ausbildung des AVD 

Die Anwärter und Anwärterinnen des allgemeinen Vollzugs-
dienstes sollen weder zu Sozialpädagogen noch zu Psycho-
therapeuten ausgebildet werden, aber sie müssen nach der 
Ausbildung grundsätzlich in der Lage sein, den alltäglichen 
Anforderungen von Behandlung, Beaufsichtigung, Betreu-
ung und Versorgung der Gefangenen im Rahmen ihres beruf-
lichen Auftrages gerecht zu werden. 

Die Fähigkeit bzw. die Kompetenzen zu einer professi-
onellen Gestaltung von Nähe und Distanz kann keinesfalls 
rein theoretisch erlernt oder wie beispielsweise die rechts-
kundlichen Inhalte vermittelt werden. 

In der theoretischen Ausbildung kann und muss viel-
mehr in Bezug auf eine professionelle Gestaltung von Nähe 
und Distanz bei den Anwärtern und Anwärterinnen ein Be-
wusstsein für diese Problematik erzeugt und eine Sensibili-
sierung für Kennzeichen und  Gefühle geschaffen werden, die 
auf eine zu große Nähe oder eine zu große Distanz und deren 
Folgen hinweisen. 

In der praktischen Ausbildung kann sodann durch geeig-
nete Anleitung eine vorbildliche bzw. professionelle Gestal-
tung von Nähe und Distanz in praktischen Situationen und 
deren Reflexion eingeübt werden.

In der theoretischen AVD-Ausbildung, hier beispiels-
weise des Berliner Justizvollzuges, wird die Problematik Nä-
he-Distanz insbesondere in folgenden Unterrichtsfächern 
oder -einheiten aus verschiedenen Blickwinkeln berührt:

¡¡ Praxis des Vollzuges ( Berufskunde)
¡¡ Sozialwissenschaften/Psychologie/Soziale Arbeit/Krimi-

nologie
¡¡ Kommunikation und Konfliktmanagement
¡¡ Berufsethik

¡¡ Interkulturelle Kompetenz
¡¡ Öffentliches Dienstrecht (u.a. Disziplinarrecht)

Während im berufskundlichen Unterricht (Praxis des 
Vollzuges) eher rechtliche und theoretische Grundsätze der 
Beziehungsgestaltung im Hinblick auf die Sicherheit thema-
tisiert werden, kommen in den sozialwissenschaftlichen 
Fächern insbesondere folgende Fragen zum Tragen:

¡¡ Wozu brauche ich Nähe und Distanz?
¡¡ Woran erkenne ich ein Zuviel oder Zuwenig von Nähe 

und Distanz?
¡¡ In welchen Situationen habe ich Schwierigkeiten, mich 

abzugrenzen?
¡¡ Wie schütze ich mich vor zu viel Nähe?
¡¡ Was mache ich, wenn ich Schwierigkeiten habe, soziale 

Nähe aufzubauen oder eine professionelle Distanz zu 
wahren?

¡¡ Was mache ich, wenn ich zu viel Nähe zu Gefangenen bei 
Kollegen oder Kolleginnen beobachte?

Im Rahmen des Unterrichts zu Kommunikation und 
Konfliktgestaltung werden im Hinblick auf die professio-
nelle Gestaltung von Nähe und Distanz etwa folgende Fragen 
behandelt:

¡¡ Welche Dimensionen und Elemente enthält Kommuni-
kation?

¡¡ Welche Gestaltungselemente für den kommunikativen 
Umgang mit Gefangenen stehen mir im Rahmen der All-
tagskommunikation, der Beratung usw. zur Verfügung?

¡¡ In Bezug auf Nähe: Wie gelingt es mir, einfach nur (aktiv) 
zuzuhören oder geeignete und angemessene Fragen zu 
stellen?

¡¡ Auf welche nonverbalen Signale muss ich achten und wie 
gehe ich damit um?

¡¡ Welche Rolle spielt die Wertschätzung des Kommunika-
tionspartners (Gefangener)?

¡¡ Wie gehe ich mit schwierigen Situationen (Aggressionen, 
Konflikte usw.) um und wie mit meiner eigenen Befind-
lichkeit?

Im Unterricht zur Berufsethik werden u.a. Fragen der 
Menschenwürde, der Haltung zu Kriminalität und Kriminel-
len, der Umgang mit Wertekonflikten bzw. Dilemmasituatio-
nen thematisiert. 

Die Intensität der Themen innerhalb der einzelnen 
Fächer und Rahmenvorgaben wird durch die Dozenten und 
Dozentinnen nach deren Präferenzen und nach den Bedürf-
nissen und Notwendigkeiten der jeweiligen Lerngruppe ge-
wählt. 

Die Unterrichtsmethoden hängen wiederum von der 
Thematik und der Zielsetzung des Unterrichts ab. Sensibili-
sierung und Problematisierung wird man schlecht im dozie-
renden Frontalunterricht vermitteln können. Hier kommen 
daher die Arbeit in Kleingruppen, Partnergespräche, Diskus-
sionsrunden, Rollen- und Planspiele sowie Präsentationen 
von Studienaufgaben zum Tragen.

An Materialien werden im sozialwissenschaftlichen Un-
terricht zur Sensibilisierung auf die Thematik von Nähe und 
Distanz beispielsweise Arbeitsblätter und Fragebögen ein-
gesetzt. In der Hamburger Ausbildung des AVD kommt z.B. 
auch ein Leitfaden zur Anwendung, der von einer Arbeits-
gruppe des niedersächsischen Vollzuges der JVA Wolfenbüt-
tel erarbeitet wurde. 
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Eine besondere Bedeutung für den Kompetenzerwerb 
zur professionellen Nähe-Distanz-Gestaltung kommt der 
Praxisausbildung zu. Zwar wird in der vollzuglichen Praxis 
Vollzug häufig nicht so praktiziert, wie er gelehrt wird, hat 
aber auf die Dauer eine stärkere Wirkung auf das Verhalten 
der Anwärter und Anwärterinnen und (später) die Bediens-
teten. Distanz wird hier häufig über das professionelle Maß 
hinaus gelebt und mögliche Nähe nicht realisiert (siehe Ab-
schnitt 2). Umso wichtiger wäre es hier, dass Praxisanleiter 
und -anleiterinnen die Nähe-Distanz-Problematik vor Ort 
in praktischen Situationen vorbildlich vorleben und anhand 
selbst erfahrener Situationen immer wieder thematisieren 
und reflektieren. Dazu müssten sie natürlich hierzu selber 
in der Lage bzw. geübt sein. Geeignete Fortbildungen sind 
in diesem Zusammenhang unabdingbar. Ideal wäre zudem 
die Einrichtung von dauerhaften, praxisbegleitenden Foren 
(von der kollegialen Beratung bis hin zur Supervision, auch 
Mentoring), in denen Anleiter und Anleiterinnen und ande-
re Bedienstete ihre Probleme auch im Hinblick auf Nähe und 
Distanz stets einbringen könnten. Denn deren professionelle 
Gestaltung ist ein vielfältiger und dauerhafter Prozess mit 
immer neuen Problemen. Die Auseinandersetzung hiermit 
darf daher nicht nach zwei Jahren mit der Ausbildung enden. 

Literatur

Dörr, Margret, Müller, Burkhard (2012), Nähe und Distanz Ein Span-

nungsfeld pädagogischer Professionalität, 3. Aufl., Weinheim/Mün-

chen, Belz-Verlag.

Goffman, Erving (1973), Asyle. Über die soziale Situation psychiatri-

scher Patienten und anderer Insassen, Frankfurt a.M., Suhrkamp-Ver-

lag.

Bildungsstätte Justizvollzug Berlin, Rahmenpläne der Ausbildung 

des allgemeinen Vollzugsdienstes, Fassung  1.8. 2017 in: Berlin intern, 

Fachnetzwerke.

Justizvollzugsschule Hamburg (2017) Nähe und Distanz im Justizvoll-

zug, Ein Leitfaden des niedersächsischen Justizvollzuges, erarbeitet von 

einer Arbeitsgruppe der JVA Wolfenbüttel, hrsg. mit Genehmigung des 

niedersächsischen Justizvollzuges, Hamburg.

Karstedt, Annett, Lehrgangsleiterin in der Ausbildung, Bildungsstätte 

Justizvollzug Berlin (2017), Unveröffentlichte Zusammenstellung zum 

Thema Nähe und Distanz: Schnittstellen in der Ausbildung entspr. der 

Rahmenpläne, Berlin.

Müller, Burghard (2012), Nähe, Distanz, Professionalität, in Dörr, M./

Müller, B., a.a.O., S. 145-162.

Schniebel, Bernd (2014), Eine Gratwanderung: „Nähe und Distanz in 

der Arbeit mit Menschen, Referat auf der Fortbildungsveranstaltung 

„Ehrenamtlich im Strafvollzug“ v.10.-11.Okt. 2014 im Ausbildungszen-

trum Niederbobritzsch, Staatsministerium der Justiz und für Europa 

Freistaat Sachsen (www.slsvr.org).

Seban, Clarissa (2010), Nähe und Distanz in der Sozialen Arbeit, Nor-

derstedt, GRIN-Verlag.

Thiersch, Hans (2012), Nähe und Distanz mit straffälligen Jugend-

lichen. Gastvortrag am 3.2.2012 in der Fakultät 11 für angewandte 

Sozialwissenschaften der Hochschule für Angewandte Wissenschaften 

München.

Thiersch, Hans (2012), Nähe und Distanz in der Sozialen Arbeit, in: 

Dörr, M./Müller, B., a.a.O., S. 32-49.

Günter Schroven

„Ich halte von Freundschaften zu Beamten gar nichts!“
Interview mit einem wegen Mordes verurteilten Gefangen

FORUM STRAFVOLLZUG sprach mit einem wegen Mordes 
verurteilten Gefangenen, der zu einer lebenslangen Frei-
heitsstrafe verurteilt wurde und seit fast 15 Jahren inhaftiert 
ist. Herr Jochen Becker (Name geändert) ist wegen eines 
Tötungsdeliktes an einer Minderjährigen verurteilt. Die Tat 
stand nicht im Zusammenhang mit sexuellem Missbrauch.

Herr Becker ist seit gut 13 Jahren ununterbrochen in der 
JVA Waldheim inhaftiert. Die einjährige Untersuchungshaft 
verbrachte der Gefangene in der JVA Leipzig.

Herr Becker ist seit einem Jahr im offenen Vollzug un-
tergebracht und ist jetzt 41 Jahre alt. Er ist ein sehr sportli-
cher Typ und wirkt nach außen „wie der nette Nachbar von 
nebenan.“

FORUM STRAFVOLLZUG:
Sie wirken nach außen, Herr Becker, als wären Sie ein ausge-
glichener und zufriedener Mensch. Inwieweit stimmt dieser 
Eindruck?

Herr Becker:
Ja, es geht mir zurzeit wirklich ganz gut. Ich bin schon ge-
fühlsmäßig „halb in Freiheit“. Der offene Vollzug hat mein 
Haftleben total verändert. Ich bin gelernter Tischler, mit ei-

nem guten Gesellenbrief, den ich schon vor meiner Inhaftie-
rung erworben habe. Dadurch habe ich gleich draußen Arbeit 
gefunden, als ich aus dem geschlossenen Vollzug rauskam.

Ich verdiene gutes Geld, deutlich mehr als der Mindest-
lohn, und ich habe ein unbefristetes Beschäftigungsverhält-
nis im erlernten Beruf.

In wenigen Monaten werde ich entlassen und mein Le-
ben hat wieder Sinn und Perspektive bekommen. Ja, ich bin 
zufrieden.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Unser Gespräch wird sich hauptsächlich mit Fragen der Be-
ziehungsgestaltung zwischen dem Vollzugspersonal und den 
Insassen beschäftigen. Dabei stehen Ihre eigenen Erfahrun-
gen im Vordergrund der Betrachtungen.

Wie würden Sie jeweils die Beziehungen zwischen Ihnen 
und dem Vollzugspersonal beschreiben? Beginnen wir doch 
mit Ihrer Zeit als Untersuchungshaftgefangener in der JVA 
Leipzig.

Herr Becker:
(Das Gesicht wird ernster und die Antwort kommt erst nach 
einer kleinen Denkpause.)
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Das war für mich eine schlimme Zeit. Ich war zunächst im 
Anstaltskrankenhaus, weil ich gleich nach der Inhaftierung 
versucht habe, meinem Leben ein Ende zu setzen. Das hat 
Gott sei Dank nicht geklappt.
Mein Leben war durch die Tat, die ich mir heute immer noch 
nicht ganz erklären kann, völlig aus den Fugen geraten. Ich 
habe dort im Anstaltskrankenhaus mehrere Pfleger kennen-
gelernt, die mich trotz meines Tötungsdeliktes engagiert be-
treut und behandelt haben, als wäre ich ein „normaler Patient 
von draußen“.

Etwas Anderes habe ich dann auf „Normalstation“ im 
U-Haftbereich der JVA kennengelernt.

Hinter meinem Rücken, aber für mich gut verständlich, 
hörte ich die Aussprüche „Scheiß-Mörder“ oder „Sowas sollte 
nie mehr entlassen werden“.

Aber es gab auch die andere, gute Seite bei den Stations-
beamten. Ein älterer Mitarbeiter bemerkte meine Ängste in 
Bezug auf die Hauptverhandlung. Ich lief in der Zelle rum, 
wie ein Tiger im Käfig, es gab für mich ja nur eine Freistun-
de am Tag – und sonst nur das Warten in einem engen, ver-
schlossenen Haftraum.

Dieser besagte Beamte sorgte dann für die eine oder 
andere zusätzliche Freistunde mit Sportmöglichkeiten für 
mich. Dann konnte ich meinen Frust und meine Ängste teil-
weise abbauen. Das waren echt menschliche Züge, die ich auf 
Grund meiner Tat nicht erwartet habe.

Ferner wurde ich in der U-Haft von einem Psychologen 
betreut und regelmäßig zum Gespräch gebeten, der mir deut-
lich gemacht hat, dass Suizid keine Lösung ist. Ich muss mich 
der Tat und meinem Verhalten stellen, nur dann kann es eine 
positive Zukunft für mich geben. Heute bin ich diesem Mann 
sehr dankbar. Er hat mit dafür gesorgt, dass ich in der Haft 
meinem Leben eine neue, sinnvolle Richtung gegeben habe. 
Dazu sicher später mehr.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Wie erging es Ihnen dann anschließend in der Strafhaft in 
Waldheim?

Herr Becker:
Zunächst kam ja erst mal der Hammerschlag für mich: Le-
benslang. Das musste ich erst einmal verarbeiten. Das gelang 
mir insofern einigermaßen, weil ich bereits nach 14 Tagen der 
Beschäftigungslosigkeit – ich musste ja erst einmal das obli-

gatorische Aufnahmeverfahren durchlaufen – zur Arbeit in 
der Anstaltstischlerei eingeteilt wurde. Das war ein Glücksfall 
für mich.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Inwiefern Glückfall?

Herr Becker:
Das hatte zwei Gründe: zum einen konnte ich dort in meinem 
erlernten Beruf als Tischlergeselle arbeiten und zum anderen 
war der Tischlermeister, der den Betrieb heute noch leitet, 
ein toller Typ – nein kein Typ – ein toller Mensch.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Möchten Sie über das Verhältnis zu diesem Tischlermeister 
mehr erzählen?

Herr Becker:
Ja, gerne. Er hat mich so behandelt, wie man es sich wünscht, 
auch draußen behandelt zu werden. Er war und ist ein toller 
Fachmann und er gab mir fachlich den einen oder anderen 
guten Rat.
Aber er hat sich auch mit meiner Persönlichkeit auseinander-
gesetzt. Ich musste beispielsweise auch andere Gefangene in 
der Tischlerei anlernen. Manche stellten sich wirklich dumm 
bzw. ungeschickt an. Da hab‘ ich auch schon mal den einen 
oder anderen Gefangenen zusammengefaltet bzw. ange-
brüllt und zurechtgewiesen. Meine Art und Weise passte dem 
Meister nicht, und dann hat er mir unter vier Augen – nie 
vor anderen – seine Sicht der Dinge nahegebracht und zwar 
schonungslos.

Da fielen auch schon mal Sätze wie „Sie sind den anderen 
sicher fachlich überlegen, aber nicht in der Art und Weise des 
angemessenen Miteinanders, auch wenn wir hier im Knast 
sind. Ich erwarte von Ihnen mehr Teamgeist, sonst klappt 
das auf Dauer mit uns hier nicht.“ Diese klaren Ansagen ha-
ben mir letztendlich geholfen, meinen Weg zu finden, obwohl 
ich zuerst sauer auf meinen Meister war.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Wie lief der Stationsalltag ab, auch weitgehend „reibungslos“ 
wie bei der Arbeit?

Herr Becker:
Aber nein, da „steppte schon mal der Bär“, wie man so sagt. 
Leider habe ich da auch den einen oder anderen Beamten 
kennengelernt, der Macht demonstrieren wollte.

An einen Vorfall erinnere ich mich besonders gut. Meine 
Zelle wurde von einem Beamten durchsucht, der mich nicht 
leiden konnte und auch hin und wieder eine zweideutige Be-
merkung zu meiner Straftat machte, jedoch nie, wenn Zeu-
gen dabei waren.

Dieser Kerl, sorry Beamter, hat bei der Zellenrevision so 
viel Unordnung gemacht, wie es nur möglich war. Er hatte 
sogar teilweise mein Kaffeepulver und Zucker auf den Fuß-
boden gestreut – kurzum: reine Schikane.

Ich bin dann zu ihm ins Stationszimmer und habe mei-
nen Dampf abgelassen. Ich habe sogar damit gedroht, auch 
handgreiflich werden zu können, wenn sich das in dem erleb-
ten Ausmaß wiederholt.

Natürlich waren wir bei diesem „Gespräch“ allein. Ich war 
und bin ein sehr gut durchtrainierter Sportler, der auch mit 
körperlichen Argumenten überzeugen kann, wenn es Not 
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tut. Gegenüber den Beamten musste ich so aber nicht agie-
ren. Gegenüber „fiesen“ Mitgefangenen vielleicht drei oder 
vier Mal in 13 Jahren.

Heute würde ich so wahrscheinlich nicht mehr reagieren. 
Ich bin – insbesondere durch mehrere Jahre Sotha-Aufent-
halt – sehr viel vernünftiger und kontrollierter im Verhalten 
geworden.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Haben Sie auch völlig gegenteilig handelnde Beamte mit der 
nötigen Fairness, Zugewandtheit und Professionalität ken-
nengelernt?

Herr Becker:
Natürlich, die gab es auch. Als ich zum Beispiel von meiner 
Mutter erfahren habe, dass es meinem Stiefvater gesundheit-
lich so schlecht geht, dass er möglicherweise in den nächs-
ten Tagen stirbt, habe ich tagsüber geradezu gebettelt, doch 
entgegen der Hausordnung telefonieren zu dürfen, um ggf. 
„Abschied nehmen“ zu können. Es wurde nicht genehmigt. 
Ich wurde auf eine spätere Zeit vertröstet.

Dann hat mich nach dem Nachteinschluss doch tatsächlich 
ein Beamter gefragt, ob ich zu dieser späten Stunde noch 
telefonieren möchte. Ich war natürlich heilfroh, noch mit 
meinem Stiefvater sprechen zu können. Ich weiß, dass der 
Beamte gegen wichtige Sicherheitsbestimmungen verstoßen 
hat. Er hätte nie allein ohne Verstärkung meine Zelle öffnen 
dürfen. Er vertraute mir und das fand ich wirklich bewun-
dernswert. Ich bin ihm heute noch dankbar dafür.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Können sich durch solche Erlebnisse nicht auch Freundschaf-
ten zwischen einem Beamten und einem Gefangenen entwi-
ckeln?

Herr Becker:
Nein, ich halte von Freundschaften zu Beamten gar nichts. 
Machen wir uns doch nichts vor, hier Rechtsbrecher auf der 
einen Seite und dort Beamte auf der anderen Seite. So was 
hat nach meiner Einschätzung keine Zukunft und bringt 
höchstens einen Beamten dienstlich noch in große Schwie-
rigkeiten.

Es ist mir klar, dass andere Gefangene es sogar toll fin-
den, sich nach der Entlassung mit einzelnen Beamten zum 
Bier zu treffen.

Das ist nicht mein Ding. Ich werde in ein paar Wochen 
entlassen und werde dann alle „Knastnummern“ auf meinem 
Handy löschen, ausgenommen 
die von meinen beiden wichtigs-
ten Therapeuten aus der Sotha; 
das sind aber Büronummern.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Sie geben das Stichwort, näm-
lich „Sotha“. Waren dort die Be-
ziehungen zum Personal nicht 
enger als im Normalvollzug?

Herr Becker:
Sie waren anders, sagen wir es 
mal so. Die Zeit dort war für 
mich sehr hart, insbesondere 
die Einzeltherapiesitzungen. 
Dort wurden mein Leben, mei-
ne Persönlichkeit und meine 
Straftat wirklich „scheibchenweise“ im Detail betrachtet und 
analysiert bzw. thematisiert.

Ich war früher ein egoistischer und narzisstischer Typ, 
der wenig Rücksicht auf andere nahm. Das hat sich grundle-
gend verändert. Ich kann mich heute selbst besser leiden, als 
vor der Straftat, die aber nicht entschuldbar ist und die ich 
mir selbst nie verzeihen kann. Ich habe einen jungen Men-
schen getötet. (Anschließend folgt ein längeres Schweigen.)

Ich bin hier ein anderer Mensch geworden, und das habe 
ich in erster Linie zwei „Fachdiensten“ in der Sotha zu ver-
danken, die beide ein echtes Interesse daran hatten, dass ich 
die Kurve kriege und eine 2. Chance bekomme.

Da war nix mit „kumpelhaftem“ Umgang, respektvoll ja, 
auch zum Teil mitfühlend, aber nie mit zu viel Nähe.

Der für mich in erster Linie zuständige Psychologe und 
Therapeut war wie eine „Ersatzmutter“ für mich. Nicht im 
Sinne von Sorgen abladen, sondern im Sinne von Erziehung 
und Förderung. Dieser Psychologe hat mir auf eine geradezu 
„brutale Art“ meine eigenen Fehler sichtbar gemacht. Und 
dann war ich am Zug.

Der Kerl war so hartnäckig und konsequent in der thera-
peutischen Auseinandersetzung – oder sagt man Behandlung 
– mit mir, dass ich viele Stunden weinend in meiner Zelle ver-
bracht habe – und das mit Mitte dreißig.

Heute hilft mir diese Erfahrung in vielen Lebenssituati-
onen im Freigang bzw. bei der Arbeit. Ich habe mich heute 
– auch wenn das vielleicht blöd klingt – absolut unter Kont-
rolle und ich weiß zu schätzen, was ich heute habe – nämlich 
die Freiheit vor Augen und ein neues Lebensglück mit einer 
neuen Partnerin.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Ja, jetzt, wo Sie im offenen Vollzug sind, sind auch die The-
men Beziehung zum anderen Geschlecht und Sexualität an-
ders definiert als im geschlossenen Vollzug.

Sie waren ab Mitte 20 viele Jahre in Haft, ohne die Chan-
ce auf Langzeitbesuche. Auf den Stationen gab es ja auch 
weibliches Personal. Haben Sie sich da nicht auch mal in eine 
attraktive Beamtin „verguckt“, wie man sagt?

Günter Schroven 

Leiter des Bildungsinstitutes 

für den nds. Justizvollzug

guenter.schroven@justiz.

niedersachsen.de
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Herr Becker:
(Ein Schmunzeln zieht sich über das Gesicht und dann 
kommt nach ein paar „Besinnungssekunden“ die Antwort.)
Ach, wissen Sie, das kann nur negativ enden, wenn man da 
initiativ wird. Es gab in all der Zeit zwei Beamtinnen, die 
ich sehr attraktiv fand, nicht nur äußerlich. Sie hatten beide 
Charme und versahen ihren Dienst mit einer gewissen Leich-
tigkeit, als würde ihnen der Job Spaß machen. Sie waren stets 
freundlich und zugewandt. Bei der einen wollte ich ein „über-
zeugendes Kompliment“ platzieren. Doch dann habe ich mir 
sprichwörtlich auf die Zunge gebissen und habe mich mit 
meinen Emotionen auf meine Zelle zurückgezogen.

Und jetzt sollten wir auch das Thema verlassen.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Okay. Das enge Zusammenleben mit den Vollzugsbedien-
steten führt sicher auch dazu, dass sich die Gefangenen ein 
genaues Bild von jedem einzelnen Mitarbeiter bzw. jeder 
einzelnen Mitarbeiterin machen, vielleicht auch deshalb, um 
„Schwachstellen“ auszumachen – oder?

Herr Becker:
Ja, Sie haben recht. Nicht nur die Beamten machen sich ein 
genaues Persönlichkeitsbild von den Gefangenen, das ges-
chieht auch umgekehrt.

Es gibt einzelne Gefangene, die genau herausfinden, wo 
der eine oder andere Beamter seine „schwache Seite“ hat, und 
dann wird versucht, sich Vorteile zu verschaffen.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Was bedeutet das konkret?

Herr Becker:
Das sind – sagen wir mal – „interne Betriebsgeheimnisse“, ich 
bitte um Verständnis, dass ich nicht „aus dem Nähkästchen“ 
plaudern möchte. Das gäbe nur unnötigen Stress auf beiden 
Seiten.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Okay, akzeptiert. Wie sehen, Herr Becker, denn genau Ihre 
Zukunftspläne aus?

Herr Becker:
(Das Gesicht hellt sich auf.)
Ich bin seit gut einem Jahr im offenen Vollzug und Freigänger 
mit einem festen, normalen Arbeitsplatz draußen.

Ich gehe jeden Tag, fast wie ein normaler Arbeitneh-
mer, acht, neun Stunden zur Arbeit und ziehe mich abends 
in mein Zimmer zurück. Ich bin sehr sparsam. Von meinem 
Nettoverdienst, etwa 1.300 Euro pro Monat, spare ich den 
größten Teil. Natürlich muss ich Haftkosten bezahlen, das ist 
ja so üblich, aber der Betrag ist mehr als angemessen.

Seit ich draußen eine feste Partnerschaft habe, spare ich 
praktisch jeden Cent für die noch einzurichtende gemeinsa-
me Wohnung. Ich werde meine Heimatregion Waldheim ver-
lassen und in die Nähe von Dresden ziehen. Meine Partnerin 
strebt das ebenso an. Sie hat mich hier im offenen Vollzug 
auch schon mehrfach besucht und sie hat sich mit den Beam-
ten über die Bedingungen und Möglichkeiten hier unterhal-
ten. Ich spiele da mit ganz offenen Karten. Ich würde, wenn 
Sie fragen würden, ob ich zurzeit glücklich bin, mit „ja“ ant-
worten. Ich kriege die Kurve für einen Neustart, da bin ich 
mir ganz ganz sicher.

FORUM STRAFVOLLZUG:
Danke, Herr Becker, für das sehr aufschlussreiche und inter-
essante Gespräch.
Ich wünsche Ihnen für die Zukunft alles Gute.

Veranstaltungshinweis

7. Praktikertagung Jugendstrafvollzug
„Voneinander lernen. Jugendstrafvollzug an der 
Schnittstelle der Disziplinen“

Ort: Jugendgästehaus Hauptbahnhof,
Lehrter Straße 68, 10557 Berlin / 

Datum: 31.10.-02.11.2018
Anmeldeschluss: 29.07.2018

Die Praktikertagungen Jugendstrafvollzug haben stets 
das Ziel, engagierte Praktikerinnen und Praktiker aus 
dem Jugendstrafvollzug zusammenzuführen, Anregun-
gen und Diskussionen zu den Chancen und Möglich-
keiten, auch innovativen Wegen der Förderung junger 
Straftäterinnen und Straftäter im Jugendstrafvollzug zu 
vermitteln, einen überregionalen fachlichen Austausch 
zu ermöglichen und die Idee einer pädagogischen Ent-
wicklungsförderung als Vollzugsziel zu festigen.

Veranstalter:	 Deutsche Vereinigung für Jugendgerich-
te und Jugendgerichtshilfen e.V. (DVJJ)

Anmeldung:	 DVJJ
	 Lützerodestr. 9
	 30161 Hannover
	 Tel.: 0511 34836-40
	 Fax: 0511 3180660
E-Mail:	 info@dvjj.de
Homepage:	 www.dvjj.de
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Bund und Länder // JuMiKo 
beschließt Einbeziehung  
in die gesetzliche Renten- 
versicherung

Auf Initiative von Berlin hat die 
Justizministerkonferenz heute in 
Thüringen beschlossen, dass die Ein-
beziehung von Strafgefangenen und 
Sicherungsverwahrten in die gesetz-
liche Rentenversicherung sinnvoll ist. 
Das Bundesjustizministerium wurde 
gebeten, sich beim Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales für eine 
entsprechende Änderung des SGB VI 
einzusetzen. Dazu erklärt Justizsena-
tor Dr. Dirk Behrendt: 
„Nach über 30 Jahren Diskussionen 
haben wir heute Rechtsgeschichte 
geschrieben. Wir anerkennen die 
Arbeit der Gefangenen und gleichen 
die Lebensverhältnisse hinter den 
Mauern denen draußen an. Nun ist es 
an den beiden sozialdemokratischen 
Bundesministerien, diesen Beschluss 
der Länder mit Leben zu füllen.“ 
Durch die Einbeziehung von Strafge-
fangenen und Sicherungsverwahrten 
in die gesetzliche Rentenversicherung 
kann ein eventueller Bezug von Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung zwar nicht 
ausgeschlossen werden, regelmäßig 
könnte aber der Bedarf gemindert 
werden. Insbesondere kann verhindert 
werden, dass ein gegebenenfalls be-
stehender Erwerbsminderungsschutz 
aufgrund der Zeit im Strafvollzug ver-
loren geht. Betroffen wären davon nur 
Gefangene und Sicherungsverwahrte, 
die arbeiten. 
[Pressemitteilung Senatsbehörde für Justiz, 

Verbraucherschutz und Antidiskriminierung v. 

07.06.2018]

Schleswig-Holstein // Evalua-
tion des Jugendarrestes 

Justizministerin Sabine Sütter-
lin-Waack hat am 16. Mai die Ju-
gendarrestanstalt (JAA) Moltsfelde 
besucht. Anlass ihres Besuches war 
die Evaluation des Schleswig-Holstei-
nischen Jugendarrests durch das Kri-
minologische Forschungsinstitut e.V. 
(KFN), deren Ergebnisse von der An-
staltsleitung vorgestellt wurden. Die 
Evaluation belege, dass die pädagogi-
sche Zielrichtung des Schleswig-Hol-
steinischen Jugendarrests aufgrund 
eines vielseitigen und umfangreichen 

Angebots verschiedener Fördermaß-
nahmen sowie der besonderen Qualifi-
zierung des Personals sehr effektiv ist: 
Die Ergebnisse zeigen, dass es gelingt, 
auf die Jugendlichen während des Ar-
rests positiv einzuwirken. Dies schlägt 
sich vor allem in der Rückfallgeschwin-
digkeit und der vergleichsweise niedri-
gen Prävalenz erneuter Straffälligkeit 
nieder: Diese ist tendenziell geringer 
als der bundesweite Durchschnitt und 
hat sich seit Inkrafttreten des Ju-
gendarrestvollzugsgesetzes (JAVollzG) 
noch einmal reduziert. 
Die begrenzte Arrestzeit stellt auf-
grund der kurzen Interventionszeit 
hohe Anforderungen an das Personal 
der JAA. Die Evaluation belegt, dass 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gut qualifiziert und effektiv fort- und 
weitergebildet sind, um die Jugend-
lichen wirksam unterstützen zu kön-
nen. Eine Besonderheit stelle der An-
teil von Erzieherinnen und Erziehern 
an der Gesamtzahl der Mitarbeiter 
dar, welche im Vergleich zu anderen 
Jugendarrestanstalten bundesweit 
recht groß ausfällt. 
Die Beschäftigung mit positiven, 
strukturierten Freizeitaktivitäten mit 
den damit verbundenen Erfolgs- und 
Selbststärkungserlebnissen gilt als ein 
relevanter Schutzfaktor zur Vermei-
dung weiterer Straftaten. Die Evalua-
tion hebt den expliziten Fokus der 
Bediensteten hierauf positiv hervor. 
So würden die Sport- und Freizeitmaß-
nahmen nicht nur positiv angenom-
men, sondern seien auch potenziell 
Anstoß für eine Fortführung dieser 
Freizeitmaßnahmen nach Ende des 
Arrests. 
Die Ministerin würdigte bei ihrem Be-
such auch das Personal der Jugendar-
restanstalt und überreichte ihnen 
Fußbälle für die sportlichen Freizeit-
maßnahmen. „Dies ist ein kleines Ge-
schenk als Dank für die hervorragende 
Arbeit, die Sie hier alle leisten.“
[Medieninformation des MJEVG v. 16.5.2018]

9	 Forschungsbericht: https://kfn.de/wp-con-

tent/uploads/Forschungsberichte/FB_142.pdf

Schleswig-Holstein //  
Unterstützungsprogramm für 
Kinder von Inhaftierten 
Die stadt.mission.mensch startet ein 
neues und kostenloses Beratungs- und 
Unterstützungsangebot für Kinder 
und Familien von Inhaftierten. Jus-
tizministerin Sabine Sütterlin-Waack 

hat am 31. Mai den Förderbescheid für 
das bundesweit einzigartige Projekt 
übergeben. „Ich freue mich sehr, dass 
wir zusammen mit der Stadtmission 
dieses Vorhaben umsetzen können 
und erstmals die Kinder von Inhaftier-
ten in den Mittelpunkt stellen. Diese 
leiden häufig besonders unter der 
Inhaftierung eines Elternteils, wissen 
nicht, wie sie mit der Situation umge-
hen können und haben bisher keine 
passgenauen Unterstützungsmöglich-
keiten“, so die Ministerin. 
Internationale Schätzungen gehen da-
von aus, dass etwa die Hälfte der Ge-
fangenen Kinder unter 18 Jahren hat. 
In Schleswig-Holstein sind rund 800 
Kinder dauerhaft von einem inhaftier-
ten Elternteil getrennt. Eine der ersten 
Studien zum Wohlergehen dieser 
Kinder (im Rahmen des EU-geförder-
ten „Coping“ Projekts 2010-2012) hat 
ergeben, dass die Inhaftierung eines 
Elternteils negative Effekte auf die 
psychische Gesundheit von Kindern 
hat. Gefühle von Verlust, Schuld, Wut 
und Unsicherheit können zu abwei-
chenden Verhaltensmustern bis hin zu 
Depressionen oder Delinquenz führen. 
Kinder Inhaftierter können deshalb 
als indirekte Opfer von Kriminalitäts-
folgen gesehen werden. Die Co-
ping-Studie empfiehlt zur Bearbeitung 
der Folgen aus einer Trennung von 
einem inhaftierten Elternteil einen 
möglichst kontinuierlichen Kontakt 
zwischen Kind und Vater oder Mutter. 
Diese Forderung korrespondiert mit 
der Grundrechtecharta der EU sowie 
mit der Kinderrechtskonvention der 
Vereinten Nationen. 
Die Stadtmission bietet nun in ganz 
Schleswig-Holstein Familien und 
Kindern von Inhaftierten Hilfe bei 
allen Fragen zum Thema Gefängnis, 
Unterstützung beim Umgang mit der 
Thematik, beispielsweise im Bekan-
ntenkreis oder der Schule, sowie 
Akuthilfe bei Überforderungen oder 
Verunsicherungen. Darüber hinaus 
vermitteln die Sozialpädagoginnen in 
weiterführende Fachangebote, sofern 
dies erforderlich und von den Familien 
gewünscht ist. Ein Schwerpunkt des 
Angebotes wird in der direkten Arbeit 
mit den Kindern und Jugendlichen 
liegen. „Wir möchten den Kindern der 
Inhaftierten eine Stimme geben, sie 
in die Entwicklung unseres Angebotes 
mit einbinden und somit zielgerichtet 
die Unterstützung leisten, die sie 
selbst auch benötigen und von uns 
einfordern“, so Karin Helmer, die 
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Geschäftsführerin der Stadtmission. 
Hierfür werden zwei Mitarbeiterinnen 
freizeit- und erlebnispädagogische 
Angebote initiieren, die betroffene 
Kinder zusammen bringt und ihnen 
die Möglichkeit gibt, ihre Wünsche 
und Bedürfnisse auszudrücken. Diese 
fließen dann in die Weiterentwicklung 
des Projektes mit ein. 
[Medieninformation d. MJEVG v. 31.5.2018]

Österreich // „Wege in die 
Radikalisierung“ und die Rolle 
der Justiz
Das Institut für Rechts- und Kriminal-
soziologie (IRKS) in Österreich hat die 
Ergebnisse seiner Studie von Veronika 
Hofinger und Thomas Schmidinger 
„Wege in die Radikalisierung“ vorge-
legt. In dem Forschungsprojekt, das 
2017 abgeschlossen wurde, wurden 

zehn junge Erwachsene (zwei weibli-
che und acht männliche Probanden) 
zu ihren Grundhaltungen befragt. 
Darüber hinaus wurden weitere 
Gespräche mit der Bewährungshilfe, 
den Leiter*innen der Justizanstalten, 
mit dem sozialen Dienst, mit Famili-
enangehörigen und Freunden sowie 
weiteren Personen im näheren Umfeld 
geführt und ausgewertet.

Die Studie kommt zu dem 
Ergebnis, dass sich junge Menschen 
in Österreich vor allem über peerg-
roups und/oder durch charismatische 
Persönlichkeiten, die sich in ausge-
wiesenen Moscheen aber auch Parks 
aufhalten, sowie über Internetplatt-
formen bzw. Chats mit Dschihadisten 
vor allem aus Syrien und Irak radika-
lisieren.

Radikalisierung erfolgt nach 
Überzeugung der Autoren der Studie 

nur marginal im Gefängnis selbst. 
Dies schlussfolgern die Autoren aus 
der Aussage, dass man in der Haft im 
Zuge der persönlichen Krise durch den 
Freiheitsentzug zwar offen für radikale 
Positionen sei, doch spiele Religion 
und Ideologie nur eine untergeordnete 
Rolle.

Die Autoren weisen daher auf die 
besondere Bedeutung der Resozialisie-
rung als gesamtgesellschaftliche Ver-
antwortung nach der Haftentlassung 
hin: Negative Erfahrungen am Arbeits-
platz oder eine mögliche Abschiebung 
oder Duldung sind Faktoren, die für 
eine extremistische Ideologie besonde-
res förderlich sein können.
9	 Bericht: https://www.justiz.gv.at/

web2013/file/2c94848a62d8d3500162fd-

017cdd5803.de.0/neu_endbericht.pdf

Aus den Ländern

Bezugspreise Forum Strafvollzug:
Einzelbesteller/in
Inland
Einzelbezug	 8,10 €
Jahresabonnement	 25,10 €

Ausland
Einzelbezug	 8,50 €
Jahresabonnement	 26,50 €

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an eine Versandadresse)
Inland
Jahresabonnement	 16,70 €

Ausland
Jahresabonnement	 18,70 €

Sämtliche Preise sind incl. 7% Mehrwertsteuer. Der Inlandsversand ist kostenfrei. Versandkosten ins Ausland auf Anfrage. Die Kündigungsfrist für 
den Bezug der Zeitschrift beträgt drei Monate. Eine Kündigung ist nur zum Jahresende möglich.

Der Bezugszeitraum für das Jahresabo beginnt mit der 1. Ausgabe des Kalenderjahres. Ein Abobeginn während des laufenden Kalenderjahres kann 
aus organisatorischen Gründen nicht erfolgen und wird automatisch rückwirkend mit der Ausgabe 1 des laufenden Jahres gestartet.

Sammel-DVD	 49,90 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)
Einbanddecke	 12,00 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z leer	 6,50 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z komplett	 48,00 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)

Einlage A-Z pro Ausgabe	 1,50 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)

Schriftenreihe	 20,00 €	 (zzgl. Verpackung und Porto)

Veranstaltungshinweis

KrimZ: Gewalt und Zwang im institutionellen Kontext, 25. und 26. Oktober 2018 in Wiesbaden

Gewalt und Zwang sind alltägliche Phänomene. Dennoch gibt es zunehmend Aufmerksamkeit für solche Vorfälle, die in 
gesellschaftlichen und staatlichen Einrichtungen anzutreffen sind. So haben beispielsweise Befragungen unter Gefangenen 
ergeben, dass Gewalt im Strafvollzug häufiger vorkommt als erwartet und dass auch dort ein großes Dunkelfeld existiert. In 
der stationären Psychiatrie wird diskutiert, ob und in welchen Situationen Fixierungen therapeutisch legitim sind, und das 
Bundesverfassungsgericht beschäftigt sich mit der Frage, ob sie sich mit den Grundrechten der Patientinnen und Patienten 
vereinbaren lassen. Zudem ist die Aufarbeitung systematischer körperlicher Misshandlungen und sexuellen Missbrauchs in 
Internatsschulen und Einrichtungen der Heimerziehung noch längst nicht abgeschlossen.
Die diesjährige Herbsttagung wird sich aus interdisziplinärer Perspektive mit verschiedenen Formen von Gewalt und Zwang 
im institutionellen Kontext befassen und dabei sowohl Strategien der Täter als auch Folgen für Betroffene thematisieren. 
Darüber hinaus werden tatbegünstigende Strukturen ebenso diskutiert wie der institutionelle Umgang mit Aufarbeitung 
und Prävention. Neben Justizvollzugsanstalten werden psychiatrische und pflegerische Einrichtungen sowie Bildungsein-
richtungen in kirchlicher Trägerschaft bzw. mit reformpädagogischer Ausrichtung in den Blick genommen.
Das ausführliche Tagungsprogramm inklusive der Anmeldemodalitäten wird in Kürze bereitgestellt:
9	 http://www.krimz.de/tagungen/
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Simone Haas, Maike Breuer, Johann Endres

Übergriffe gegen Bedienstete im Justizvollzug (2)
Empirische Befunde aus dem bayerischen Justizvollzug und Empfehlungen

Anschließend an den in Ausgabe 2/2018 erschienenen Über-
sichtsartikel „Übergriffe gegen Bedienstete im Justizvollzug 
– Forschungsstand und theoretische Hintergründe“ zum 
bisherigen Forschungsstand werden nachfolgend die Er-
hebungen des Kriminologischen Dienstes des bayerischen 
Justizvollzugs zum Thema Übergriffe von Gefangenen gegen 
Bedienstete dargestellt. Hintergrund des Auftrags an den Kri-
minologischen Dienst war ein Anstieg der an die Aufsichts-
behörde gemeldeten „besonderen Vorfälle“ und ein gefühlter 
Anstieg der Bedrohung durch gewaltbereite Inhaftierte.

Zum einen wurden die uns vorliegenden Berichte der 
bayerischen Justizvollzugsanstalten über „besondere Vor-
kommnisse“ statistisch ausgewertet. Zum anderen wurden 
Interviews mit Bediensteten verschiedener Justizvollzugs-
anstalten sowie mit Gefangenen durchgeführt, um die Inter-
pretation der statistischen Daten abzusichern. 

Auf der Basis dieser Erkenntnisse werden abschließend 
Schlussfolgerungen für die Prävention von Gewalt gegen Be-
dienstete im Justizvollzug gezogen und einige Empfehlungen 
zur Diskussion gestellt.

1. Auswertung der Berichte der bayerischen 
Justizvollzugsanstalten

Datengrundlage für die nachfolgende Auswertung sind die in 
den Jahren 2015 und 2016 an die Aufsichtsbehörde berich-
teten besonderen Vorfälle. Die bayerischen Justizvollzugs-
anstalten wurden gebeten, diese Berichte dem Kriminolo- 
gischen Dienst zur Verfügung zu stellen. Insgesamt erhielten 
wir 115 Berichte, von denen 109 in die Auswertungen einbe-
zogen wurden. Anhand eines Kodiersystems mit 53 Merk-
malen wurden die Berichte inhaltlich analysiert hinsichtlich 
Zeiträumen und Anstalten, in denen die Übergriffe stattge-
funden hatten, sowie hinsichtlich Merkmalen der Gefange-
nen, Art und Umständen der Übergriffe, möglichen Motiven 
und Anlässen, Merkmalen der Bediensteten und Auswirkun-
gen der Übergriffe.1

Verteilung der Vorfälle auf Zeiträume und Anstalten
Von den berichteten 109 Vorfällen betrafen 49 das Jahr 2015 
und 60 das Jahr 2016. Aufgeschlüsselt nach Quartalen zeigt 
sich ab dem vierten Quartal 2015 ein Anstieg um fast die 
Hälfte, von durchschnittlich 10,7 auf 15,4 Vorfälle pro Vier-

1	 In den nachfolgenden Auswertungen werden jeweils die Rohwerte mitgeteilt. 
Aufgrund des sehr unterschiedlichen Umfangs der Berichte liegt ein hoher 
Anteil fehlender Werte vor; dies ist bei der Interpretation zu berücksichtigen.

teljahr (s. Tabelle 1), wobei mehr Übergriffe von Gefangenen 
außereuropäischer Herkunft gemeldet wurden. 

Aufgeschlüsselt nach Anstalten zeigt sich eine recht un-
gleiche Verteilung. Etwa die Hälfte der Vorfälle bezog sich auf 
nur vier Anstalten; andere, u.a. auch recht große Anstalten 
berichteten nur sehr wenige Übergriffe.

Einen wesentlichen Faktor scheint die Haftart darzu-
stellen: 47 Übergriffe wurden von Untersuchungsgefangenen 
begangen, 52 von Strafgefangenen, 10 von sonstigen Gefan-
genen (z.B. Ersatzfreiheitsstrafe oder Abschiebehaft). Die 
Untersuchungshaft scheint demnach stärker betroffen zu 
sein, als es ihrem Anteil an den Gefangenen im bayerischen 
Justizvollzug bei Stichtagserhebungen entsprach (25,8% am 
31. März 2016). Andererseits ist aufgrund der kürzeren Ver-
weildauer für den Gesamterhebungszeitraum von einem hö-
heren Anteil der Gefangenen in Untersuchungshaft an allen 
Gefangenen auszugehen.

16 Übergriffe (etwa ein Siebtel) ereigneten sich in der 
ersten Woche nach Haftantritt des Gefangenen. Auf den ers-
ten Haftmonat entfielen insgesamt 28 Vorfälle. 

Merkmale der Gefangenen
Im Überblick lässt sich kein typisches Profil des Gefangenen 
beschreiben, der Übergriffe gegen Bedienstete begeht. 48 der 
Gefangenen waren wegen Gewaltdelikten in Haft oder schon 
zuvor wegen Übergriffen aufgefallen (15 Gefangene mit ein-
schlägigem Sicherheitsvermerk). Die übergriffig geworde-
nen Gefangenen wiesen ein jüngeres Lebensalter auf (im 
arithmetischen Mittel 30,5 Jahre), stammten in 35,8% der 
Vorfälle aus nichteuropäischen Ländern und wiesen schlech-
te oder fehlende deutsche Sprachkenntnisse (27) auf. 

Keine wesentlichen Auffälligkeiten zeigen sich hin-
sichtlich des Geschlechts (100 männlich, 9 weiblich). Dies 
entsprach annähernd dem Anteil weiblicher Gefangener im 
bayerischen Justizvollzug in diesem Zeitraum (8,9% am 31. 
3. 2016). 

Ähnlich verhält es sich mit früheren Hafterfahrun-
gen. Bei 41 Gefangenen wurde diese bejaht, bei 45 verneint, 
d.h. sie waren erstmals in Haft.

Angaben darüber, ob der Gefangene zum Zeitpunkt des 
Übergriffs in der Anstalt einer Beschäftigung nachging oder 
unbeschäftigt war, ließen sich nur sehr wenigen der vorlie-
genden Berichte explizit entnehmen. Aus dem Kontext der 

Tabelle 1: Staatsangehörigkeit der Gefangenen nach Quartalen

I/15 II/15 III/15 IV/15 I/16 II/16 III/16 IV/16
deutsch 6 6 4 9 5 6 6 3
EU-Staat 1 2 1 2 2 2 2 3
Osteuropa, Ex-SU 0 0 2 1 2 2 2 1
außereuropäisch 4 2 4 5 4 8 4 8
Gesamtsumme 11 10 11 17 13 18 14 15
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Berichte ergab sich jedoch der Eindruck, dass wohl die meis-
ten oder fast alle der übergriffigen Gefangenen ohne Arbeit 
waren.

Art und Umstände des Übergriffs
Insgesamt zeigt sich, dass mindestens 139 Bedienstete von 
Übergriffen direkt betroffen waren. Dabei wurde in der 
Mehrzahl der Fälle hinsichtlich der Anzahl der Geschädig-
ten angegeben, dass nur ein Bediensteter betroffen war (in 
76 Fällen).

Des Weiteren lag einem Großteil der Berichte (85) ein 
einmaliger Vorfall zugrunde. In den verbleibenden 24 Fäl-
len umfassten die Berichte mehrere Vorfälle, wobei jeweils 
eine gewisse Zeitspanne ohne aggressives Verhalten zwi-
schen zwei Übergriffen lag. In diesen Fällen, und auch dann, 
wenn bei einem einzelnen Vorfall mehrere Arten von Gewalt 
vorkamen oder mehrere Bedienstete angegriffen wurden, 
beziehen sich die nachfolgenden Angaben jeweils auf die 
schwerwiegendste einzelne Handlung des Gefangenen.

Kam es bei den Übergriffen zu körperlichen Gewalt-
handlungen, so zählte zu den häufigsten das Benutzen eines 
Gegenstands (Schlagen oder Werfen) oder das Schubsen ge-
gen ein physisches Objekt (in 23 Fällen). Ebenso häufig wur-
den sonstige Formen der Gewaltanwendung angegeben, wie 
Schubsen, Kratzen, Beißen, Würgen. Hinsichtlich verbaler 
oder nonverbaler Verhaltensweisen wurden am häufigs-
ten Beleidigungen oder Provokationen (verbal oder durch 
Gesten) berichtet (in 21 Fällen). 

Den Auswertungen nach scheinen Übergriffe überwie-
gend von Alleintätern (in 107 Fällen), ohne Planung (in 50 
Fällen) sowie ohne den Einsatz von Waffen oder Gegenstän-
den (in 78 Fällen) begangen zu werden. Dabei war ein Eska-
lationsprozess (z.B. Gewaltanwendung nach zunächst nur 
verbaler Auseinandersetzung) bei 41 Fällen zu erkennen und 
bei 24 Fällen zu verneinen. Auch das Zugegensein anderer 
Gefangener war offenbar die Ausnahme; dies wurde in 83 Fäl-
len verneint.

Mögliche Motive und Anlässe des Übergriffs
Die Anlässe und Motive für die Übergriffe waren sehr viel-
fältig und lassen sich keinesfalls durch einen einzigen Faktor 
erklären. Wie Tabelle 2 zeigt, scheinen die meisten Taten aus 
alltäglichen vollzuglichen Situationen heraus zu entstehen, 
wenn ein Gefangener sich durch Anweisungen eines Be-
diensteten (18 Fälle), bspw. sich zum Einschluss in seinen 
Haftraum zu begeben, oder durch dessen Maßnahmen, wie 
körperliche Durchsuchung und Urinkontrolle (11 Fälle), be-
lastet sieht. Aber auch psychische Erkrankungen bzw. 
Auffälligkeiten sind von Bedeutung (in 21 Fällen). Ein 
akuter Rauschzustand (in 5 Fällen) sowie außervollzu-
gliche Ereignisse (in 7 Fällen), die sich auf die psychische 
Verfassung des Gefangenen ausgewirkt haben könnten, oder 
Hinweise auf eine persönliche Abneigung gegenüber dem 
angegriffenen Bediensteten (in 15 Fällen) lagen hingegen sel-
tener vor. 

Die meisten Vorfälle (vgl. Tabelle 3) waren eher durch 
Konflikte und Frustrationen der Gefangenen zu erklären, 
also durch expressive bzw. reaktive Aggression. So konn-
ten einem Drittel der Übergriffe situativer Ärger als Motiv 
zugrunde gelegt werden (in 38 Fällen); in weiteren 15 Fällen 
lag Rache oder aufgestaute Wut nahe. Nur ein geringer Teil 
der Tätlichkeiten war instrumentell motiviert (11 Fälle) und 
sollte dazu dienen, eine Entweichung zu ermöglichen, die 
Sicherstellung von Beweismitteln (Drogen oder verbotenen 
Gegenständen) zu verhindern oder stand im Zusammenhang 
mit einem sexuellen Angriff. 

Tabelle 2: Vollzugliche Situationen, mit denen der Übergriff in Zusam-

menhang stand

Häufigkeit
Keine besondere Situation 29
Medizinische Untersuchung (z.B. Blutabnahme) 5
Körperliche Durchsuchung (Entkleidung) und 
Urinkontrollen

11

Haftraumuntersuchung, Beschlagnahmung von 
Gegenständen

4

Verlegung (in einen anderen Haftraum, in eine 
andere Anstalt)

8

Ausführung (z.B. in eine Klinik oder zu einem 
Facharzt)

1

Ablehnung einer Bitte/Forderung des Gefange-
nen (z.B. Telefonieren, Medikamente)

10

Versuch 5
Alltägliche Anweisungen (z.B. Einschluss, Auffor-
derung zu warten)

18

Sonstige 11
Fehlende Angaben 7

Tabelle 3: Vermutete Motive für den Übergriff

Motive Häufigkeit

Situativer Ärger Übergriff im Rahmen einer 
belastenden 

10

Unmittelbare Reaktion 
auf eine Anweisung oder 
(vermeintliche) Benachtei-
ligung

21

Widerstand gegen 
körperlichen Zwang

7

Rache, aufgestaute 
Wut

Konflikte mit einem 
bestimmten Bediensteten

6

Konflikte mit der Anstalt 
generell

9

Instrumentelle 
Zielerreichung

Übergriff im Rahmen eines 
Ausbruchsversuchs

5

Übergriff im Rahmen eines 
Versuchs, Beweismittel zu 
beseitigen

4

Sexuelles Motiv, sexueller 
Übergriff

2

Nicht nachvoll-
ziehbar

Ein konkreter Auslöser war 
nicht erkennbar, der Gefan-
gene erscheint unzurech-
nungsfähig

23

Weiß nicht 20

Fehlende Angaben 2
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Informationen zu den Bediensteten und den Auswirkun-
gen des Übergriffs
Das Geschlecht der am schwersten betroffenen Person war in 
85 Fällen männlich und in 21 Fällen weiblich. Als beruflicher 
Hintergrund der am schwersten geschädigten Person wurde 
in den meisten Fällen der AVD genannt (in 85 Fällen), wobei 
es sich in mindestens 5 Fällen um Angehörige einer Siche-
rungsgruppe handelte. Nicht betroffen hingegen waren der 
Verwaltungsdienst sowie ehrenamtliche oder externe Mitar-
beiter. Im Hinblick auf eine körperliche Verletzung blieben 
die Bediensteten in über der Hälfte der Fälle (53) unverletzt. 
In 35 Fällen wurden leichte (z.B. blaue Flecken oder oberfläch-
liche Kratzer), in 14 Fällen erhebliche Verletzungen (blutende 
Wunden oder z.B. Verbrennungen) berichtet. Dabei betrafen 
die berichteten Verletzungen am häufigsten (in 21 Fällen) die 
Extremitäten (Arme, Hände, Beine, Knie, Füße), gefolgt von 
17 Verletzungen in der Kopf- oder Halsregion. In 23 Fällen 
wird berichtet, dass eine ärztliche Behandlung der Ver-
letzung (über eine Erstversorgung hinaus) erforderlich war. 
Seelische Beeinträchtigungen des Bediensteten aufgrund 
des Übergriffs werden in 4 Fällen explizit bejaht; in weiteren 
8 Fällen sind sie wahrscheinlich anzunehmen. Diesbezüglich 
wird in 11 Fällen explizit berichtet, dass Angehörige von KI-
TiS („Kriseninterventionsteam im Strafvollzug“) über den 
Übergriff informiert wurden, um den betroffenen Bedienste-
ten zu betreuen.

Eine Dienstunfähigkeit des Bediensteten nach dem 
Übergriff wurde in insgesamt 19 Fällen explizit berichtet. 
Davon entfielen 4 Fälle auf eine Dienstunfähigkeit von über 
einer Woche und 2 Fälle auf maximal eine Woche; in den übri-
gen 13 Fällen gab es keine Angaben über die Dauer. 45 Berich-
te teilen mit, dass keine Dienstunfähigkeit eintrat. In 45 Fäl-
len gibt es dazu keine Angaben (vermutlich häufig deshalb, 
weil es in diesen Fällen nicht zu einer Verletzung gekommen 
war).

Besonders schwerwiegende Übergriffe
Um zu untersuchen, wie sich besonders schwerwiegende 
Übergriffe von anderen, weniger schwerwiegenden unter-
scheiden, wurde aufgrund einer Kombination mehrerer Indi-
katoren eine Einteilung vorgenommen. Etwa ein Viertel (28 
Fälle) waren als schwere Übergriffe einzustufen, wobei die 
Schwere durch die Art der Verletzungen (z.B. blutende Wun-
den) und das Eintreten von Dienstunfähigkeit definiert wur-
de; Übergriffe im Rahmen von Entweichungsversuchen oder 
sexueller Art wurden generell als schwer eingestuft. Die leich-
teren Übergriffe waren nach dieser Definition solche, die zu 
keinen oder nur zu leichteren Verletzungen (z.B. Hämatome 
oder Hautabschürfungen) und nicht zu Dienstunfähigkeit 
geführt hatten. Dabei ist aber anzunehmen, dass nicht 
alle leichteren Übergriffe gemeldet wurden. Zwischen den 
schwerwiegenden und den weniger schwerwiegenden Über-
griffen gab es einige kleine Unterschiede, was z.B. den Tatort 
(die schweren Übergriffe ereigneten sich häufiger in Zugangs-
abteilungen) betrifft. Schwere Übergriffe waren häufiger ge-
plant (z.B. Übergriffe im Rahmen von Ausbruchsversuchen), 
jedoch waren auch Tätlichkeiten unter Alkoholeinfluss oder 
von psychisch auffälligen Gefangenen häufiger als schwer-
wiegend zu klassifizieren, während Reaktionen auf vollzug-
liche Maßnahmen meist eher glimpflich verliefen. Ansätze, 
wie sich der Verlauf von Übergriffen günstig beeinflussen 
lässt, können aus diesen Analysen nicht abgeleitet werden.

2. Interviews mit Bediensteten und mit  
Gefangenen über kritische Situationen

Um über die Aktenanalyse von berichteten Vorfällen hin-
aus die empirische Basis zu erweitern, haben wir uns ent-
schlossen, noch einen anderen empirischen Zugangsweg zu 
wählen, in Anlehnung an die sogenannte „Critical Incident 
Technique“2, einem in der Arbeits- und Organisationspsycho-
logie seit Jahrzehnten eingeführten Verfahren zur qualitati-
ven Erforschung von Arbeitssituationen. 

Im Februar und März 2017 wurden deshalb 13 Interviews 
in nordbayerischen Anstalten durchgeführt. Als Interview
partner wurden Bedienstete mit langjähriger Vollzugserfah-
rung ausgewählt (Dienstleiter, Leiter von Krankenabteilun-
gen, Leiter von Sicherungsgruppen, Ausbildungsleiter usw.). 
Ausdrücklich sollten nicht Bedienstete mit eigener rezenter 
Gewalterfahrung befragt werden, weil zu befürchten war, 
dass diese eher defensiv darauf bedacht sein könnten, ihr 
eigenes Verhalten in einem positiven Licht darzustellen. Re-
präsentativität wurde dabei nicht angestrebt. Des Weiteren 
wurden auch drei Interviews mit Gefangenen geführt. 

Eigene Erfahrungen und Einschätzungen
Im ersten Teil des Interviews wurden die eigenen Erfahrun-
gen des Gesprächspartners abgefragt, insbesondere selbst 
erlebte Übergriffe durch Gefangene (gegen ihn oder gegen 
Kollegen) und Situationen, in denen ein unmittelbar dro-
hender Übergriff noch erfolgreich abgewehrt oder verhindert 
werden konnte. Es ging also um Situationen, die nach eigener 
Erfahrung als besonders brisant eingeschätzt werden.

Es zeigte sich, dass die Interviewpartner aus dem AVD, 
aus Sicherungsgruppen oder aus dem Krankenpflegedienst 
überwiegend schon mindestens einen Übergriff als Geschä-
digter erlebt hatten und darüber hinaus weitere Übergriffe, 
die Kolleginnen und Kollegen betroffen hatten, kannten. Als 
Personengruppen, von denen besonders viele Übergriffe aus-
gehen, wurden zum einen psychisch auffällige bzw. psychisch 
kranke Gefangene genannt, zum anderen Flüchtlinge bzw. 
Personen aus osteuropäischen oder nichteuropäischen Län-
dern. Die interviewten Gefangenen nannten jüngere Perso-
nen mit Migrationshintergrund ebenfalls als Problemgruppe, 
da ihnen der Respekt vor Beamten fehle. Auch sei es gerade 
unter jungen Gefangenen wichtig, sich anderen gegenüber 
unnachgiebig zu zeigen, um so Status zu gewinnen. Des Wei-
teren wurde die Persönlichkeit der jeweiligen Gefangenen als 
ausschlaggebend für Übergriffe angeführt. Hier werden vor 
allem Personen genannt, die labil sind, sich nicht im Griff ha-
ben und die Kontrolle verlieren. Zugleich wurde von einem 
Gefangenen aber auch betont, dass der Haftalltag aus der 
Sicht der Gefangenen sehr belastend sei, angefüllt mit Frust-
rationen, und dass es deshalb sehr schwierig sei, immer ruhig 
zu bleiben.

Seitens der Bediensteten kristallisierten sich als häufige 
Situationen, in denen es zu Übergriffen kommen kann, ab-
gelehnte Forderungen sowie das Entdecken bei verbotenen 
Aktivitäten oder mit verbotenen Gegenständen heraus. Die 
Gefangenen bewerteten zudem das Duzen der Gefangenen 
sowie zynisches oder abwertendes Verhalten (insbesondere 
nonverbale Signale) von Bediensteten als sehr negativ, wobei 
das Verhalten der Beamten im Allgemeinen überwiegend po-
sitiv bewertet wurde.

2	 Flanagan, 1954; Butterfield et al., 2005.
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Um Übergriffe abzuwenden oder gefährliche Situationen 
gar nicht entstehen zu lassen, halten es die befragten Be-
diensteten für wichtig, selbstbewusst aufzutreten, eine klare 
und konsequente Linie zu verfolgen und gegenüber den Ge-
fangenen wahrhaftig und verlässlich zu sein. Die Sicherungs-
gruppen bewerteten sie in diesem Zusammenhang als positiv, 
wobei mehrere Gesprächspartner Angehörige der Sicherungs-
gruppen waren. Häufig genüge schon ihr Auftauchen und Er-
scheinungsbild (Schutzkleidung, Ausrüstung, Überzahl), um 
renitente Gefangene zum Einlenken zu bewegen. 

Einzelne, potentiell gefährliche Situationen
Im zweiten Teil des Interviews wurden den Befragten 13 spe-
zifische Situationen vorgegeben (bspw. Haftraumkontrolle, 
körperliche Durchsuchung bei Vorführung zum Besuch, Er-
öffnung eines Disziplinarverfahrens oder Streit unter Ge-
fangenen). Die Befragten sollten jeweils angeben, wie häufig 
derartige Situationen ihrer Erfahrung nach vorkommen, für 
wie bedrohlich sie sie halten, wovon das Ausmaß der Bedroh-
lichkeit abhängt, welche Verhaltensoptionen der Bedienstete 
jeweils hat und für wie angemessen sie diese Optionen hal-
ten. Außerdem konnten die Bediensteten weitere kritische 
Situationen ergänzen. 

Die Analyse kritischer vollzuglicher Situationen (also 
von solchen Situationen, in denen es zu Übergriffen kommen 
kann) soll dazu dienen, Informationen darüber zu gewinnen, 
wie sich positive und negative Verläufe unterscheiden, d.h. 
welche Verhaltensweisen von Bediensteten dazu beitragen, 
dass diese Situationen entschärft werden können, ohne dass 
es zu Übergriffen kommt, und welche Verhaltensweisen um-
gekehrt zur Eskalation beitragen können. 

In diesem Zusammenhang wurden deeskalierende 
Möglichkeiten insbesondere im Umgangston der Bediens-
teten gesehen. So sei es hilfreich, sich ruhig und verständ-
nisvoll zu zeigen, eventuelle Missverständnisse aufzuklären, 
entschlossen aber höflich aufzutreten. Es wird als wichtig 
erachtet, sein Verhalten und den weiteren Ablauf (bspw. bei 
Verbringung in einen besonders gesicherten Haftraum) zu 
erklären sowie auf Konsequenzen des Verhaltens hinzuwei-
sen. Auch kann es dem Druckabbau dienen, wenn dem Ge-
fangenen etwas Zeit gegeben wird, bspw. bei der Entkleidung 
im Rahmen des Zugangs.

Ob Verstärkung notwendig ist, hängt von der Brisanz 
der Situation ab. Es erscheint in jedem Fall wichtig, genügend 
Personal zur Verfügung zu haben, das abgerufen werden 
kann. Die Anwesenheit einer Übermacht an Bediensteten 
kann deeskalierend wirken. So wird ein Eingreifen als einzel-
ner Bediensteter in eine bereits handgreifliche Auseinander-
setzung unter Gefangenen als höchst riskant angesehen. In 
diesem Fall sollte umgehend Alarm ausgelöst werden. 

Als potentiell eskalierende Verhaltensweisen werden 
hingegen genannt, dem Gefangenen respektlos zu begegnen, 
ihn zu duzen oder grob abzuweisen. Auch provozierendes 
Verhalten (Anschreien, Beschimpfen oder abschätzige und 
spöttische Bemerkungen) kann zu einer Verschärfung der 
Situation führen. Ebenso nonverbales Verhalten, das dem 
Gefangenen signalisiert, nicht ernst genommen zu werden. 
Zu vermeiden sei zudem, den Gefangenen etwa durch Be-
schuldigungen noch weiter aufzubauen und noch aggressiver 
werden zu lassen.

Auch wird das vorschnelle Ankündigen unmittelbaren 
Zwangs oder das sofortige Androhen von Maßnahmen als 
kontrainduziert angesehen. Teilweise sei es aber auch unklug, 

gar nicht zu reagieren und die Situation abzuwarten, insbe-
sondere wenn eine Deeskalation möglich erscheint (bspw. 
wenn beim morgendlichen Aufschließen des Haftraums der 
Gefangene mit einem Gegenstand in der Hand auf den Be-
diensteten zugeht).

Bewertung einzelner Maßnahmen und der Gesamtent-
wicklung
Den Schwerpunkt des abschließenden Gesprächsteils bilde-
ten die Einschätzungen und Ideen der Befragten zur wahrge-
nommenen Zunahme an Übergriffen und zu gewaltpräventi-
ven Maßnahmen im Vollzug. 

So äußerten sich die befragten Bediensteten insgesamt 
zufrieden hinsichtlich der verfügbaren Ausrüstung und 
technischen Sicherheitsmaßnahmen. Auch die Per-
sonen-Notruf-Anlagen (PNAs) wurden durchgängig als 
positiv bewertet. Ebenso einheitlich wurde die Videoüber-
wachung als sinnvolles technisches Hilfsmittel gesehen. 
Hinsichtlich der Schutzausrüstung sei es für die Siche-
rungsgruppe wichtig, diese „am Mann“ oder in unmittelbarer 
Reichweite zu haben, da die Bediensteten ansonsten gezwun-
gen seien, sich zwischen dem Eigenschutz und der schnellen 
Hilfe für die Kollegen entscheiden zu müssen. 

Die Meinungen zum Aus- und Fortbildungsangebot 
im Vollzug waren vielseitig. Befragte, die nicht einer Siche-
rungsgruppe angehören, würden sich für die Ausbildung 
an der Justizvollzugsakademie mehr Kurse zur Selbstver-
teidigung mit einer regelmäßigen Auffrischung der Inhalte 
wünschen. Zudem wurde wiederholt der Wunsch nach Be-
triebssport für alle Anstalten geäußert. Auch Konfliktbewäl-
tigungs-, Deeskalations- und Stressbewältigungskurse sowie 
pädagogische und psychologische Wissensvermittlung wur-
den für sinnvoll gehalten und bestehende Angebote positiv 
bewertet. Schließlich schlug ein Bediensteter vor, die Ausbil-
dungsinhalte um Fremdsprachenunterricht zu ergänzen.

Im Hinblick auf die Reaktionen seitens der Anstalt 
und der Kollegen wurde vermehrt auf die Bedeutsamkeit 
vollzuglicher Konsequenzen verwiesen. Insbesondere sei es 
wichtig, den Gefangenen nach einem Übergriff auf einen Be-
diensteten in eine andere Haftanstalt zu verlegen. Dies sei 
sowohl wichtig, um die Kollegen zu schützen, als auch, um 
den anderen Gefangenen zu zeigen, dass Übergriffe sankti-
oniert werden. Der kollegiale Umgang nach einem Übergriff 
sei in der Regel unterstützend. Dass ein Gesprächsangebot 
durch KITiS erfolgt, wurde grundsätzlich positiv gesehen. 
Die Befragten würden Gespräche mit ihnen vertrauten Per-
sonen aus dem beruflichen oder privaten Umfeld vorziehen, 
bewerteten KITiS jedoch als wichtig, falls keine engen Be-
zugspersonen für Gespräche verfügbar sind.

Auf die Frage nach vermuteten Gründen für den 
wahrgenommenen Anstieg gewalttätiger Übergriffe wur-
den u.a. Probleme herausgestellt im Zusammenhang mit 
Überbelegung, einer anderen Generation an Gefangenen 
(Mangel an Erziehung; durch hohen Medienkonsum an Ge-
walt gewöhnt; geringe Problemlösefähigkeiten), inhaftierten 
Flüchtlingen sowie psychischen Auffälligkeiten und vermehr-
tem Drogenkonsum. Auf die Frage nach Möglichkeiten zur 
Förderung der Sicherheit wurde demnach wiederholt auf 
die Personalausstattung verwiesen. Auch wurde es als hilf-
reich erachtet, wenn die Anstalt über eine eigene psychiat-
rische Abteilung verfügt und wenn man bei Zugängen vorab 
Informationen über eventuelle psychische Auffälligkeiten der 
Gefangenen erhält. Zudem sei es sinnvoll, auch über Über-
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griffe in anderen Anstalten zu informieren, um einem trüge-
rischen Sicherheitsgefühl entgegen zu wirken.

3. Überlegungen zur Prävention von Übergriffen

Vorauszuschicken ist, dass es bisher für keine der nachfol-
gend diskutierten präventiven Maßnahmen im Strafvollzug 
empirische Belege aus sorgfältig durchgeführten Evaluations
untersuchungen gibt. Die hier dargestellten Überlegungen 
basieren deshalb zum einen auf theoretischen Argumenten 
und zum anderen auf den Einschätzungen der interviewten 
Bediensteten. Sie sind eher als Anregungen zur Diskussion 
denn als wissenschaftlich fundierte Empfehlungen zu verste-
hen.

Technische (instrumentelle) Sicherheit
Die Videoüberwachung könnte dort, wo sie erst ansatzwei-
se umgesetzt worden ist, noch weiter ausgebaut werden. Sie 
kann sowohl Bediensteten als auch Gefangenen ein größeres 
Gefühl der Sicherheit geben, da Übergriffe, wenn sie aufge-
zeichnet werden, besser aufgeklärt werden können. Es ist 
aber zu bezweifeln, ob Übergriffe damit auch wirklich verhin-
dert werden können, insbesondere solche, die auf reaktive 
Aggression zurückgehen. Möglicherweise kommt es zu einer 
Verlagerung von Auseinandersetzungen unter Gefangenen 
sowie von illegalen Aktivitäten in nichtüberwachte Bereiche 
(Hafträume, Duschen). Mehr Videokameras und Überwa-
chungsmonitore sollten auch nicht bedeuten, dass Bediens-
tete nicht mehr auf den Stationen präsent sind. Wie in vielen 
anderen Bereichen ist hier das ökonomische Gesetz des ab-
nehmenden Grenzertrags zu beachten: Über einen bestimm-
ten Punkt hinaus wird eine Maßnahme ineffizient, da eine 
Steigerung des Aufwands nur noch einen geringen zusätzli-
chen Nutzen erbringt. Darüber hinaus sind auch negative, 
dysfunktionale Effekte nicht auszuschließen, wenn nämlich 
durch eine als zu eingreifend empfundene Überwachung das 
Anstaltsklima und die Zufriedenheit von Gefangenen und 
Bediensteten sich verschlechtern.

Personalnotrufsysteme sollten, da sie durchgehend 
positiv bewertet wurden, soweit noch nicht überall einge-
führt, flächendeckend implementiert werden. Dabei wäre zu 
überlegen, ob nicht Möglichkeiten für abgestufte Alarme ge-
schaffen werden könnten. Möglichweise würden es Bediens-
tete manchmal vorziehen, wenn sie sich eingeschüchtert oder 
verunsichert fühlen, nicht gleich einen allgemeinen Alarm 
auszulösen (der dazu führt, dass alle verfügbaren Bedienste-
ten zugleich zu Hilfe eilen), sondern einen „kleinen“ Alarm, 
der Unterstützung herbei bringt, ohne gleich die Situation zu 
eskalieren.

Ausrüstung und Bewaffnung der Bediensteten er-
scheinen qualitativ ausreichend. Es wurde kein Bedarf für 
weitergehende Waffen (z.B. Elektroschocker) geäußert. Für 
Anstalten, in denen es keine Sicherungsgruppen gibt, wäre 
es wichtig, dass Schutzausrüstung für Bedienstete dezent-
ral leicht verfügbar ist, wenn Zugriffe durchgeführt werden 
müssen.

Administrative Sicherheit
Die Personalausstattung der Anstalt ist sicher ein we-
sentlicher Faktor, der sich auf die Arbeitsbelastung, die Zu-
friedenheit und das Sicherheitsgefühl der Bediensteten und 
damit auf das Anstaltsklima auswirkt. Auch wenn entspre-
chende Befunde in der Forschung nicht ganz eindeutig sind 

liegt es doch nahe, dass Unterbesetzung von Anstalten oder 
Stationen und Überlastung des Personals sich negativ auf das 
Anstaltsklima und den Umgang 
mit den Gefangenen auswirken 
und auf diese Weise das Risiko 
aggressiver Reaktionen erhö-
hen.

Ob die Einrichtung von Si-
cherungsgruppen auch in den 
Anstalten, die diese bisher aus 
vermutlich guten Gründen noch 
nicht eingeführt haben, sinnvoll 
wäre, lässt sich aus unseren In-
formationen nicht ableiten. Von 
den befragten Mitgliedern der 
Sicherungsgruppen wurden sie 
positiv bewertet. Ein wesentli-
cher Pluspunkt besteht darin, 
dass Zugriffe von den anderen 
AVD-Bediensteten nicht so ein-
geübt werden können, dass die 
entsprechenden körperlichen 
und technischen Fertigkeiten 
stets ausreichend zur Verfügung 
stehen. Außerdem wird mögli-
cherweise die Beziehung zwi-
schen Gefangenen und Stations-
beamten weniger belastet, wenn 
Zwangsmaßnahmen durch die 
Sicherungsgruppe vorgenom-
men werden. Ein Nachteil könn-
te darin liegen, dass die Existenz 
von Sicherungsgruppen die an-
deren Bediensteten dazu ver-
führt, diese vorschnell zu rufen 
und sicherheitsbezogene Aufga-
ben an diese abzugeben.

Wichtig erscheint ein schnel-
ler und zuverlässiger Informa-
tionsfluss durch Austausch von 
Informationen zwischen den 
Bediensteten einer Anstalt sowie, im Falle von Verlegungen, 
zwischen verschiedenen Anstalten. Die in der Vollzugsdaten-
bank hinterlegten Sicherheitsvermerke haben dabei eine wich-
tige Bedeutung. Dabei erscheint es wichtig, dass sie gepflegt 
werden, d.h. jeweils aktuell und nachvollziehbar sind. Bemü-
hungen um eine einheitliche und verlässliche Handhabung der 
Dokumentation könnten den praktischen Nutzen (bspw. für 
Fachdienste, die sich kurz über mögliche Sicherheitsrisiken 
informieren möchten, bevor sie einen Gefangenen sprechen) 
und die statistische Aussagekraft erhöhen.

Der Personalrekrutierung und der Aus- und Fortbil-
dung der Bediensteten kommt in Hinsicht auf unterschied-
liche Aufgaben und Kompetenzen große Bedeutung zu. Um 
die Bediensteten auf Übergriffe durch Gefangene vorzube-
reiten, erscheinen Trainings zur waffenlosen Selbstverteidi-
gung, zur Anwendung unmittelbaren Zwangs sowie zum Ein-
satz von Waffen und Sicherheitsausrüstungen indiziert. Zu 
diskutieren wäre dabei, ob sich die jeweiligen Anteile in der 
Aus- und Fortbildung mit der Bedeutsamkeit im beruflichen 
Alltag decken (Wichtigkeit und Häufigkeit, z.B. bezogen auf 
den Einsatz von Schusswaffen). Hingegen erscheinen weni-
ger spezifische Angebote, z.B. zum professionellen Umgang 
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mit schwierigen Gefangenen, interkulturelle Kompetenz so-
wie Techniken der Deeskalation und Selbstverteidigung für 
alle Bediensteten im Justizvollzug unerlässlich. Für einige 
Berufsgruppen mit intensivem Kontakt zu Gefangenen, aber 
ohne vollzugsspezifische Ausbildung (insb. Fachdienste und 
Krankenpflegedienst), sind zusätzliche Fortbildungsangebo-
te wünschenswert.

Sehr hilfreich für den Umgang mit Gefangenen, die 
aus anderen Kulturkreisen kommen und nicht oder kaum 
der deutschen Sprache mächtig sind, wäre auch die Verfüg-
barkeit von Dolmetschern, insbesondere im Rahmen von 
Zugangsgesprächen und bei der medizinischen, psycholo-
gischen und sozialpädagogischen Versorgung. Das Angebot 
von Online-Übersetzungsdiensten, das sich bewährt hat, 
wird derzeit ausgeweitet, da der übliche Rückgriff auf Dol-
metscherdienste von Mitgefangenen insbesondere bei sehr 
persönlichen Themen bedenklich erscheint. Darüber hinaus 
ließe sich diskutieren, ob es Möglichkeiten gibt, das Erler-
nen von Fremdsprachen bei interessierten Bediensteten zu 
fördern. Beispielsweise könnten Sprachkenntnisse bei der 
Rekrutierung von neuem Personal stärkere Berücksichti-
gung finden, Kurse zur Vermittlung von vollzugsrelevantem 
Grundvokabular in ausgewählten Sprachen angeboten oder 
private Bemühungen gefördert werden. 

Krisenintervention für von Übergriffen betroffene 
Bedienstete sollte in allen Anstalten ausreichend angeboten 
werden; gegebenenfalls ist eine weitere Schulung von KI-
TiS-Bediensteten erforderlich. Es scheint sinnvoll, die Her-
beiziehung von KITiS im Einzelfall nicht von dem Wunsch 
der jeweils betroffenen (und möglicherweise unter Schock 
stehenden) Bediensteten abhängig zu machen, sondern un-
abhängig davon stets zu veranlassen.

Soziale Sicherheit
Im Rahmen unserer Erhebungen ließ sich (mangels entspre-
chend dokumentierter Informationen) nicht eindeutig be-
legen, dass fehlende Beschäftigung von Gefangenen mit 
vermehrten Übergriffen einhergeht. Die Forschungsliteratur 
deutet aber darauf hin, dass Gefangene, die sich in Arbeit 
oder in Qualifizierungsmaßnahmen befinden, weniger häufig 
gewalttätig werden.

Ähnliches gilt für Sport und andere Freizeitangebo-
te. Auch wenn eine aggressionsmildernde oder -verhindern-
de Wirkung des Sports keinesfalls wissenschaftlich erwiesen 
ist, liegt die Annahme doch nahe, dass derartige Möglichkei-
ten der Freizeitgestaltung bei den Gefangenen psychischen 
Druck abbauen, während erzwungenes Nichtstun auf der Zel-
le eher zu Grübeln, Stress und Unzufriedenheit führt. 

Stress und Aggressivität kann außerdem dann besser ab-
gebaut werden, wenn es eine persönliche Betreuung durch 
fest zugeordnete Bedienstete auf den Stationen gibt. Ein 
enger zwischenmenschlicher Kontakt kann dazu beitragen, 
dass Gefangene sich eher verstanden fühlen und eher bereit 
sind, mit ihren Anliegen die Bediensteten anzusprechen.

Ein angemessener Umgang mit den Gefangenen ist 
sowohl durch Korrektheit und Konsequenz in der Einhaltung 
von Regeln als auch durch Respekt und Humanität gekenn-
zeichnet. Ob sie es wollen oder nicht, wirken die Bedienste-
ten für die Gefangenen stets auch als Vorbilder. Das Leitbild 
eines zugleich respektvollen und korrekten Umgangs sollte 
im Rahmen der Ausbildung vermittelt werden, und zwar 
nicht nur in abstrakt-programmatischer Form, sondern auch 
durch geeignete didaktische Formen wie Rollenspiele. Anre-

gungen dazu könnten die in den Interviews thematisierten 
problematischen vollzuglichen Situationen bieten. Dabei 
sollte insbesondere der Umgang mit psychisch auffälligen 
oder gestörten Gefangenen sowie mit Inhaftierten aus ande-
ren Kulturkreisen („interkulturelle Kommunikation“) immer 
wieder eingeübt und reflektiert werden. Jedem Bediensteten 
im Strafvollzug sollte klar sein, dass der professionelle Um-
gang mit diesen Personengruppen einen ganz zentralen As-
pekt des beruflichen Leitbilds darstellt.

4. Institutioneller Umgang mit Übergriffen

Übergriffe von Gefangenen auf Bedienstete werden sich trotz 
intensiver Bemühungen nicht vollständig verhindern lassen. 
Daher scheint es ebenfalls wichtig, die Kultur des institutio-
nellen und kollegialen Umgangs in solchen Extremsituatio-
nen zu überprüfen. Eine angemessene Reaktion auf entspre-
chende Vorfälle erscheint unerlässlich, um schwerwiegenden 
bzw. dauerhaften psychischen Beeinträchtigungen der Be-
diensteten entgegenzuwirken. Durch die Einführung von 
KITiS wurde bereits eine wichtige Möglichkeit der Fürsorge 
institutionalisiert, wobei sich die Nutzung des Angebots 
möglicherweise noch fördern lässt. 

Darüber hinaus wäre das Einführen einer zeitnah statt-
findenden Konferenz mit involvierten Bediensteten denkbar, 
um die Ursachen des Vorfalls zu analysieren und daraus Kon-
sequenzen für die Vermeidung zukünftiger ähnlicher Über-
griffe abzuleiten. Sinnvoll erscheint es, Übergriffe auch im 
Rahmen der Sicherheitspartnerschaften zwischen mehreren 
Anstalten systematisch zu thematisieren.

Um in Zukunft belastbare quantitative Aussagen über 
Anzahl und Zu- oder Abnahme der Übergriffe treffen zu kön-
nen sowie vollständige Auswertungen über Zusammenhänge 
von Übergriffen mit den untersuchten Merkmalen vorneh-
men zu können, wird derzeit eine Dokumentation der Vorfäl-
le mit Hilfe eines standardisierten Erhebungsbogens erprobt.
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Im toten Winkel – Internetnutzung durch Strafgefangene

1. Einführung

Seit der Föderalismusreform I im Jahre 2006 ist es durch Än-
derung des Grundgesetzes den Landesgesetzgebern überant-
wortet, Regelungen über die Ausgestaltung des Strafvollzugs 
zu treffen. Dieser Vorgang der landesrechtlichen Vollzugs-
gestaltung, der auch die Transformation bisheriger Erfah-
rungen und Grundsätze aus der knapp 30 Jahre währenden 
Geltungszeit des StVollzG umfasst, ist mittlerweile – nach 10 
Jahren – in allen Bundesländern abgeschlossen. Auf Ebene 
des Strafvollzugs existieren deshalb seit gut anderthalb Jah-
ren 16 eigenständige Landesgesetze.

Hinsichtlich des Resultats dieser Entstehungsvorgänge 
bleibt für den Bereich des Zugangs zu „anderen Formen der 
Telekommunikation“ – so die in den meisten (insgesamt 14) 
Landesgesetzen gewählte Formulierung, unter der auch der 
Zugang zum Internet erfasst wird1 – zu konzedieren, dass die 
Internetnutzung durch Strafgefangene nach wie vor einer 
restriktiven Handhabung unterliegt.2 Die Bundesländer Bay-
ern und Baden-Württemberg haben sogar (bewusst) auf eine 
explizite Regelung zum Einsatz Neuer Medien in den Haftan-
stalten verzichtet. Von den anderen Landesgesetzen sehen 
schon die „gefangenenfreundlichsten“ nur ein zweistufiges 
Zulassungsverfahren vor, das keinen Rechtsanspruch des 
Gefangenen auf Nutzung begründet, und auch Rechtspre-
chung und Anstaltspraxis bestätigen diese Sichtweise.3 Dabei 
liegt – so könnte man zumindest meinen – die Unabding-
barkeit des Internets für einen auf Wiedereingliederung der 
Gefangenen in die Gesellschaft gerichteten Strafvollzug auf 
der Hand; sowohl umfassende Recherchemöglichkeiten als 
auch die breitgefächerten Interaktionsangebote über Sozia-
le Netzwerke und Dienste zur Internettelefonie begründen 
den besonderen Stellenwert dieses Mediums in der heutigen 
Gesellschaft und damit seine wesentliche Bedeutung auch 
für Individuen. Die Gefängnisleitungen müssten daher i.S.d. 
Resozialisierungsgedankens4 bestrebt sein, das Internet für 
Strafgefangene vermehrt nutzbar zu machen, um schädli-
chen Folgewirkungen des Strafvollzugs entgegenzuwirken.5 
Ungeachtet dessen setzt die Praxis größtenteils weiterhin auf 
Abschottung.6

2. Internetnutzung und vollzuglicher Zielkonflikt

Um für den Themenbereich „Internet im Strafvollzug“ eine 
ausschließlich aus der wissenschaftlichen Komfortzone ge-
führte Argumentation zu vermeiden, ist es vor dem Hinter-
grund eines alle praktischen Entscheidungen des Strafvoll-

1	 Wobei streng genommen in § 36 Abs. 1 S. 2 des hessischen Strafvollzugsge-
setzes von „anderen Kommunikationsmitteln“ die Rede ist.

2	 Jüngst Esser NStZ 2018, 121, 124; Bachmann 2015, S. 323; Knauer, Zeitschrift 
für soziale Strafrechtspflege 50 (2015), 54 ff. m.w.N.

3	 Umfassend dazu Knauer, in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Kommentar 
zum Strafvollzugsgesetz, § 36 Rn. 3ff.; ders., Zeitschrift für soziale Straf-
rechtspflege 50 (2015), 54, 64; Institut für Bildung in der Informationsgesell-
schaft 2011, S. 22.

4	 BVerfGE 35, 202, 235 ff. (Lebach).
5	 Dazu auch Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 127 ff.
6	 Ebenso Bachmann 2015, S. 336.

zugs beeinflussenden Zielkonflikts7 zwischen den Aufträgen 
der Resozialisierung des Gefangenen und des Schutzes der 
Allgemeinheit freilich angezeigt, zunächst Resozialisierungs-
chancen und Sicherheitsgefahren einer Implementierung 
sorgsam gegeneinander abzuwägen.8

a) Resozialisierungschancen
Betrachtet man das Chancenpotential, das sich in Bezug auf 
eine Internetnutzung durch Strafgefangene ergibt, ist allem 
voran zu erkennen, dass der Zugang zum Internet in unse-
rer Gesellschaft mittlerweile obligat geworden ist.9 Der BGH 
hat sich in seinem Urteil vom 24.1.201310 zum Ausfall des In-
ternetzugangs eindeutig im Einklang mit dieser Feststellung 
positioniert, indem er dessen zentrale Bedeutung für die 
persönliche Lebensgestaltung anerkannt hat. Aber auch das 
BVerfG ließ in einer vielbeachteten Entscheidung zur Nich-
tigkeit von Vorschriften der Online-Durchsuchung aus dem 
Jahr 2008 verlauten:

„Die Relevanz der Informationstechnik für die Lebensge-
staltung des Einzelnen erschöpft sich nicht in der größeren 
Verbreitung und Leistungsfähigkeit von Personalcomputern. 
Daneben enthalten zahlreiche Gegenstände, mit denen große 
Teile der Bevölkerung alltäglich umgehen, informationstech-
nische Komponenten. So liegt es beispielsweise zunehmend 
bei Telekommunikationsgeräten oder elektronischen Gerä-
ten, die in Wohnungen oder Kraftfahrzeugen enthalten sind.

Der Leistungsumfang informationstechnischer Systeme 
und ihre Bedeutung für die Persönlichkeitsentfaltung neh-
men noch zu, wenn solche Systeme miteinander vernetzt 
werden. Dies wird insbesondere auf Grund der gestiegenen 
Nutzung des Internet durch große Kreise der Bevölkerung 
mehr und mehr zum Normalfall.“11

Nach der Trendstudie von ARD/ZDF12 ist in den letzten 
elf Jahren die Zahl der Internetnutzer deutschlandweit von 38 
auf derzeit13 insgesamt 58 Millionen gestiegen, wobei knapp 
45 Millionen sogar eine tägliche Nutzung pflegen.14 Hinzu 
kommt, dass das Internet hinsichtlich seiner Nutzungsmög-
lichkeiten alle bisherigen Medien an Vorteilen überwiegt: 
Im Vergleich zu anderen Massenmedien wie Rundfunk- oder 
Printmedien ist neben einer überdurchschnittlichen Breiten-
wirkung vor allem eine höhere Aktualität der Inhalte sowie 
eine größere Vielfalt an Darstellungsmitteln bei Ton und Bild 
zu erkennen.15

Eine so verstandene Bedeutung des Internets für die 
heutige Gesellschaft darf auch auf vollzuglicher Ebene nicht 
länger ausgeblendet werden. Schließlich wird eine an die 

7	 Instruktiv Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal (Hrsg.), Kommentar zum 
Strafvollzugsgesetz, § 2 Rn. 8 ff.

8	 So bereits Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 130; „Urkon-
flikt von Recht und Praxis“; Galli/Weilandt, FS 2014, 142.

9	 Ausführlich dazu Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft 2011, S. 
13-18.

10	 BGHZ 196, 101.
11	 BVerfG, NJW 2008, 822, 824.
12	 Koch/Frees, Dynamische Entwicklung bei mobiler Internetnutzung sowie 

Audios und Videos. Ergebnisse der ARD/ZDF-Onlinestudie 2016.
13	 Stand: September 2016.
14	 Koch/Frees, MP 2016, 418, 418-420.
15	 Vgl. Neuberger/Lobigs 2010, S. 19-22; 24-25; 34-35.
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Lebenswirklichkeit angepasste Partizipation am freien Mei-
nungs- und Informationsfluss, wie sie über Art. 5 Abs. 1 S. 
1 GG auch für Strafgefangene zu fordern ist, mittlerweile 
am besten über das Internet sichergestellt.16 Gleichzeitig 
ist zu beachten, dass außenweltliche Alltäglichkeiten wie 
der Zugriff auf Nachrichtenseiten, Fortbildungsangebote, 
Behördenkontakte oder kostengünstige Möglichkeiten des 
Kontakts mit Angehörigen heutzutage am einfachsten über 
das „Netz“ möglich sind.17 Theine spricht deshalb bezüglich 
Fertigkeiten und Kompetenzen im Umgang mit dem Internet 
richtigerweise schon von einer „Kulturtechnik“, die in Beruf 

und Alltag unverzichtbar ge-
worden ist.18 Ähnlich dem Ent-
wicklungsprozess bei der Zulas-
sung eigener Fernsehgeräte im 
Haftraum wird daher auch das 
Internet als zusätzliches Medi-
um im modernen Strafvollzug 
Einzug halten müssen.19 Andern-
falls entsteht eine „Resozialisie-
rungslücke“, infolge derer den 
Kommunikations- und Informa-
tionsbegehren der Gefangenen 
mit Blick auf die Realitäten der 
Außenwelt nicht mehr hinrei-
chend Rechnung getragen wer-
den kann.20 Strafgefangene ohne 
Internet laufen also regelmäßig 
Gefahr, ins gesellschaftliche Ab-
seits zu geraten, was nicht nur in 

Bezug auf vollzugsorganisatorische Gestaltungsmaximen wie 
den Angleichungs-, Gegensteuerungs- oder Öffnungsgrund-
satz21, sondern vor allem mit Blick auf die grundgesetzlich 
verbrieften Freiheiten des Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG fragwürdig 
erscheint.22

b) Sicherheitsgefahren
Indes sind Gefahren, die sich aus einer ungehinderten Nut-
zung des Internets durch Strafgefangene für die – interne so-
wie externe – Sicherheit ergeben können, schon deshalb nicht 
zu unterschätzen, weil sie gleichzeitig Belange des Opfer-
schutzes betreffen.23 Allein in praktischer Hinsicht kann die 
Kommunikation über das Internet zu unkontrollierbaren Au-
ßenkontakten führen und bietet somit selbstverständlich die 
Möglichkeit, Fluchtversuche zu planen.24 Auch das Begehen 
neuer Straftaten unter Zuhilfenahme des Internets (bspw. il-
legale Downloads, Hacking oder Online-Betrügereien) ist zu 
thematisieren.25 Im rechten Licht betrachtet wird jedoch eine 
differenziertere Sichtweise zu fordern sein. Denn von den ab-
strakten und potentiell möglichen Risiken des Internets sind 

16	 Theine, FS 2014, 161; Bode, ZIS 2017, 348, 352.
17	 Vgl. Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft 2011, S. 13.
18	 Theine, FS 2014, 161.
19	 Ebenso Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 128; zur Novel-

lierung des § 69 Abs. 2 StVollzG siehe Schwind/Goldberg, in: Schwind/Böhm/
Jehle/Laubenthal (Hrsg.), Kommentar zum Strafvollzugsgesetz, § 69 Rn. 2.

20	 Vgl. Wawzyniak, KritV 2012, 198, 207.
21	 Näher dazu Feest/Lesting in: Feest/Lesting/Lindemann (Hrsg.), Kommentar 

zum Strafvollzugsgesetz, § 3 Rn. 40 ff.
22	 Siehe nur Esser NStZ 2018, 121, 122.
23	 Treffend BeckOK Strafvollzug Bayern/Arloth, BayStVollzG Art. 35 Rn. 1.
24	 Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 133; Bode, ZIS 2017, 348, 

352.
25	 Ausführlich Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 133-134; 

ferner BeckOK Strafvollzug Bayern/Arloth, BayStVollzG Art. 35 Rn. 1.

diejenigen Gefahren zu unterscheiden, die letztlich bis in die 
Praxisanwendung durchschlagen. Das Entstehen tatsächli-
cher Missbrauchsmöglichkeiten ist demnach vornehmlich 
eine Frage der vollzugsorganisatorischen Ausgestaltung.26 
Eine generelle Tabuisierung des Internetzugangs aufgrund 
abstrakter Gefährlichkeit, wie sie u.a. von den oberen Gerich-
ten in Entscheidungen zu § 70 StVollzG (etwa in Bezug auf 
die Internetfähigkeit einer Nintendo Wii-Spielekonsole)27 
bisweilen erfolgt ist, greift daher zu kurz. Vielmehr ist insbe-
sondere aufgrund der Entscheidung des EGMR vom 17.1.2017 
im Fall Jankovskis v. Litauen28 davon auszugehen, dass im 
Rahmen einer vorzunehmenden Einzelfallprüfung dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nur noch dann ausreichend 
Rechnung getragen wird, wenn künftig von pauschalen Ver-
weigerungen abgesehen und stattdessen – praxisnah – auf 
die individuelle Eignung des Gefangenen und den mit der 
Internetnutzung verfolgten Zweck abgestellt wird.29 In die-
sem Kontext soll der Internetzugang für Strafgefangene zwar 
nicht per se an den freien Internetzugang in der Außenwelt 
angeglichen werden, aber zumindest einzelne Anwendungen, 
die einer angemessenen Sicherheitsprüfung zugeführt wer-
den, bspw. getunnelte Zugänge beim Onlinestudium oder 
Recherchetätigkeiten unter direkter Aufsicht, gilt es zu er-
möglichen.30 Dabei ist neben den Erfahrungen aus aktuellen 
Pilotierungen – u.a. dem in der Berliner Justizvollzugsanstalt 
Heidering laufenden Forschungsprojekt „Resozialisierung 
durch Digitalisierung“31 – und technischen Lösungen, wie 
sie bereits für den Arbeitsplatz entwickelt wurden, z.B. das 
Sperren bedenklicher Internetseiten oder das Auslesen des 
Browserverlaufs, auch an eine individuelle „Internet-Taug-
lichkeitsprüfung“ der Häftlinge als Ansatzpunkt zur Reduzie-
rung potentieller Risiken zu denken. Insofern wird man – auf 
diesen Umstand hatte bereits Knauer in seiner Monographie 
„Strafvollzug und Internet“ aus dem Jahr 2006 hingewiesen 
– auch nicht pauschal annehmen dürfen, dass das Internet 
im Vergleich zu weiteren Formen des Außenkontakts (z.B. 
Telefon, Schriftwechsel oder Besuche) eine besonders expo-
nierte Rolle einnimmt, sondern anerkennen müssen, dass 
alle aufgezählten Kommunikationsmittel eine Grundgefahr 
bergen und sich das Internet letztlich in diesen Gefahren-
bereich einreiht.32 Um zusätzlich für Sicherheit zu sorgen, 
lassen sich – dies stellen grundsätzlich alle Bundesländer mit 
Regelungen zur Internetnutzung bereits über vergleichbare 
Rechtsgrundverweisungen sicher33 – die rechtlichen Kont-
rollmöglichkeiten bei Schriftverkehr oder Telefongesprächen 
entsprechend nutzen.

26	 Ähnlich Theine, FS 2014, 161, die konstatiert, dass es nicht länger um die Frage 
des „ob“, sondern um die Frage des „wie“ einer vollzuglichen Umsetzung gehen 
muss; siehe weiter Esser, NStZ 2018, 121, 125 f.

27	 KG, Beschl. v. 28.12.2015 - 2 Ws 289/15 Vollz, BeckRS 2016, 02306.
28	 Beschwerde-Nr. 21575/08; abrufbar unter https://hudoc.echr.coe.int/

eng#{%22itemid%22:[%22001-170354%22]}, zuletzt abgerufen am 19.10.2017, 
mit Bespr. von Bode, ZIS 2017, 348 ff.

29	 Näher dazu Bode, ZIS 2017, 348, 350 ff.
30	 Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft 2011, S. 9.
31	 „Zum Stand der Digitalisierung im Berliner Vollzug“ referierte ausführlich 

Bärbel Bardarsky, Paritätischer Wohlfahrtsverband Berlin/Freiabonnements für 
Gefangene e.V. 2017, S. 11-15.

32	 Verlagerung des Risikos; Knauer 2006, S. 92; ähnlich Justizvollzugsbeauftrag-
ter des Landes NRW 2015, S. 133.

33	 In den landesgesetzlichen Regelungen, die auch eine Internetnutzung be-
treffen, findet sich die Formulierung: „Die Bestimmungen dieses Abschnitts 
gelten entsprechend“, so bspw. in § 36 StVollzG M-V. Nur Hessen weicht in § 
36 Abs. 1 S. 2 HStVollzG von diesem Grundsatz ab, was jedoch nicht bedeutet, 
dass eine Anwendung von Kontrollmöglichkeiten der übrigen Außenkontakt-
formen grundsätzlich ausgeschlossen ist.
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c) Zusammenfassung und Ergebnis
Wie zuvor gezeigt, sind für eine Bereitstellung des Internets 
für Strafgefangene neben den kontextualen Bedingungen, im 
Besonderen der strafvollzugliche Umgang mit anderen Me-
dien, vor allem die praktischen Implikationen auszuloten – 
so fordert es bereits der in allen Landesgesetzen formulierte 
Zielkonflikt.34 Eine nicht von der Hand zu weisende Voraus-
setzung ist dabei, dass sich die einzelnen Nutzungsmöglich-
keiten sinnvoll – d.h. beherrschbar mit Blick auf ihre Ge-
fahren – in das „geschlossene Ökosystem“ des Strafvollzugs 
einfügen. Aus dieser Sicht sind vor allem Internetanwendun-
gen zur Förderung der Aspekte Arbeit, (Fort-)Bildung und 
soziale Außenkontakte hervorzuheben, da sie maßgeblich 
zu einer Verbesserung der Haftbedingungen sowie einem 
vorteilhaften Verlauf des Resozialisierungsprozesses beitra-
gen können.35 Streng genommen kann in diesen Bereichen 
fast nur noch das Internet den Bedürfnissen der Häftlinge 
auf zeitgemäße Art und Weise gerecht werden. Besondere 
Bedeutung für den Resozialisierungsprozess kommt dem 
Internet ferner i.R.d. sog. Übergangsmanagements zu. Um 
einen „bruchlosen“ Übergang des Gefangenen in die Freiheit 
zu gewährleisten, ist ein interdisziplinäres Zusammenspiel 
von ambulanten und stationären Unterstützungsleistungen 
notwendig,36 wobei sich auch die Nutzungsmöglichkeiten 
einzelner Internetanwendungen – etwa behördliche On-
line-Angebote oder Anwendungen für die spätere Arbeits- 
und Unterkunftssuche – fruchtbar machen lassen. Der 
Gefangene ist in erhöhtem Maße angehalten, Eigenverant-
wortung zu übernehmen, wodurch es den Verantwortlichen 
– auf ressourcenschonende Weise – zugleich leichter gelingen 
kann, dessen individuelle Bedürfnisse zu berücksichtigen.37 
Denn weiterhin gilt: Die Resozialisierung von Strafgefan-
genen stellt keinen einseitigen Prozess dar, an dessen Ende 
ein unvermittelt großer Zuwachs von persönlichen Freihei-
ten folgt. Vielmehr sollte seitens der Anstalt darauf geachtet 
werden, dass bereits in der Frühphase der Inhaftierung ge-
eignete Resozialisierungsmaßnahmen bestehen und in deren 
Rahmen (begrenzte) Freiheiten gewährt werden. Nur durch 
dieses Zusammenspiel lässt sich eine stetig motivierende 
Erweiterung des individuellen Handlungsspielraums der Ge-
fangenen bewirken, in deren Kontext auch das Internet u.a. 
zu Fort- und Weiterbildungszwecken (bspw. im Rahmen sog. 
eLiS-Anwendungen)38 als Resozialisierungsfaktor Platz grei-
fen und schädliche Haftfolgen abmildern sollte.

Zugegebenermaßen wird auf Ebene der praktischen Um-
setzung speziell über technische Lösungen in Anbetracht der 
Kostenbelastung für die Anstalten im Detail weiterhin zu 
diskutieren sein. Auch die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen bei einer möglichen „Totalüberwachung“ des 
internetnutzenden Strafgefangenen erscheint keineswegs 
unproblematisch.39 Gleichwohl existieren nach heutigem 

34	 Zu Recht kritisch in Bezug auf einzelne landesgesetzliche Ausprägungen, wo-
nach das duale Vollzugsziel von Resozialisierung und Schutz der Allgemeinheit 
abweichende Akzentuierungen erfährt Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/
Neubacher/Verrel (Hrsg.), Strafvollzugsgesetze, B Rn. 28 ff.

35	 Vgl. erneut Institut für Bildung in der Informationsgesellschaft 2011, S. 13-17.
36	 Best, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal (Hrsg.), Kommentar zum Strafvoll-

zugsgesetz, Vor § 71 Rn. 6; Cornel, BewHi 2012, 286 ff.
37	 Siehe dazu Justizvollzugsbeauftragter des Landes NRW 2015, S. 132.
38	 Zu den rechtstatsächlichen Entwicklungen auf diesem Gebiet siehe etwa 

Knauer, Zeitschrift für soziale Strafrechtspflege 50 (2015), 54, 60-61; zum 
eLiS-Projekt ausführlich Dathe-Morgeneyer/Pfeffer-Hoffmann, BewHi 2010, 
42, 43 ff.

39	 So bereits Knauer, Zeitschrift für soziale Strafrechtspflege 50 (2015), 54, 65.

Stand der Technik ausreichende Möglichkeiten, um Miss-
brauchsrisiken und sich daraus ergebende Gefahren der In-
ternetnutzung weitgehend zu minimieren. Eingedenk dessen 
fällt die Abwägung zwischen Resozialisierungschancen und 
Sicherheitsgefahren einer Internetnutzung durch Strafge-
fangene zugunsten des Chancenpotentials aus. Das Internet 
fördert durch seine Vielzahl von Nutzungsmöglichkeiten 
zentrale Aspekte der Resozialisierung; tatsächliche Gefahren 
hingegen scheinen mit Blick auf die vollzugliche Sicherungs-
aufgabe handhabbar.

Im Ergebnis folgt daraus, dass es zu einer weitergehen-
den Schaffung von Nutzungsmöglichkeiten des Internets in 
deutschen Haftanstalten kommen muss.40 „All dies setzt na-
türlich einen entsprechenden staatlichen Gestaltungswillen 
und Mut zur Neubesinnung voraus“,41 wie es im Tätigkeits-
bericht des Justizvollzugsbeauftragten des Landes NRW Mi-
chael Kubnik aus dem Jahr 2015 zutreffend heißt.

3. Schlussfolgerung

Die vorgebrachten Erwägungen legen in der Gesamtschau 
den Schluss nahe, dass es weiterer Investitionen sowie einer 
Reform der Gefängnisinfrastruktur bedarf, um eine ange-
messene Wahrung der Gefangenenrechte im Bereich Neuer 
Medien auch für die Zukunft sicherzustellen.42 Aus Resozia-
lisierungsgründen ist der Zugang zum Internet im Strafvoll-
zug bereits jetzt dringend erforderlich. Die Erprobungen in 
laufenden Pilotprojekten bilden hierfür zwar eine gute Ori-
entierungsgrundlage, gleichwohl müssen kriminalpolitische 
Forderungen nach einer Internetnutzung durch Strafgefan-
gene beharrlich lauter werden.43 Schließlich kann es nicht 
sein, dass dieser unbefriedigende Zustand andauert, wäh-
rend die „digitale Kluft“44 zwischen Vollzug und Außenwelt 
weiter wächst.
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In den letzten Jahrzehnten gab es verschiedene Bestrebungen, die soziale Integration von straffällig gewordenen Personen 
zu verbessern. Bundesweit wurden unterschiedlichste Konzepte und Strategien entwickelt, angefangen mit beruflicher 
Qualifizierung als Integrationsziel bis hin zu einem umfassenden sozialintegrativen Konzept. Gleichzeitig lassen sich gesell-
schaftspolitisch vermehrt Forderungen nach Strafen, Punitivität und damit einer sicherheitsorientierten Kriminalpolitik 
wahrnehmen. In dieser Perspektive wird die Bestimmung der Aufgabe der Straffälligenarbeit unter der Beobachtung der 
Öffentlichkeit, Medien und Kriminalpolitik neu definiert.
So lässt sich in den letzten Jahren ein Trend hin zu einer defizitorientierten Betrachtung der straffällig gewordenen Per-
sonen feststellen. In diesem Konzept dominiert der Aspekt der Risikoabschätzung der Klienten und damit der Blick auf 
Strategien der Kontrolle. Ergebnisse aus der sozialwissenschaftlichen sowie kriminologischen Forschung zeigen einen alter-
nativen Weg auf. Lebenslauforientierte Ansätze fragen weniger nach den ätiologischen Ursachen, sondern richten den Blick 
auf unterschiedliche mögliche Entwicklungswege und berücksichtigen fördernde sowie hindernde Faktoren und Situatio-
nen. Nach den bisherigen Ergebnissen der Desistance-Forschung (Ausstiegs-Perspektive) scheinen Interventionen in Form 
von Unterstützung und Betreuung, um straffällig gewordene Personen zur Veränderung der Persönlichkeit und des eigenen 
Selbstkonzeptes zu motivieren, wie auch die Übernahme von Verantwortung für sich selbst und sein Leben, wirkungsvoller 
zu sein. In dieser Perspektive soll die Handlungsfähigkeit der eigenen Person erhöht, die Ressourcen verbessert und dadurch 
Handlungsspielräume entwickelt bzw. wiedergewonnen werden.
Soziale Integration bzw. Wiedereingliederung wird hier nicht nur als ein Prozess der Erlangung von Wohnung, Einkommen 
und Arbeit verstanden, sondern als aktive Integration – als neue soziale Einbindung, Anerkennung sowie Wiedergutma-
chung. Der Perspektivwechsel erfordert die Einbeziehung von weiteren Personengruppen und Institutionen sowie eine res-
sortübergreifende Zusammenarbeit. In dieser Perspektive wird die Betrachtungsweise auf straffällig gewordene Person um 
den Blick auf das soziale Umfeld sowie die lokale und regionale Einbettung erweitert. Neben der sozialen Einbettung und 
sozialen Netzwerken wird vermehrt die Frage nach einer gemeindeorientierten Wiedereingliederungspolitik (community 
justice) gestellt. Straffälligenarbeit wird hierbei als gemeinschaftliche Aufgabe und damit als gemeindebezogene Kriminal-
politik verstanden, in der es auch um Fragen der Wiedergutmachung des Schadens in der Gemeinde geht.
Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die Soziale Arbeit? Welche (neuen) Methoden und Modelle von Intervention 
sind erfolgversprechend? Was wissen wir aus dem Bereich der Wirkungsforschung („what works“) und der Desistance-For-
schung („how it works“)? Welche Merkmale, Mechanismen und Situationen sind es, die zu einem Ausstieg führen? Welche 
Chancen ergeben sich durch den Prozess der Digitalisierung? Mit diesen und weiteren Fragen wollen wir uns auf der 23. 
DBH-Bundestagung auseinandersetzen.
Neben den Plenarvorträgen ermöglichen Workshops sowie Thementische einen Austausch und eine Diskussion über ver-
schiedene Modelle, Arbeitskonzepte und neue Strategien im Umgang mit straffällig gewordenen Personen.

9	  https://www.dbh-online.de/dbh-bundestagung
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Maida Dietlein 

Positive Peer Culture in der JVA Adelsheim
Ein pädagogisches Projekt im geschlossenen Jugendstrafvollzug

Gemäß § 12 Abs.1 Justizvollzugsgesetzbuch Baden-Würt-
temberg (JVollzGB) Buch IV soll der Jugendstrafvollzug in 
Baden-Württemberg in Wohngruppen stattfinden, die ent-
sprechend dem individuellen Entwicklungsstand und Er-
ziehungsbedarf der jungen Gefangenen zu bilden sind. In 
dieser Wohngruppe sollen insbesondere Werte, die ein so-
zialverträgliches Zusammenleben ermöglichen, gewaltfreie 
Konfliktlösungen, gegenseitige Toleranz und Verantwortung 
für den eigenen Lebensbereich vermittelt und eingeübt wer-
den (§12 Abs. 3 JVollzGB IV). Dabei sollen die Gefangenen 
u.a. gemeinsam von und mit Gleichaltrigen lernen und für 
die eigenen Angelegenheiten Verantwortung übernehmen  
(§ 2 Abs. 6 JVollzGB IV).

Leider erfüllt in der JVA Adelsheim kein einziges Haus 
des geschlossenen Vollzugs von der Größe und Aufteilung der 
Räume wie auch der personellen Ausstattung her die Voraus-
setzungen für einen regelgerechten Wohngruppenvollzug im 
obigen Sinn.

Die Jugendstrafanstalt Adelsheim, die einzige Jugend-
strafanstalt des Landes Baden-Württemberg mit 417 Haft-
plätzen, verfügt über insgesamt elf Vollzugshäuser. In fünf 
Vollzugshäusern findet geschlossener Jugendstrafvollzug 
statt. Bei der Belegung dieser Häuser wurde über viele Jahre 
hinweg versucht, im Wesentlichen nach Alter und Vollzugs-
erfahrung der Gefangenen zu unterscheiden. Dies bedeu-
tete, dass in einem Haus, dem Haus E1 mit 48 Haftplätzen, 
regelmäßig die jüngsten und lebhaftesten Gefangenen un-
tergebracht waren, die ständig Reibereien hatten, Blödsinn 
anstellten und tagsüber wie nachts das Personal mit Geschrei 
und Beleidigungen beschäftigten. Zuständig waren je zwei 
Mitarbeiter des Allgemeinen Vollzugsdienstes in Früh- und 
Spätdienst und vom Sozialdienst eine Mitarbeiterin, die 
mit einem Arbeitskraftanteil von 25% vom psychologischen 
Dienst unterstützt wurde.

Diese Situation hatte zunehmend zur Folge, dass Neu-
zugänge möglichst nicht in dieses unruhige Haus wollten 
und das Personal stark belastet war. Nahezu täglich mussten 
Disziplinarfälle bearbeitet werden. Beziehungsarbeit, wie sie 
zur Erziehung im Jugendstrafvollzug gehört, konnte kaum 
stattfinden.

Mit Zustimmung des Justizministeriums, finanziel-
ler Unterstützung der Baden-Württemberg Stiftung und 
Personal des Christlichen Jugenddorfwerks (CJD), das den 
Jugendstrafvollzug in freien Formen in Creglingen (Projekt 
Chance e.V.) durchführt, entstand die Idee, im geschlosse-
nen Adelsheimer Jugendstrafvollzug im Rahmen eines Pro-
jekts eine Art Wohngruppenvollzug mit entsprechendem 
erzieherischen Angebot auszuprobieren. Dabei sollte geprüft 
werden, ob der pädagogische Ansatz  einer fördernden Grup-
penkultur (positive peer culture) im geschlossenen Jugend-
strafvollzug umgesetzt und damit den oben genannten ge-
setzlichen Vorgaben entsprochen werden kann.

Als Ort dieses Versuchs wurde das Haus E1 ausgewählt.
Nachdem die Baden-Württemberg Stiftung 2014 die er-

forderlichen Mittel bewilligt hatte, erhielt das CJD mit seiner 
Einrichtung Projekt Chance im CJD Creglingen den Auftrag, 

zusammen mit der JVA ein entsprechendes Konzept zu erar-
beiten und umzusetzen. Mit der Evaluation wurde Herr Prof. 
Dr. Schrapper vom Institut für Pädagogik der Universität 
Koblenz-Landau beauftragt.

Vorbereitung und Beginn

Wichtige Voraussetzung für die Implementierung dieses für 
den geschlossenen Vollzug neuen, für Personal wie Gefange-
ne fremd erscheinenden Projektes war, dass das Personal des 
betreffenden Hauses und die Gefangenen zu diesem Versuch 
bereit waren.

Nach ersten Informationen über das Kommende erklär-
ten sich im Herbst 2014 alle ständigen Mitarbeiter*innen des 
Hauses E1 bereit, ins „kalte Wasser“ zu springen. Zusätz-
lich bewarben sich zur Ergänzung des Stammpersonals des 
Allgemeinen Vollzugsdienstes vier junge Kollegen als sog. 
Springer für diese Aufgabe. Die Mitarbeiter*innen konnten 
beim Projekt Fördernde Gruppenkultur im Jugendstrafvoll-
zug in Creglingen hospitieren. Beim CJD erhielten sie eine 
RAP-Schulung (Respekt als Antwort und Prinzip). Es wur-
de der Steuerkreis gegründet, dem neben Herrn Horneber, 
Frau von Manteuffel und Herrn Oldekop von Projekt Chance 
Creglingen, Mitarbeiterinnen des Hauses E1 und die stellver-
tretende Leiterin der JVA Adelsheim angehören. Der Steuer-
kreis begleitet das Projekt leitend, hat im Auftrag des CJD 
zwei Mitarbeiterinnen – eine Sozialarbeiterin und eine Psy-
chologin – eingestellt und hält regelmäßig Kontakt zu Herrn 
Prof. Dr. Schrapper bzw. seinen Mitarbeiterinnen.

Offizieller Beginn des auf drei Jahre angelegten Projekts 
war am 2.3.2015. Die externen Mitarbeiterinnen (Gruppen-
prozessverantwortliche für je ein Stockwerk) wurden Mit-
glieder der Hauskonferenz, die traditionell über Anträge, den 
Erziehungsplan und Verlegungswünsche der Gefangenen 
entscheidet. 

Am 3.und 4.3.2015 nahmen alle an dem Projekt Betei-
ligten an einer Tagung zur Konzeptionsschulung und erster 
Teambildung teil, bei der wir über die Entstehung und Grund-
gedanken fördernder Gruppenkultur informiert wurden. Sie 
setzen an den Stärken der Jugendlichen an und sehen die 
Peer Group als zentrale Ressource für die Jugendlichen und 
als pädagogisches Potential an (Quelle von Selbstbestätigung 
zum Aufbau eines positiven Selbstbildes).

Im Mittelpunkt steht der Circle of Courage (Kreis der 
Stärke), ein Modell für die Stärkung der Jugend, das indige-
nen Kulturen entstammt. Dieses Modell wird durch einen 
Kreis, das Medizinrad, dargestellt, in dem in vier Quadran-
ten die vier Grundwerte Zugehörigkeit, Meisterschaft, Un-
abhängigkeit und Großzügigkeit verbunden sind und die im 
Gleichgewicht stehen sollen. Jeder Quadrant steht für einen 
zentralen Wert einer Umgebung, die alle Jugendlichen bean-
spruchen und zurückfordern können.

Auf der Grundlage dieser Informationen trafen die Ta-
gungsteilnehmer*innen bereits erste Vereinbarungen zu 
Umsetzungsmöglichkeiten im Rahmen der JVA Adelsheim. 
Die künftigen Regeln des Miteinanders sollten dann mit den 
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Gefangenen erarbeitet und festgelegt werden.
Nach ersten Informationen waren die meisten Gefan-

genen im Haus E1 interessiert und wollten mitmachen. Die 
beiden Mitarbeiterinnen des CJD wurden parallel mit den 
Möglichkeiten, aber auch Grenzen des Strafvollzugs ver-
traut gemacht. Am 16.3.2015 fand ein erster Fachtag mit Prof. 
Larry Brendtro, (einer der „Väter“ von P.P.C.) statt. Neben der 
Darstellung seines pädagogischen Ansatzes berichtete er zu-
nächst den Bediensteten der JVA von seinen Erfahrungen. 
Im Anschluss traf er sich mit den Gefangenen im Haus E1 zu 
einer Gesprächsrunde.

Die ersten Monate waren, neben dem Alltag des Hauses, 
mit organisatorischen Fragen (welche Abläufe des bisherigen 
Alltags können wie verändert werden, welche Angebote pas-
sen in die üblichen Zeiten von Arbeit, Hofgang und Freizeit 
u.s.w.), der Teambildung unter den Erwachsenen und diver-
sen Anschaffungen angefüllt. Neu eingeführt wurden mehr-
mals wöchentliche Meetings mit allen Bewohnern des jewei-
ligen Stockwerks. Ein erster Wochenplan entstand, in dem 
verpflichtende und freiwillige Angebote festgehalten wurden.

Recht schnell konnten mit den Gefangenen die Grundnor-
men des Zusammenlebens erarbeitet werden, die da lauten:

¡¡ Wir gehen respektvoll miteinander um!
¡¡ Wir nehmen Rücksicht aufeinander!
¡¡ Wir helfen Anderen, wenn sie Probleme haben!
¡¡ Wir üben keine körperliche oder psychische Gewalt aus!
¡¡ Wir behandeln unser Eigentum und das der Anderen 

sorgfältig!
¡¡ Wir sprechen Probleme offen an!

Da keiner der Beteiligten bisher mit diesem pädago-
gischen Ansatz gearbeitet hatte, eine neue Kultur aus der 
Gefängnis(sub-)kultur entwickelt werden und externe Kräf-
te sich in das geschlossenen System Gefängnis einarbeiten 
mussten, gab es in den ersten Monaten immer wieder Prob-
leme. Es wurden hohe Anforderungen an die Geduld, an die 
Kommunikationsfähigkeiten – auch außerhalb der Dienst-
zeit – gestellt. Zu Irritationen der Erwachsenen führte der 
teilweise extreme Stimmungswechsel der Jugendlichen, ihre 
hohe Anspruchshaltung und geringe Bereitschaft zur Mitwir-
kung und gleichermaßen die teilweise negative Stimmung bei 
Kollegen aus anderen Vollzugshäusern über die Sondersitu-

ation im Haus E1 mit deutlich besserer 
Personalausstattung bei vergleichsweise 
geringerer Belegung.

Ein erster wesentlicher Beitrag zur 
Wertschätzung war gleich zu Anfang 
die Schaffung eines gemeinsamen Rau-
mes, in dem sich die Erwachsenen und 
die Jugendlichen treffen und wohlfüh-
len können. So wurde als erstes Projekt 
das gemeinsame Streichen der Gemein-
schaftsräume im Haus in Angriff ge-
nommen. Farbauswahl und Gestaltung 
wurde von den Gefangenen bestimmt. 
Bald danach haben sie unter Anleitung 
Sitzmöbel für den Meetingraum herge-
stellt.

Leider zeigte sich aber auch, dass 
die Aufnahme der bisherigen Bewohner 
des Hauses E1 in das Projekt problema-
tisch war. Nach verschiedenen Verstö-
ßen gegen die Grundnormen mussten 

etliche Gefangene der ersten Stunde das Haus verlassen. Die 
Regeln der Subkultur waren noch allgegenwärtig, zumal der 
Besuch von Schule oder Ausbildung zusammen mit Gefange-
nen anderer Häuser erfolgte (und erfolgt).

Schwierig war auch die Gruppengröße und damit wieder-
holt Thema im Steuerkreis.

Die Idealvorstellung, mit fünf Gefangenen pro Stockwerk 
anzufangen, konnte angesichts der Größe des Hauses und der 
Gesamtbelegung der JVA  nicht realisiert werden. Die Zahl 
der Gefangenen pro Stockwerk betrug zunächst acht, musste 
aber nach einigen Monaten wegen der gestiegenen Belegung 
der JVA auf zehn angehoben werden. Inzwischen sind pro 
Stockwerk maximal zwölf Jugendliche untergebracht. Diese 
Erhöhungen erfolgten jeweils in Absprache mit den am Pro-
jekt Beteiligten, wobei auf die jeweilige Entwicklung in den 
Gruppen Rücksicht genommen werden konnte.

Wichtig für das Team war auch zu vereinbaren, welche 
Jugendlichen aufgenommen werden. Es wurde ein Bewer-
bungsformular entwickelt, das die Ziele des Projekts enthält 
und die Fähigkeiten des Bewerbers erfragt. Es ist von den Ju-
gendlichen auszufüllen, sie unternehmen damit einen ersten 
Schritt zur Selbstverantwortung. Voraussetzungen für die 
Aufnahme sind: der Bewerber ist motiviert, am Programm 
der Gruppe teilzunehmen, er akzeptiert die bestehenden 
Gruppennormen und Regeln, seine Mindestverweildauer be-
trägt noch sechs Monate und er spricht ausreichend Deutsch, 
um aktiv an den Meetings und dem Gruppengeschehen teil-
nehmen zu können. Ausgeschlossen sind Gefangene, die psy-
chiatrisch behandlungsbedürftig sind, bei denen ein hohes 
Aggressionspotential beobachtbar ist oder die mit erhebli-
chen subkulturellen Aktivitäten aufgefallen sind.

Nach Eingang der Bewerbung führt mindestens ein Mit-
glied der Hauskonferenz ein Gespräch mit dem Gefangenen. 
Im Anschluss entscheidet die Hauskonferenz, ob und wann 
der Bewerber aufgenommen werden kann.

Heutige Situation nach fast drei Jahren  
Projektzeit

Das Projekt ist in der JVA gut angekommen, wird angenom-
men und hat sich ständig weiterentwickelt. Kritische oder gar 
abfällige Bemerkungen gegenüber den Kolleg*innen des Hau-
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ses E1 sind verstummt. Im Gegenteil: die vertretungsweise 
Diensteinteilung im Haus E1 wird wegen der dortigen Ruhe 
geschätzt.

Die erwachsenen Projektteilnehmer*innen haben sich 
zu einem eingeschworenen Team entwickelt. Jeder kann sich 
auf den anderen verlassen und einschätzen, wie dieser eine 
bestimmte Situation bewältigen würde; eine wichtige Ent-
wicklung angesichts des regelmäßigen Wechsels von Früh- 
und Spät-, Wochenend- und Nachtdienst. Intensive Kommu-
nikation hat wesentlich dazu beigetragen. 

Der regelmäßige Wochenplan ist selbstverständlich und 
bedeutet Orientierung für alle. Die Einführung, gemeinsam 
ein Wochenziel zu vereinbaren (z.B. gutes Gruppenklima1), 
das die Gruppe erreichen muss, damit gemeinsames Kochen, 
zusätzlicher Sport o.ä. stattfinden kann, hat deutlich zur Sta-
bilisierung beigetragen. Wesentlich war auch die Einführung 
von Feedbackgesprächen mit jedem einzelnen Jugendlichen. 
Am Ende der Woche findet nach Vorbereitung durch den 
Stockwerkssprecher in Begleitung einer Gruppenprozess-
verantwortlichen eine Wochenauswertung2 statt. Erstaun-
lich ist, wie oft und offen Jugendliche über eigene Probleme 
im Meeting sprechen und welches Engagement von ihnen 
in ihrer Freizeit entwickelt wurde, bei der Gestaltung ihres 
Hauses mitzuwirken (z.B. farbliche Gestaltung der Wände 
im Eingangsbereich, Errichtung eines Grillplatzes, Streichen 
aller Schränke und Hafträume des Hauses u.a.). Es wurden 
immer mehr Funktionen eingeführt, die teilweise wöchent-
lich wechseln oder auch länger ausgeübt werden, wie z.B. der 
Facility-Manager, der Fairness-Beauftragte für die X-Box, der 
Küchenbeauftragte u.a. Wie in allen anderen Häusern werden 
Stockwerkssprecher gewählt, die im Haus E1 vielfältige Auf-
gaben haben. Schon nach den ersten Monaten haben sie es 
übernommen, Neuzugängen das Haus zu zeigen, die Regeln 
mitzuteilen, die Listen für die Gruppenangebote zu führen, 
das Meeting zu protokollieren. Auf Initiative der Jugend-
lichen hatte sich in einem Stockwerk zunächst inoffiziell, 
dann aber offiziell eine Schlichtungsgruppe im Interesse des 
Gruppenklimas gebildet. Eindrucksvoll ist das Engagement 
für Mitgefangene, die traurig sind oder Sorgen haben. Die 
Gruppe versucht, ihre schwächsten Mitglieder mitzuziehen, 
gibt aber hin und wieder auf, wenn diese nicht bereit oder 
auch nicht in der Lage sind, die Gruppenregeln einzuhalten, 
z.B. wiederholt das Meeting stören, andere regelmäßig belei-
digen o.ä. Wichtig ist es, die Bemühungen zu sehen und die 
engagierten Gefangenen zu stützen, sie auch nicht zu über-
fordern. Im Vergleich zu den anderen Häusern des geschlos-
senen Vollzugs herrschen im Haus E1 fast paradiesische Ver-
hältnisse. Trotzdem kommt es hin und wieder auch zwischen 
den Gefangenen zu körperlichen Auseinandersetzungen oder 
auch sonstigen Verstößen gegen die Gruppennormen, die 
bereits bei dringendem Verdacht zum Abbruch des Projekts 
beim Einzelnen führen können.

Das Personal, das immer wieder viel Geduld und Flexibi-
lität aufbringen muss, lässt sehr viel mehr Nähe zu als früher. 
Man sitzt beispielsweise gemeinsam am Tisch und isst, was 
ansonsten im geschlossenen Vollzug unüblich ist. Diese Nähe 
hat aber zur Folge, dass die Enttäuschung bei erheblichen 

1	 Definition der Hauskonferenz: Einhalten von Grundnormen; gegenseitige Hilfe 
und Unterstützung; es darf Konflikte geben, jedoch sollen diese zeitnah und 
ohne Gewalt gelöst werden; Lösungen für negative Dinge finden; Einhalten der 
Regeln (Meetingregel); Gruppenangebot soll zivilisiert ablaufen.

2	 Wochenauswertung: Hierbei wird erfragt: Wer hat sich vorbildlich verhalten? 
Was war nicht so gut? Was kann verbessert werden?

Verstößen gegen die Gruppennormen u.U. groß ist und die 
Betroffenen Unterstützung und 
Ermutigung brauchen.

Ohne der Evaluation von 
Herrn Prof. Dr. Schrapper vor-
zugreifen: Unabhängig von Auf- 
und Abwärtsentwicklungen im 
Gruppenprozess ist das Haus 
E1 nicht nur zu einem der ru-
higsten der JVA geworden; die 
Bewohner sind freundlich ge-
genüber jedem, der das Haus be-
tritt und stellen es Interessen-
ten begeistert vor. Sie sind stolz 
auf „ihr“ Haus und das, was sie 
geschafft und geschaffen haben. 
Meinungsverschiedenheiten, 
die früher regelmäßig handfest 
geklärt wurden, werden jetzt häufig im Meeting verbal und 
mit erstaunlicher Offenheit geklärt; ein kleines Wunder an-
gesichts des jungen Alters der beteiligten Gefangenen. Das 
Personal, auch die Kollegen des uniformierten Dienstes, sind 
zu Vertrauenspersonen geworden. Folge ist: Es gibt nur noch 
selten Disziplinarfälle, kaum noch Schreie aus dem Haus, 
nicht mal an Silvester, keine Beleidigungen oder gar Über-
griffe auf das Personal. 

Ausblick

Es hat sich erwiesen, dass Erziehungs- bzw. Beziehungsarbeit 
auch im geschlossenen Jugendstrafvollzug im Sinn der an-
fänglich genannten Vorschriften des JVollzGB IV möglich ist, 
trotz ungünstiger baulicher Verhältnisse. Voraussetzung sind 
aber kleinere Gruppen und zusätzliches Personal, das für die 
Jugendlichen da und von bürokratischen Erfordernissen 
weitgehend freigestellt ist.

Das Projekt hat sich so gut entwickelt, dass die Mitglie-
der der Hauskonferenz eine Fortsetzung anstreben und die 
Anstaltsleiterin überzeugt haben, einen Fortsetzungsantrag 
bei der Baden-Württemberg Stiftung gGMBH zu unterstüt-
zen. Im Interesse des Übergangsmanagements soll ein weite-
rer Mitarbeiter als Integrationsmanager eingestellt werden, 
der den Jugendlichen bekannt ist, mit der Bewährungshilfe 
zusammenarbeitet, eine Art Nabelschnur bildet, über die der 
Einzelne soweit notwendig Unterstützung durch Vertraute 
erfährt.

Inhaltlich soll das Programm um die Methode des Peer 
Group Counseling3 erweitert werden: „Es handelt sich dabei 
um eine strukturierte Beratungsmethode, bei der junge Men-
schen in regelmäßigen Treffen lernen, für sich selbst und die 
Gruppe Verantwortung zu übernehmen, einander zu beraten 
und sich gegenseitig zu unterstützen. Der Erwachsene über-
nimmt dabei die Rolle eines Beobachters und Begleiters für 
Anregungen und Korrekturen auf prosoziale Werte und gibt 
der Gruppe Raum, anhand der Anliegen der Jugendlichen ei-
nen Beratungsprozess durchzuführen.“

3	 http://www.cjd-creglingen.de/weiterbildung/peer-group-counseling.

Maida Dietlein 

stellvertretende Leiterin der 

JVA Adelsheim

maidachim@t-online.de
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Britta Baumeister: Gewalt im Jugendstrafvollzug
Kölner Schriftenreihe zur Kriminologie unzur Kriminalpolitik Band 20
Nomos Verlag Baden-Baden 2017, 218 Seiten, broschiert, 59,00 €, ISBN 978-3848733682

Zu den kriminologischen Selbstverständlichkeiten zählt die 
Erkenntnis, dass Gewalterfahrungen während der Ver-
büßung von Jugendstrafe mit dem das Jugendstrafrecht 
dominierenden Erziehungsgedanken unvereinbar sind. 
Gleichwohl gehören sowohl tätliche Übergriffe als auch die 
Ausübung psychischen Zwangs unter Häftlingen zur tägli-
chen Realität in Jugendstrafanstalten. Baumeister belegt 
mit ihrer von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der 
Universität Köln angenommenen Dissertation „Gewalt im 
Jugendstrafvollzug“ auf Grundlage von ihr ausgewerteter 
Studien und eigener Untersuchungen, dass die allgegen-
wärtige Gewalt unter jugendlichen und heranwachsenden 
Häftlingen sich überwiegend nicht als Exzesstaten darstellt, 
sondern in der Regel durch Formen einfacher körperlicher 
Gewalt geprägt ist, die allerdings in weiten Teilen von den 
Vollzugsbediensteten nicht wahrgenommen wird und daher 
sanktionslos bleibt. 

Zum Einstieg in die Thematik zitiert Baumeister ein 
Palindrom des deutschen Lyrikers Walther von der Vogelwei-
de, welches die historische Dimension der Diskussion über 
die schädlichen Wirkungen von Gewalt als Erziehungsmittel 
gut erkennen lässt. Im Anschluss beschreibt die Verfasserin 

die von ihr zur Durchführung 
der Studie gewählte Vorgehens-
weise, die sie schließlich zu 
kriminalpolitischen Schlussfol-
gerungen führen soll. 

Im ersten Teil der Be-
arbeitung stellt die Autorin 
umfassend und präzise die 
wesentlichen nationalen und 
anglo-amerikanischen Hell- und 
Dunkelfeldstudien über Gewalt 
im Justizvollzug vor. Der 
Verfasserin gelingt es hierbei, 
die methodischen Unterschiede 
der jeweiligen Studien sowie die 
jeweilige spezifische Relevanz 
für die Gewalt im Jugendvoll-

zug verständlich zu erläutern. Im Anschluss beschreibt die 
Verfasserin die Rolle und Bedeutung von Gewalt für subkul-
turelle Strukturen in den Haftanstalten. In diesem Zusam-
menhang zeigt Baumeister schlüssig ein Paradoxon des Ju-
gendstrafrechts auf, welches darin zu erkennen ist, dass die 
Sanktion der Jugendstrafe nur mit äußerster Zurückhaltung 
angewendet werden darf, auf diese Weise aber zugleich eine 
negative Auslese unter straffälligen Jugendlichen und Heran-
wachsenden bewirkt wird, so dass es sich bei den tatsächlich 
in einer Jugendstrafanstalt Inhaftierten um eine „Elite der 
Normbrüchigen“ mit erheblicher krimineller Vorerfahrung 
handelt. Als prägendes Merkmal der Gefangenensubkultur 
hebt die Verfasserin die sog. „Zinker-Doktrin“ hervor, aus 
der ein absolutes Verbot folge, Übergriffe oder andere Fehl-
verhaltensweisen durch Häftlinge dem Vollzugspersonal zu 
melden. Dementsprechend gilt eine solche Anzeige – un-

abhängig davon, ob diese als Opfer oder Zeuge erfolgt – als 
unverzeihlicher Verrat, mit dem sich der Aussagende als sog. 
„Zinker“ selbst aus der informellen hierarchischen Ordnung 
der Gefangenen heraus begibt und infolgedessen mit der 
schikanösen Maßregelung durch Mithäftlinge rechnen muss. 
In der anschließenden kriminologischen und juristischen 
Analyse schwerster Gewaltexzesse im Jugendvollzug in der 
Bundesrepublik gelangt die Verfasserin zu dem Ergebnis, 
dass sich als besonders gefährdeter „Opfertyp“ derjenige 
Gefangene herauskristallisieren lasse, der wegen weniger 
schwerwiegender Delikte zu einer kürzeren Jugendstrafe 
verurteilt worden ist und eher zurückhaltend und ohne 
Behauptungswillen im Umgang mit anderen Gefangenen 
auftritt. Baumeister fordert daher, dass Präventionsmaßnah-
men sich nicht nur an potentiellen Tätern orientieren dür-
fen, sondern gerade auch auf die rechtzeitige Beobachtung 
eines typischen Opferverhaltens im Justizvollzug ausgerich-
tet sein müssen. Die den Vollzugsbediensteten obliegende 
Verpflichtung, die Gefangenen vor wechselseitigen Über-
griffen zu schützen, unterstreicht die Verfasserin mit der 
Erläuterung der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung zu 
den staatlichen Schutzpflichten im Justizvollzug. 

Zu Beginn des empirischen Teils der Bearbeitung stellt 
Baumeister das am Kriminologischen Forschungsinstitut 
der Universität Köln umgesetzte Forschungsprojekt „Gewalt 
und Suizid im Jugendstrafvollzug“ vor, welches als Längs-
schnittstudie die tatsächlichen Rahmenbedingungen von 
Gewaltphänomenen in verschiedenen Jugendstrafanstalten 
in Nordrhein-Westfalen und Thüringen erforschen sollte. Zu 
diesem Zweck wurden die Gefangenen in mehreren Erhe-
bungswellen mittels standardisierter Fragebögen anonym 
über Gewalterfahrungen und persönliche Einstellungen 
befragt. Als Ergänzung der Studie dienten qualifizierte 
Interviews mit einzelnen Gefangenen und die Auswertung 
von Gefangenenpersonalakten. Die erzielten Untersuchungs-
ergebnisse bestätigten die erwartete Annahme eins hohen 
relativen Dunkelfeldes in Bezug auf die Ausübung verschie-
dener Gewaltformen im Jugendvollzug. So berichteten bis 
zu 79% der Befragten über eigene Opfererfahrungen in den 
zurückliegenden drei Monaten, während bis zu 90% der 
Studienteilnehmer angaben, auch selbst Gewalt angewendet 
zu haben.

Im Rahmen ihrer eigenen empirischen Untersuchung 
nutzt Baumeister die durch die Kölner Studie erhobenen 
Daten, um diese der punktuellen Auswertung zur gezielten 
Erkenntnisgewinnung über bisher nicht beachtete Beglei-
tumstände der Gewaltausübung zu unterziehen. Hierbei 
konstatiert die Autorin zunächst eine nur geringe Sankti-
onswahrscheinlichkeit von Übergriffen im Jugendvollzug, da 
im Zuge der Befragungen 72,5% der Häftlinge angaben, nach 
eigenen Gewalttaten keine strafrechtliche oder disziplinare 
Ahndung erfahren zu haben. Die maßgebliche Ursache hier-
für sieht Baumeister in der nur gering ausgeprägten Anzeige- 
und Meldebereitschaft der Häftlinge, die sich aus der bereits 
erwähnten „Zinker-Doktrin“ erklärt. Die Autorin geht daher 
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von einer Hellfeld-Dunkelfeld-Relation von zumindest 1 : 5,3 
aus. Der überwiegende Teil der registrierten Taten ist daher 
auf die Beobachtung durch Justizpersonal zurückzuführen. 
Indes betont die Autorin, dass es sich bei der Mehrheit 
der Gewalttaten um Fälle einfacher Körperverletzung, wie 
z.B. Schläge mit der offenen Hand oder Faust, handelt, die 
mit einem in der Intensität begrenzten physischen Verlet-
zungsrisiko einhergehen. Bemerkenswert ist weiterhin die 
Feststellung von Baumeister, dass ungeachtet des niedrigen 
Entdeckungsrisikos verhängte Sanktionen spezialpräventive 
Wirkung auf Gewalttäter entfalten. So räumten 75% der nach 
einer Gewalttat bestraften Häftlinge ein, in der Folge weitere 
gleichgerichtete Taten vermieden zu haben. 

Zum Abschluss ihrer Studie zieht Baumeister kriminal-

politische Schlussfolgerungen, die sie mit der Vorstellung 
besonders förderlicher Präventionsprojekte im Jugendstraf-
vollzug verbindet. In ihrem Fazit appelliert die Verfasserin 
dann darauf, bewusst auf die subkulturellen Strukturen 
einzuwirken und diese für die Implementierung positiver 
Verhaltensmuster zu nutzen.

Das praxisorientierte Werk leistet einen gewinnbringen-
den Beitrag für die wissenschaftlich fundierte Entwicklung 
von Präventionsvorhaben im Jugendstrafvollzug. Darüber 
hinaus eignet es sich schon aufgrund der komprimierten 
Vorstellung wichtiger Studien über die Gewaltausübung im 
Strafvollzug in hervorragender Weise als Lektüre für Studie-
rende im Schwerpunktfach Kriminologie bzw. für entspre-
chende Master-Studiengänge. 

Kim-Christin Herrmann 

Thomas Engelhardt, Monika Osberghaus, Susann Hesselbarth (Illustration):  
Im Gefängnis – Ein Kinderbuch über das Leben hinter Gittern

Klett Kinderbuch Verlag 2018, 96 Seiten, gebunden, 14,00 €, ISBN 978-3954701865

„Sinas Papa ist im Gefängnis. Sina ist wütend auf Papas 
Spielsucht, aber sie hat ihn trotzdem lieb. Robert hatte eine 
Tankstelle überfallen und deshalb drei Jahre Haft bekom-
men. Das fand ich traurig in diesem Buch. Ich fand es toll, 
dass Sina sich getraut hat, das Emma zu sagen.“ Zitat einer 
Schülerin.

Fast alle Kinder kennen Geschichten, in denen es Diebe 
und Gauner gibt. Es geschieht ein Verbrechen, die Polizei 
kommt und der Bösewicht landet im Gefängnis. So weit, so 
gut. Wie ist es aber dort…im Gefängnis…an diesem geheim-
nisvollen Ort, den viele Kinder eben nicht kennen, nicht ein-
mal konkrete Vorstellungen davon besitzen? Eine Geschichte, 
die genau davon handelt, eine Geschichte wie diese, ein 
Thema wie dieses, …ist das schon etwas für Zweitklässler? 

Ich las das Buch und fasste den Entschluss, es zu 
versuchen. Auf einige Inhalte würde ich verzichten, wie die 
Beschreibung des Gefängniskomplexes, da diese in der reinen 
Vorlesesituaion nur schwer vorstellbar und verständlich 
wäre. Die Rahmenhandlung war es, die unser Grundgerüst 
darstellte. Fachinformationen gab es von mir an passender 
Stelle in einfachen, erklärenden Worten dazu.

Drei Wochen lang beschäftigten wir uns täglich für 
eine halbe Stunde mit dem Buch, nein, mit der Geschichte. 
Die Schüler erfuhren hier einen ganz anderen Deutschun-
terricht. Es wurde nicht ausgefüllt, abgeschrieben, gelesen 
und notiert. Die Schüler lauschten, dachten mit, träumten 
sich in die Geschichte, versetzten sich in unterschiedliche 
Rollen und waren auch mal traurig. Empathie ist wohl das 
große Stichwort, wenn es um die Kompetenzerweiterung der 
Kinder geht.

Gleich zu Beginn der Geschichte schlüpften die Kin-
der in die Rolle jener Menschen, die aufgrund ihrer Fehler 
ins Gefängnis mussten. Jeweils ein Kind schlüpfte in die 
Rolle eines Angeklagten und schilderte mithilfe eines von 
mir auf A3 und Pappe hergestellten Pappständers der Figur 
ihre Rolle. Dabei durften die Kinder nicht vorlesen, nein, 

sie mussten die Ich-Perspektive einnehmen und Urteile der 
Mitschüler be- und entkräftigen. Perspektivwechsel – viel zu 
selten haben unsere Schüler die Möglichkeit hierzu, viel zu 
wenig fällt es ihnen leicht, in die 
Rolle anderer zu schlüpfen. Viel 
zu wenig Empathiefähigkeit ist 
hier die Folge.

Besonders fühlten die 
Kinder mit Robert, als es um 
die Schilderung des Zeitraumes 
zwischen Gerichtsurteil und 
tatsächlichem Haftantritt ging. 
Sie stellten sich das emotionale 
Warten, das „jeden Tag kann 
es soweit sein, nur noch xxx 
Tage…“ sehr belastend für alle 
Familienmitglieder vor. An 
diesem Punkt besprachen wir, 
wann ein Haftbefehl sofort aus-
geführt werden muss und wann 
nicht. Mir als Lehrerin wurde 
an diesem Punkt klar, dass die Kinder nicht nur die beiden 
geschichtlichen Handlungsstränge verschlungen, sondern 
ebenfalls ein großes Interesse an dem Sachthema „Gefängnis“ 
hatten. Sie stellten unglaublich viele Fragen. Meist gab ich 
diese zur Diskussion in die Runde und war lediglich Modera-
torin.

Den Moment, an dem Sina sich von ihrem Vater verab-
schieden sollte, weil er seine dreijährige Haftstrafe antreten 
musste, hielten die Kinder kaum aus und schimpften wenige 
Minuten später auf die Oma, die dem Vater Vorwürfe mach-
te, anstatt ihre Enkelin zu trösten. Sie stellten Vermutungen 
an und schlüpften in verschiedene Rollen, als es darum ging, 
wie Sina mit der Situation ab sofort umgehen soll. Soll sie 
ihren Freunden die Wahrheit sagen? Wird sie wohl ausge-
lacht? Ist sie am Ende vielleicht allein? Ein wahres Aufatmen 
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ging durch den Klassenraum, als Sina ihrer besten Freundin 
Emma das Herz ausschüttete und klar wurde, dass diese 
Freundschaft eine wahre ist.

Die Situation der Mut-
ter rief großes Verständnis 
hervor, aber auch die For-
derung, bei all dem eigenen 
Kummer und Stress nicht 
die Liebe zu Sina zu verges-
sen. „Klar, dass die Mutter 
frustriert ist, weil sie jetzt 
so viel arbeiten muss, aber 
sie ist doch jetzt Mama UND 
Papa für Sina. Sie muss Sina 
doch doppelt lieb haben.“

Der zweite Handlungs-
strang beschäftigt sich mit 
dem Gefängnisalltag von 
Robert. Die Kinder konnten 
sich auch hier gut in die 
Situation von Robert hinein-
versetzen. Kein Kind urteilte 
im Laufe der Geschichte 
schlecht über ihn. Sie for-
mulierten oft, dass es ihnen 
gefällt und die Figur Robert 
sympathisch macht, dass 
er seine Fehler zugegeben 

und sich entschuldigt hat. Hier wird deutlich, welch großes 
Bedürfnis nach Wahrheit und Gerechtigkeit die Kinder 
haben. Gleichzeitig fand es kein Kind unfair, dass Robert ins 
Gefängnis muss. „Er muss über seine Fehler nachdenken, da-
mit er keine weiteren Straftaten begeht.“ und „Im Gefängnis 
hat er Zeit zum Nachdenken, was er falsch gemacht hat, aber 
auch, was er nach der Haft besser machen kann.“, waren die 
häufigsten Aussagen der Kinder zu dem Gerichtsurteil. 

Die Figur Robert wurde stets genau analysiert und die 
Kinder versuchten einzuschätzen, wie er sich in unterschied-
lichen Situationen fühlte. Das Tragen fremder Kleidung mit 
fremden Gerüchen sahen sie beispielsweise als einen sehr 
tiefen Einschnitt in die Gefühlswelt von Robert an. 

Großes Entsetzen und eine Art Schockstarre machte 
sich in unserer Vorleserunde breit, als ich jenen Teil der Ge-
schichte vorlas, in dem klar wurde, wie selten Sina Kontakt 
zu ihrem Vater haben darf. Die Kinder konnten zum einen 
gut nachempfinden, wie sehr Sina ihren Vater vermisst, zum 
anderen die Hilflosigkeit und Traurigkeit Sinas spüren, als sie 
sich nach dem ersten Besuch wieder von ihm verabschieden 
musste. 

Umso mehr freuten sich die Kinder, als ich von Roberts 
Hafterleichterungen vorgelesen habe und sie jubelten mit 
Sina, als ihr Vater am Ende der Geschichte entlassen wurde. 
Der zeitliche Verlauf der Handlung war im letzten Drittel 
recht knapp dargestellt, eine Hafterleichterung folgte auf die 
nächste. Somit war das Buch inhaltlich auf das Wesentliche 
reduziert. Zeitweise war ich nicht sicher, ob alle Kinder dem 
raschen zeitlichen Ablauf folgen konnten. Die Kinder hätten 
gern mehr Erlebnisse aus Sinas Alltag ohne ihren Vater 
gehört.

Mich als Lehrerin erfüllte es mit Stolz, dass nie auch nur 
ein Kind vorschnell urteilte. Immer, zu jedem Zeitpunkt, 
suchten sie positive Merkmale oder nach Lösungsmöglich-
keiten, damit es allen an der Geschichte beteiligten Figuren 

besser geht. Die Kinder gingen so unvoreingenommen und 
positiv an diese Geschichte heran, wie sie es auch im Klas-
senverband untereinander tun. Wertschätzung, Akzeptanz, 
Empathie und Sozialkompetenz sind die wohl schwierigsten 
Aufgaben, die wir Lehrer zu vermitteln haben. Ich war an 
einem Punkt angekommen, wo eine Kompetenzerweiterung 
von allein geschah!

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Freundschaft 
zwischen Sina und Emma zu legen, die für die Mädchen, 
wie auch die Jungen gleichermaßen interessant war. Wo zu 
Beginn unklar war, ob die Freundschaft die Ehrlichkeit Sinas 
überstehen würde und sich Erleichterung breit machte, als 
Emma trotzdem an ihrer Seite blieb, war den Kindern die 
herbe Enttäuschung zum Schluss anzumerken, als Emma das 
Gefängnis als einen Ort betitelte, an dem es „cool“ sei, wo 
sie auch gern einmal hin möchte. Die Kinder meiner zweiten 
Klasse waren empört über diese Aussage. Von keinem der 
Kinder würde diese Aussage kommen, schließlich wissen 
sie nach unserer Geschichte, wie es dort ist und wie sich alle 
Beteiligten fühlen.

Eine sehr emotionale Rolle nahm auch das Mädchen aus 
der anderen Klasse ein, welches ebenfalls einen Vater hatte, 
der im Gefängnis sitzen muss. Lange überlegten und disku-
tierten die Kinder, wie Sina mit der Situation umgehen soll. 
Ein wichtiger Vorschlag eines Kindes war hier, dass Sina viel-
leicht eine engere Freundschaft zu dem Mädchen aufbauen 
könnte, da sie in dem Mädchen sicher jemanden hätte, dem 
sie ihre Sorgen anvertrauen könnte und der sie verstehen 
würde: „Wenn die beiden zusammen halten schaffen sie es 
sicher durch die schwere Zeit.“

Am Ende hat jedes Kind einen abschließenden Gedanken 
zu der Geschichte notiert:

„Sina war sehr traurig, als ihr Vater ins Gefängnis 
musste. Als Robert die Tankstelle überfallen hat war ich sehr 
fasziniert.“

„Ich fand es überhaupt nicht toll, dass Robert die Tank-
stelle überfallen hat.“

„Sina war sehr traurig, als der Papa ins Gefängnis muss-
te. Aber sie war auch stolz, weil der Papa es zugegeben hat.“

„Ich war traurig, dass Robert ins Gefängnis musste. Für 
Kinder ist das immer traurig.“

„Robert ist trotzdem ein guter Vater. Leider war die 
Mutter traurig und frustriert.“

„Ich glaube, Sina hat sich am Anfang klein gefühlt und 
schüchtern. Die ersten Briefe waren ein bisschen traurig.“

„Sina war bei dem ersten Besuch von Robert trauriger als 
vorher. Da wurde ich auch echt traurig.“

„Im Gefängnis gab es einen Fred. Der war traurig, dass er 
seinen Sohn nicht sehen darf. Das finde ich auch traurig für 
beide.“

„Ich fand es dumm von Emma, dass sie gesagt hat, dass 
sie auch ins Gefängnis möchte.“

„Für Karla ist es traurig, dass ihr Vater noch drei Jahre 
im Gefängnis bleiben muss. Ich fand es toll, dass Sinas Papa 
früher aus dem Gefängnis durfte.“

„Sina fand es doof, dass ihre Freundin auch einmal ins 
Gefängnis wollte und dann wurde sie wütend.“

„Robert ist glücklich über die Entscheidung, dass er 
früher raus darf als gesagt. Und darüber, dass Sina und seine 
Frau ihn abholen.“

„Sina ist glücklich, denn ihr Papa ist wieder da. Am An-
fang war sie wütend, weil er eine Tankstelle überfallen hat.“
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„Das Buch war ganz schön aufregend. Das Ende war 
toll.“

Zusammenfassend kann ich sagen, dass unser Unter-
richtsgeschehen schon lange kein so emotionales, spannen-
des und doch Sachbezüge vermittelndes war wie mit dieser 
Geschichte. Ich wünsche mir den Mut vieler Lehrerinnen 

und Lehrer, offen an schwierige Themen heranzugehen, 
denn nicht immer müssen schwierige Themen wirklich 
schwierig sein. Und doch glaube ich, dass eines unbedingt 
erforderlich ist, um ein solches Buch mit seiner Klasse zu 
lesen: der richtige Draht zueinander.

Stephanie Pfalzer

Oliver Bieber: Alles klar, Justitia! 
Herausgegeben vom Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, April 2018, kostenlos 

Forum Strafvollzug: Kinder, lasst uns das neue Buch ein-
mal gemeinsam ansehen.

Carina (8 Jahre) und Korbinian (6 Jahre): Oh, ja!

Carina: Oh, das Buch ist ja viel kleiner als erwartet. Aber 
außen ist es schon einmal schön bunt.

Korbinian: 
Was bedeutet 
denn das komi-
sche Zeichen da 
in der Ecke?

Forum Straf-
vollzug: Das ist 
das Landeswap-
pen von Nord-
rhein-Westfa-
len. Das Buch 
hat der dortige 
Justizminister 
herausgegeben. 

Carina: Das Buch heißt irgendetwas mit Justitia… Was 
bedeutet denn das Wort Justitia?
Forum Strafvollzug: Justitia ist die Dame auf dem Skate-
board mit der Waage und dem Schwert in der Hand.

Korbinian: Justitia auf einem Skateboard. Das ist cool!

Carina: Ich finde es schön, dass die Justitia so golden ist. 
Ich habe mal nachgesehen. Das Buch hat fünf verschiedene 
Kapitel:

¡¡ Beste Freunde,
¡¡ Ben und sein Selfie,
¡¡ Ella zwischen ihren Eltern,
¡¡ Simon und der Hausbesitzer und
¡¡ Der gestohlene Engel

Korbinian: Ich finde, dass im ersten Kapitel sehr gut er-
klärt ist, was die Justitia alles in der Hand hat, aber, was ist 
denn ein Selfie?
Carina: Im nächsten Kapitel siehst Du auf dem Bild, was 
das ist. Ein Foto von sich selbst.

Korbinian: Der Bub hat am Ende von der Richterin eine 
Entschädigung bekommen, weil sein Selfie auf so vielen 
Plakaten zu sehen war. Was ist 
denn das, eine Entschädigung?

Forum Strafvollzug: Er hat 
Geld bekommen als Gegenleis-
tung dafür, dass sein Bild auf all 
den Plakaten war.

Korbinian: Bei Ellas Geschich-
te geht es um Unterhalt, da 
trennen sich ihre Eltern. Heißt 
das, wer zahlen soll für die 
Wohnung und so?

Carina: Ja, das ist das Geld für 
die Wohnung und Essen und 
Kleidung. Ich finde, dass das Kapitel gut zu verstehen ist.

Korbinian: Aber auch die Geschichte mit Simon und dem 
Rollstuhl verstehe ich gut. Toll, dass der Vermieter am 
Schluss eine Rampe für Simon erlauben muss. Doch jetzt bin 
ich gespannt auf die letzte Geschichte mit der Detektivin.

Carina: Da wollen wir aber jetzt nicht alles verraten. Ich 
finde es auf jeden Fall gut, dass der Dieb am Schluss ins 
Gefängnis kommt. 

Forum Strafvollzug: Ich finde, dass in diesem kleinen 
Buch ganz viele Informationen drinnen sind. Wie hat Euch 
das Buch insgesamt gefallen? 

Carina: Ich finde es wichtig, dass die Kinder am Anfang na-
mentlich genannt worden sind. Auch die Bilder kann ich gut 
verstehen, jetzt nachdem wir das Buch einmal zusammen 
gelesen haben.

Korbinian: Ich fand alle Geschichten gut.

Das Interview führte Stephanie Pfalzer für Forum Strafvollzug.
Die Broschüre kann kostenlos bestellt werden über nrwdirekt@nrw.

de oder als pdf-Datei heruntergeladen werden https://broschueren.

nordrheinwestfalendirekt.de/broschuerenservice/justizministerium/

alles-klar-justitia/2397

Stephanie Pfalzer

Abteilungsleiterin in der JVA 

München

stephanie.pfalzer@jva-m.

bayern.de



230 FS 3|2018Medien

Frank Arloth

Jürgen-Peter Graf: Strafprozessordnung:  
Mit Gerichtsverfassungsgesetz und Nebengesetzen

Verlag C.H.Beck München 2018, 3334 Seiten, gebunden, 229,00 €, ISBN 978-3406711987, 3. Auflage 2018

Der nunmehr in der 3. Auflage erschienene Kommentar 
zur StPO von Graf erläutert neben der StPO alle wichtigen 

Vorschriften der relevanten 
Nebengesetze, insbesondere 
des GVG, JGG, BZRG, IRG, 
ThuG, TKG, BtMG, StrEG, AO 
und EMRK. Ferner enthält 
der Kommentar mehr als 30 
wichtige Formulare und Muster, 
u.a. zu Beschlagnahme, Straf-
befehl, Überwachungsmaß-
nahmen und Durchsuchung. 
Dabei ist der Kommentar für 
eine Printversion brandaktuell: 
Er berücksichtigt nicht nur das 
Gesetz zur Einführung der elek-
tronischen Akte in der Justiz 
und zur weiteren Förderung des 

elektronischen Rechtsverkehrs, sondern auch das Gesetz 

zur effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des 
Strafverfahrens, das insbesondere die Kodifizierung der 
Quellen-TKÜ in § 100a StPO – nebst Muster – sowie der 
Onlinedurchsuchung in § 100b StPO enthält.
Selbstverständlich sind auch Rechtsprechung und Literatur 
wieder berücksichtigt, wobei der Schwerpunkt eindeutig auf 
der Kommentierung der Rechtsprechung insbesondere des 
BGH liegt. Die Besonderheit dieses Printexemplars besteht 
darin, dass es sich um die auch Online gestellte Edition 28 
des Kommentars handelt. Zwischenzeitlich (16.03.2018) 
liegt bereits Edition 29 vor. Wer allerdings lieber mit einer 
Printversion arbeitet, muss auch immer in Kauf nehmen, 
dass sich nach Erscheinen bereits wieder Neues getan hat.
Der Kommentar richtet sich an Richter, Staatsanwälte und 
Strafverteidiger und natürlich an alle, die in ihrer täglichen 
Arbeit mit der StPO und den entsprechenden Nebengeset-
zen zu tun haben. Insofern wird auch dieses Werk wieder 
einen Stammplatz in der Bibliothek zum Strafprozessrecht 
haben.

Prof. Dr. Frank Arloth

Amtschef des Bayerischen 

Staatsministerums der Justiz
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Birgit Martin 

Hanna und Nora Ziegert: Die Schuldigen
Penguin Verlag München 2017, 272 Seiten, Taschenbuch, 13,00 €, ISBN 978-3328101048

Vor dem Hintergrund Ihrer langjährigen Berufspraxis als 
forensische Psychiaterin im Rahmen der Schuldfähigkeits-
begutachtung nimmt Frau Dr. Ziegert, die das Buch „Die 

Schuldigen“ zusammen mit 
ihrer Tochter, Nora Ziegert, 
geschrieben hat, den Leser/die 
Leserin in acht sehr unter-
schiedlichen Kriminalfällen 
mit auf eine psychodynamische 
Erkundungsreise, um exem-
plarisch aufzuzeigen, wie im 
Einzelfall das Begehen von 
schweren Straftaten versteh-

bar werden kann (ohne damit einverstanden zu sein, was 
von Laien manchmal verwechselt werde). Anhand der 
Fallgeschichten wird es möglich, die Lebensgeschichten 
von Männern und Frauen, die schwere Straftaten begangen 
haben, nachzuvollziehen. Jeder Fall berührt auf seine Weise, 
da uns die Autorinnen zu den Wurzeln der zumeist proble-
matischen Familien- und Beziehungskonstellationen führen 

und Zusammenhänge aufzeigen, beispielsweise wie sich die 
Beziehung einer Mutter zu ihrem Sohn entwickelt hat, der 
später zum Sexualstraftäter wurde. 

Auch wenn Frau Dr. Ziegert vor allem das Verhalten der 
Frauen, respektive der Mütter der Täter und Täterinnen als 
die eigentlichen Schuldigen in den Mittelpunkt rückt und 
ihnen für das spätere kriminelle Verhalten ihrer Kinder eine 
Mitverantwortung gibt, weil diese unter dem Deckmantel 
von Pflege und Fürsorge ihre Söhne/Töchter vernachlässi-
gen/missbräuchlich verwenden, ist klar, dass die Qualität 
der frühen Beziehungen zu beiden Elternteilen oder primä-
ren Bezugspersonen insgesamt eine nachhaltige Bedeutung 
für alle weiteren Beziehungserfahrungen hat. Von daher 
erscheint die Hypothese der Destruktivität der Frau allzu 
provokant; wenngleich sie aufrüttelt, wird doch das „Böse“, 
die Aggression, schnell auf den Mann projiziert. Das Böse ist 
sicherlich männlich und weiblich. Den Frauen wird es in der 
Regel weniger unterstellt und das macht das Buch von Frau 
Dr. Ziegert lesenswert. 

 

Birgit Martin

Sozialtherapeutische

Abteilung für Sexualstraftäter 

der JVA München

birgit.martin@jva-m.bayern.de
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§ 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III
(Anwartschaftszeit für Arbeitslosengeld)

1. Auch bei Gefangenenarbeit ist die Anwartschaftszeit 
für den Anspruch auf Gewährung von Arbeitslosengeld 
erfüllt, wenn der Antragsteller innerhalb einer Rahmen-
frist von zwei Jahren für mindestens zwölf Monate in ei-
nem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat. Da-
bei sind arbeitsfreie Samstage, Sonntage und Feiertage 
innerhalb von zusammenhängenden Arbeitsabschnitten 
als Zeiten der Versicherungspflicht zu berücksichtigen.

2. Gesetzessystematik sowie Sinn und Zweck der Re-
gelung zur Versicherungspflicht von Gefangenenarbeit 
stehen einem „Herausrechnen“ einzelner arbeitsfreier 
Tage entgegen. Eine unterschiedliche Behandlung zum 
Arbeitsverhältnis auf dem freien Arbeitsmarkt verkennt, 
dass die Regelung in § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III auf eine 
weitgehende Gleichbehandlung von Gefangenenarbeit 
abzielt. 

3. Die Änderung von Vordrucken vermag diese Rechtsla-
ge nicht zu ändern.

[Leitsätze der Redaktion]

BSG – Urteil vom 12. September 2017 – B 11 AL 18/16 R 

Gründe

I

Der Kläger begehrt Arbeitslosengeld (Alg) für die Zeit vom 7.2. 
bis 6.8.2012. Im Streit ist insbesondere, ob er durch eine Tä-
tigkeit als Strafgefangener die Anwartschaftszeit erfüllt hat.

Der 1983 geborene Kläger befand sich in der Zeit vom 1.4.2009 
bis zum 25.10.2011 zunächst in Untersuchungs- und an-
schließend in Strafhaft. Während der Strafhaft war er vom 
2.11.2009 bis zum 24.6.2011 bei einem sogenannten Unter-
nehmerbetrieb der JVA tätig. Die JVA bescheinigte, dass in 
diesem Zeitraum an im Einzelnen aufgelisteten Tagen – aus-
genommen waren im Wesentlichen nur die Wochenenden und 
gesetzlichen Feiertage – Arbeitsentgelt gezahlt worden sei und 
Versicherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung bestanden 
habe (Arbeitsbescheinigung vom 20.11.2011).

Am 7.2.2012 meldete sich der Kläger arbeitslos und beantrag-
te Alg. Die Beklagte lehnte den Antrag mit der Begründung 
ab, der Kläger sei in den letzten zwei Jahren vor dem 7.2.2012 
nur 329 Tage, die von der JVA bescheinigt worden seien, und 
damit weniger als zwölf Monate versicherungspflichtig tätig 
gewesen und erfülle damit nicht die Anwartschaftszeit (Be-
scheid vom 22.2.2012; Widerspruchsbescheid vom 15.3.2012).
Die dagegen erhobene Klage blieb vor dem SG erfolglos (Ge-
richtsbescheid vom 17.6.2013). Das LSG hat auf die Berufung 
des Klägers die angefochtenen Bescheide sowie den Gerichts-
bescheid des SG aufgehoben und die Beklagte antragsgemäß 
verurteilt, dem Kläger „Arbeitslosengeld für die Zeit vom 
7.2.2012 bis 6.8.2012 zu zahlen“. Zur Begründung hat es ausge-
führt, der Kläger habe innerhalb der Rahmenfrist als Gefange-

ner Arbeitsentgelt für mindestens zwölf Monate erhalten und 
erfülle damit die Anwartschaftszeit. Bei deren Ermittlung sei-
en auch Samstage, Sonntage und Feiertage, für die der Kläger 
kein Arbeitsentgelt erhalten habe, zu berücksichtigen, weil 
es zu keinen Unterbrechungen der Beschäftigung gekommen 
sei. Es könne für die Anwendung von § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB 
III nichts anderes gelten als im Rahmen eines Versicherungs-
pflichtverhältnisses von abhängig beschäftigten Personen. In 
diesem würden arbeitsfreie Tage ohne Anspruch auf Arbeits-
entgelt bei Fortbestehen des Beschäftigungsverhältnisses der 
Versicherungspflicht unterliegen. Auch mit Blick auf die Be-
sonderheiten des Strafvollzuges sei keine andere Beurteilung 
geboten. Das Ergebnis werde durch die beitragsrechtliche Seite 
des Versicherungspflichtverhältnisses des Klägers bestätigt.

Mit ihrer vom LSG zugelassenen Revision macht die Beklagte 
eine Verletzung von § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III (i.d.F. des Ge-
setzes vom 20.11.2011 - BGBl I 2854) geltend. Für die Anwart-
schaftszeit bei versicherungspflichtigen Gefangenen seien 
allgemein arbeitsfreie Tage ohne Arbeitsentgelt nicht zu be-
rücksichtigen. Soweit in der Vergangenheit anders verfahren 
worden sei, beruhe dies darauf, dass die Justizvollzugsanstal-
ten bis zum Jahr 2012 Arbeitsbescheinigungen verwendet 
hätten, in denen die nicht berücksichtigungsfähigen Tage der 
Wochenenden nicht gesondert ausgewiesen worden seien. 
Seitdem hätten sich die Berechnungsmodalitäten aufgrund 
der Verwendung anderer Arbeitsbescheinigungen geändert. 
Der Gesetzesänderung zum 1.8.2016 könne keine Rückwir-
kung beigemessen werden. Die Besserstellung der Gefange-
nen resultiere nicht aus einer gesetzgeberischen Überprüfung 
ihrer monetären Entlohnung, sondern stehe im Zusammen-
hang mit dem vorrangigen Ziel des Gesetzgebers, den Versi-
cherungsschutz in der Arbeitslosenversicherung insgesamt zu 
stärken.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Thüringer Landessozi-
algerichts vom 6. April 2016 aufzuheben und die Berufung des 
Klägers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Gotha 
vom 17. Juni 2013 zurückzuweisen.

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Er hält das Urteil des LSG für zutreffend. 

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet (§ 170 Abs. 1 Satz 
1 SGG). Das LSG hat die Beklagte zu Recht unter Aufhebung 
der angefochtenen Bescheide und des Gerichtsbescheides des 
SG zur Zahlung von Alg dem Grunde nach verurteilt.

Streitgegenstand ist neben den Entscheidungen der Vorin-
stanzen der die Zahlung von Alg ablehnende Bescheid vom 
22.2.2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 
15.3.2012, den der Kläger zutreffend mit einer kombinierten 
Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs. 1, 4 SGG) an-
greift. Er begehrt zulässigerweise dem Grunde nach (§ 130 
Abs. 1 Satz 1 SGG) die Zahlung der Geldleistung Alg für die 
Zeit vom 7.2.2012 bis 6.8.2012.

Anwendbar ist hier (noch) das SGB III in seiner bis zum 
31.3.2012 geltenden Fassung (im Folgenden: aF) und nicht die 
vom LSG zugrunde gelegte, ab dem 1.4.2012 geltende Fassung 
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des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen 
am Arbeitsmarkt vom 20.12.2011 (BGBl I 2854), denn es ist 
ein Anspruch ab dem 7.2.2012 im Streit. Nach dem Geltungs-
zeitraumprinzip, das im Anwendungsbereich des SGB III bei  
Rechtsänderungen und – wie hier – fehlenden Übergangs-
bestimmungen eingreift, ist das zu dem Zeitpunkt geltende 
Recht anwendbar, zu dem die Rechtsfolgen eintreten (vgl. 
nur BSG vom 6.5.2009 - B 11 AL 10/08 R - SozR 4-4300 § 144 
Nr. 19 RdNr. 14; Coseriu in Eicher/Schlegel, SGB III n.F., Vor § 
422 ff RdNr. 2, Stand August 2015).

Gemäß § 118 SGB III aF setzt der Anspruch auf Alg bei Ar-
beitslosigkeit voraus, dass Arbeitnehmer (1.) arbeitslos sind, 
(2.) sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet und 
(3.) die Anwartschaftszeit erfüllt haben. Der Kläger hat sich 
zum 7.2.2012 arbeitslos gemeldet und ist nach dem Gesamt-
zusammenhang der tatsächlichen Feststellungen des LSG im 
streitbefangenen Zeitraum arbeitslos gewesen. Entgegen der 
Auffassung der Beklagten erfüllt er auch die Anwartschafts-
zeit für einen Anspruch auf Alg.

Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer in der Rahmenfrist 
mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflicht-
verhältnis gestanden hat (§ 123 Abs. 1 SGB III aF). Die Rah-
menfrist beträgt zwei Jahre und beginnt mit dem Tag vor der 
Erfüllung aller sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch 
auf Alg (§ 124 Abs. 1 SGB III aF). Hier verläuft die Rahmen-
frist – ausgehend von der Arbeitslosmeldung zum 7.2.2012 – 
vom 7.2.2010 bis 6.2.2012. Innerhalb dieses Zeitraums ist der 
Kläger nach dem Gesamtzusammenhang der Feststellungen 
des LSG als Gefangener für mindestens zwölf Monate versi-
cherungspflichtig gewesen.

Nach § 26 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 SGB III (hier anwendbar in 
der bis zum 31.7.2016 unverändert gebliebenen Fassung des 
AFRG vom 24.3.1997 - BGBl I 594) sind versicherungspflich-
tig Gefangene, die Arbeitsentgelt, Ausbildungsbeihilfe oder 
Ausfallentschädigung (§§ 43 bis 45, 176 und 177 Strafvoll-
zugsgesetz <StVollzG>) erhalten oder Ausbildungsbeihilfe 
nur wegen des Vorrangs von Leistungen zur Förderung der 
Berufsausbildung nach diesem Buch nicht erhalten. Gefange-
ne im Sinne dieses Buches sind Personen, die im Vollzug von 
Untersuchungshaft, Freiheitsstrafen und freiheitsentziehen-
den Maßregeln der Besserung und Sicherung oder einstwei-
lig nach § 126a Abs. 1 der Strafprozessordnung untergebracht 
sind (§ 26 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 SGB III).

Zwar ist § 26 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 SGB III erst mit Wirkung 
zum 1.8.2016 durch das Arbeitslosenversicherungsschutz- 
und Weiterbildungsstärkungsgesetz (AWStG) vom 18.7.2016 
(BGBl I 1710) ergänzt worden um den Zusatz „das Versi-
cherungsverhältnis gilt während arbeitsfreier Sonnabende, 
Sonntage und gesetzlicher Feiertage als fortbestehend, wenn 
diese Tage innerhalb eines zusammenhängenden Arbeits- 
oder Ausbildungsabschnittes liegen“. Doch sind, wie das LSG 
zutreffend erkannt hat, schon nach der bisherigen Rechts-
lage, also unabhängig von dieser Gesetzesänderung, bei Ge-
fangenen arbeitsfreie Sonnabende, Sonntage und gesetzliche 
Feiertage innerhalb von zusammenhängenden Arbeitsab-
schnitten als Zeiten der Versicherungspflicht zu berücksich-
tigen.

Dem Wortlaut von § 26 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 SGB III in der bis 
zum 31.7.2016 bestehenden Fassung ist nicht zu entnehmen, 
dass nur die einzelnen Tage, für die Arbeitsentgelt im Sinne 
der Vorschrift gezahlt wird, als Zeiten der Versicherungs-
pflicht zu berücksichtigen sind. Unter die Formulierung 
„Gefangene, die Arbeitsentgelt … erhalten…“ lassen sich 
nach allgemeinem Verständnis auch längere – zusammen-
hängende – Abschnitte fassen, weil gerade nicht die Zahlung 
von Arbeitsentgelt für jeden einzelnen Tag verlangt wird (so 
auch LSG NR.W vom 20.6.2016 - L 20 AL 135/14 - RdNr. 38; 
Winkler, Info also 2013, 92, 93). Gesetzessystematik sowie 
Sinn und Zweck der Regelungen zur Versicherungspflicht 
von Gefangenen stehen einem „Herausrechnen“ einzelner 
arbeitsfreier Tage entgegen. Bereits der Vergleich mit den 
Regelungen zum typischen Fall der Versicherungspflicht von 
Beschäftigen in einem (Normal-)Arbeitsverhältnis spricht 
gegen die Nichtberücksichtigung solcher Tage. Nach § 25 Abs. 
1 Satz 1 SGB III sind Personen versicherungspflichtig, die ge-
gen Arbeitsentgelt beschäftigt sind. Das Versicherungsver-
hältnis für Beschäftigte beginnt mit dem Tag des Eintritts in 
das Beschäftigungsverhältnis (§ 24 Abs. 2 SGB III) und endet 
in der Regel mit dem Tag des Ausscheidens (§ 24 Abs. 4 SGB 
III). Ob bei fortbestehendem Beschäftigungsverhältnis für 
jeden einzelnen Tag ein Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, 
ist also für die Versicherungspflicht in einem durchgehenden 
Beschäftigungsverhältnis ohne Bedeutung. Dies bedeutet 
jedenfalls für Strafgefangene mit (echtem) Freigang, die im 
Rahmen eines freien Beschäftigungsverhältnisses versiche-
rungspflichtig tätig sind (vgl. dazu BSG vom 16.10.1990 - 11 
RAr 3/90 - BSGE 67, 269 = SozR 3-4100 § 103 Nr. 2, juris RdNr. 
14 ff), dass die gesamte Dauer des Beschäftigungsverhält-
nisses Anwartschaftszeiten begründet, selbst wenn diese 
Gefangenen die Wochenenden und Feiertage in Haft verbrin-
gen müssen. Verrichtet ein Strafgefangener als sogenannter 
„unechter Freigänger“ die gleiche Arbeit und erhält er hierfür 
Arbeitsentgelt (allein) nach dem StVollzG, würde er nach Auf-
fassung der Beklagten trotz der gleichen Tätigkeit nur eine 
kürzere Anwartschaftszeit zurücklegen können (instruktiv 
hierzu Schäffersküpper/Bließen, NZS 2017, 327, 330 ff).

Eine unterschiedliche Behandlung dieser Sachverhalte ver-
kennt, dass die Regelung in § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III auf eine 
weitgehende Gleichstellung von Gefangenenarbeit mit Ar-
beit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt abzielt (so bereits 
BSG vom 22.3.1979 - 7 RAr 98/78 - BSGE 48, 129-134 = SozR 
4100 § 134 Nr. 13, juris RdNr. 26 ff). Dieses Ziel wiederum 
entspricht dem gesetzlichen Auftrag, den Strafvollzug den 
allgemeinen Lebensverhältnissen soweit als möglich anzu-
gleichen (§ 3 Abs. 1 StVollzG bzw. § 3 Abs. 4 des Musterent-
wurfs-StVollzG für die Länder; vgl. auch § 7 Abs. 1 des im 
vorliegenden Fall noch nicht anwendbaren Thüringer Justiz-
vollzugsgesetzbuchs vom 27.2.2014 – GVBl. S 13; ausführlich 
dazu Feest/Lesting in Feest/Lesting/Lindemann, Strafvoll-
zugsgesetze-Kommentar, 7. Aufl. 2017, § 3 LandesR RdNr. 22 
ff, 31; Arloth/Kräh, StVollzG, 4. Aufl. 2017, § 3 RdNr. 2 ff). Die 
Berücksichtigung allgemein arbeitsfreier Tage bei durchge-
hender Tätigkeit im Rahmen des § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III mit 
der Folge längerer Anwartschaftszeiten erleichtert zudem die 
Resozialisierung, ein weiteres, verfassungsrechtlich determi-
niertes, zentrales Vollzugsziel (vgl dazu nur Lindemann in 
Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze - Kommen-
tar, 7. Aufl. 2017, Vor § 3 LandesR RdNr. 3). Denn das Risiko 
fehlender sozialer Absicherung nach dem Ende des Strafvoll-
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zugs vermindert sich auch für Strafgefangene, die, ohne Frei-
gänger gewesen zu sein, während der Haft beschäftigt waren.

Ein weiteres systematisches Argument ergibt sich, wie das 
LSG zutreffend ausgeführt hat, aus der beitragsrechtlichen 
Seite der Gefangenenarbeit. Als beitragspflichtige Einnahme 
gilt bei Personen, die als Gefangene versicherungspflichtig 
sind, ein Arbeitsentgelt in Höhe von 90% der Bezugsgröße  
(§ 345 Nr. 4 SGB III); die Beiträge werden nach § 347 Nr. 3 SGB 
III alleine von den Bundesländern getragen. Einzelheiten 
hierzu regelt die auf der Grundlage von § 352 Abs. 3 SGB III er-
lassene Gefangenenbeitragsverordnung (vom 3.3.1998 - BGBl 
I 430 - i.d.F. des Gesetzes vom 23.12.2003 - BGBl I 2848). Nach 
§ 1 Abs. 2 der Gefangenenbeitragsverordnung werden die Bei-
träge jährlich nach der Formel Beitragsbemessungsgrundlage 
x T/250 x B/100 berechnet, wobei T für die Anzahl der Tage 
mit Anspruch auf die in § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III genannten 
Entgelte und B für den Beitragssatz steht. Jeder Tag, an dem 
tatsächlich gearbeitet worden ist, wird also mit einem Zwei-
hundertfünfzigstel der Beitragsbemessungsgrundlage ange-
setzt und damit im Ergebnis der Beitrag für einen Gefange-
nen, der an fünf Tagen in der Woche gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt ist, bei durchgehender Beschäftigung von (nur) 
250 Arbeitstagen im Jahr als Jahresbeitrag erhoben (vgl. BSG 
vom 7.11.1990 - 9b/7 RAr 112/89 - SozR 3-4100 § 104 Nr. 4 
RdNr. 16; Schäffersküpper/Bließen, NZS 2017, 327, 331 f).

Der Verordnungsgeber hat die Zahl 250 als fiktive Anzahl 
jährlicher Arbeitstage in einem Kalenderjahr ausdrücklich 
aus dem StVollzG übernommen (§ 43 Abs. 2 StVollzG bzw. § 
55 Abs. 2 des Musterentwurfs-StVollzG für die Länder; zur 
Umsetzung vgl. Lindemann in Feest/Lesting/Lindemann, 
Strafvollzugsgesetze - Kommentar, 7. Aufl. 2017, § 1 LandesR 
RdNr. 1 ff; Schäfersküpper, NZS 2013, 446, 449). Beitrags-
rechtlich hat er damit festgelegt, dass 250 Arbeitstage eines 
Gefangenen seiner jährlichen Arbeitsleistung entsprechen 
und die volle jährliche Beitragslast auslösen, letztlich also 
für arbeitsfreie Wochenenden und Feiertage – ebenso wie im 
freien Beschäftigungsverhältnis – Beiträge abgeführt werden 
(so ausdrücklich BSG vom 7.11.1990 - 9b/7 RAr 112/89 - SozR 
3-4100 § 104 Nr. 4 RdNr. 16). Dass dieser Rechtsprechung, 
wie die Beklagte meint, deshalb keine Bedeutung mehr zu-
kommen soll, weil die nach § 312 Abs. 4 SGB III von den Voll-
zugsanstalten auszufüllenden Vordrucke für die Arbeitsbe-
scheinigung im Jahr 2012 geändert wurden, überzeugt im 
Hinblick auf die durchgehend unveränderte Rechtslage nicht.
Eine Rechtfertigung dafür, eine danach auf ein Jahr Tätigkeit 
bezogene Beitragsleistung nicht zur Erfüllung einer Anwart-
schaftszeit von einem Jahr ausreichen zu lassen, und statt-
dessen hierfür weitere 110 Tage mit Gefangenenarbeit zu ver-
langen (vgl. Schäffersküpper/Bließen, NZS 2017, 327, 332), ist 
nicht erkennbar. Zudem wäre es für einen Gefangenen nicht 
möglich, jemals einen Leistungsanspruch für ein Jahr zu er-
werben, da er nie innerhalb der zweijährigen Rahmenfrist die 
dafür erforderliche Anwartschaftszeit von zwei Jahren (vgl. § 
127 Abs. 2 SGB III aF; § 147 Abs. 2 SGB III) erwerben könnte.
Soweit der Gesetzgeber – wie oben dargelegt – § 26 Abs. 1 Nr. 
4 SGB III mit Wirkung ab 1.8.2016 durch das AWStG ergänzt 
hat, kommt dem für die Auslegung der bisherigen Regelung 
keine Bedeutung zu (so auch Schäffersküpper/Bließen, NZS 
2017, 327, 328 f). Der Gesetzesbegründung ist zwar nicht zu 
entnehmen, dass allein eine Klarstellung der bisher beste-
henden Rechtslage gewollt war. Doch enthält diese anderer-

seits auch keine direkten Anhaltspunkte für die beabsichtigte 
Korrektur einer als unbefriedigend betrachteten Rechtsaus-
legung. Vielmehr heißt es in der Entwurfsbegründung eher 
„neutral“, die Neuregelung „gewährleiste“ die Berücksich-
tigung von arbeitsfreien Sonnabenden, Sonntagen und ge-
setzlichen Feiertagen für die Erfüllung der Anwartschafts-
zeit (BT-Drucks 18/8042, S 22). Soweit die Beklagte meint, 
dass die Änderung nicht auf einer vom BVerfG geforderten 
Überprüfung nicht monetärer Leistungen für Gefangene 
(vgl. BVerfG vom 1.7.1998 - 2 BvR 441/90 u.a. - BVerfGE 98, 
169; BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 24.3.2002 - 2 BvR 
2175/01 - NJW 2002, 2023) beruhe, dürfte dies zwar zutreffen, 
vermag indes die vorgenommene Auslegung des § 26 Abs. 
1 Nr. 4 SGB III in der bis zum 31.7.2016 geltenden Fassung 
durch den Senat nicht in Frage zu stellen.

Nach den Feststellungen des LSG war der Kläger innerhalb 
der vom 7.2.2010 bis 6.2.2012 verlaufenden Rahmenfrist in 
der Zeit vom 7.2.2010 bis 24.6.2011 durchgehend als Strafge-
fangener tätig und damit länger als ein Jahr. Weil er für die-
sen Zeitraum auch Arbeitsentgelt i.S. von § 43 StVollzG erhal-
ten hat, war er mehr als ein Jahr versicherungspflichtig i.S. 
von § 26 Abs. 1 Nr. 4 SGB III, sodass die Anwartschaftszeit für 
einen Anspruch auf Alg dem Grunde nach jedenfalls für sechs 
Monate vom 7.2.2012 bis 6.8.2012 (vgl zur Anspruchsdauer  
§ 127 Abs. 2 SGB III aF), auf die er seine Klage im Berufungs-
verfahren beschränkt hat, erfüllt ist. [..]

[Vgl. die Besprechung dieser Entscheidung: Schäfersküp-
per: Ein Machtwort des Bundessozialgerichts, FS 5/2017, 
S. 321-325]

Veranstaltungshinweis

23. Tagung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
im Jugendarrest 

Veranstalter:	 Deutsche Vereinigung für Jugendgerich-
te und Jugendgerichtshilfen e.V. (DVJJ) 

Termin:	 08.-11. Oktober 2018
Ort:	 Esslingen
Anmeldung:	 DVJJ
	 Lützerodestr. 9
	 30161 Hannover
	 Tel.: 0511 34836-40
	 Fax: 0511 3180660
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§§ 13, 27b Abs. 2 SGB XII

(Hilfe zum Lebensunterhalt in der Untersu-
chungshaft)

1. Der notwendige Lebensunterhalt eines Untersu-
chungsgefangenen, der nicht mehr als 15 Stunden in der 
Woche zu den Bedingungen des normalen Arbeitsmark-
tes arbeitet, umfasst analog § 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII 
auch den Barbetrag in Höhe von mindestens 27 vH der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII.

2. Eine Untersuchungshaftanstalt ist keine (stationäre) 
Einrichtung iS des § 27b SGB XII.

3. Die Regelung des § 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII findet je-
doch analoge Anwendung auf die Bestimmung des not-
wendigen Lebensunterhalts eines Untersuchungsgefan-
genen, weil eine planwidrige Regelungslücke bei einer 
vergleichbaren Interessenlage mit in einer Einrichtung 
nach dem SGB XII untergebrachten Personen vorliegt.

4. Aufgrund der vergleichbaren Interessenlage ist es 
sachgerecht, leistungsberechtigten Personen in einer 
Untersuchungshaftanstalt weiteren notwendigen Le-
bensunterhalt zu gewähren. Hierzu zählt entsprechend 
§ 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII jedenfalls der Barbetrag zur 
persönlichen Verfügung in Höhe von mindestens 27 vH 
der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII.

[Leitsätze der Redaktion]

BSG – Urteil vom 14. Dezember 2017 – B 8 SO 16/16 R

Gründe:

I

Im Streit ist die Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB 
XII) in Höhe weiterer 181,80 Euro für die Zeit vom 25.4.2015 
bis 18.8.2015.

Der 1972 geborene Kläger befand sich seit dem 19.4.2015 in 
den Justizvollzuganstalten (JVA) E., K. und R. in Untersu-
chungshaft. Zuvor lebte er obdachlos in B. und bezog Ar-
beitslosengeld (Alg) II. Im Mai 2015 erhielt der Kläger von 
der JVA K. nach Maßgabe des Gesetzes zur Regelung des 
Vollzuges der Untersuchungshaft in Nordrhein-Westfalen 
(UVollzG NRW) vom 27.10.2009 (GV NW 2009, 540) darle-
hensweise einen Taschengeldvorschuss in Höhe von 8,64 
Euro. Die Beklagte lehnte für die Dauer der Untersuchungs-
haft die Gewährung von Taschengeld als Leistung nach dem 
SGB XII ab (Bescheid vom 27.4.2015; Widerspruchsbescheid 
vom 20.7.2015 unter Beteiligung sozial erfahrener Dritter). 
Das Sozialgericht (SG) Köln hat den Bescheid vom 27.4.2015 
in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20.7.2015 auf-
gehoben und die Beklagte verurteilt, dem Kläger für die Zeit 
vom 25.4.2015 bis zum 18.8.2015 Hilfe zum Lebensunterhalt 
in Höhe von insgesamt 227,55 Euro zu gewähren (Urteil vom 

20.4.2016). Zur Begründung hat das SG ausgeführt, der Klä-
ger habe für die Zeit der Untersuchungshaft Anspruch auf 
Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27 Abs 1 
SGB XII iVm § 27a Satz 1 SGB XII, die im Wege der Schätzung 
mit 15 vH der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 
SGB XII zu bestimmen seien. Ein weitergehender Anspruch 
des Klägers auf einen Barbetrag in Höhe von mindestens 27 
vH der Regelbedarfsstufe 1 bestehe nicht, da eine JVA keine 
Einrichtung iS des § 13 Abs 2 SGB XII sei.

Mit seiner Sprungrevision macht der Kläger eine Verletzung 
des § 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII geltend. Die JVA sei eine Ein-
richtung iS des § 13 Abs 2 SGB XII, sodass ihm für die Zeit 
seiner Untersuchungshaft in der JVA der in § 27b Abs 2 Satz 2 
SGB XII bestimmte Barbetrag in Höhe von mindestens 27 vH 
der Regelbedarfsstufe 1 zustehe. Die vom SG vorgenommene 
Schätzung sei mit verfassungsrechtlichen Transparenzanfor-
derungen nicht vereinbar. Bedarfsdeckende Sachleistungen 
der JVA dürften weder im Wege der Einkommensanrechnung 
noch durch eine abweichende Festlegung des individuellen 
Bedarfs anspruchsmindernd berücksichtigt werden.

Der Kläger beantragt, 
das Urteil des Sozialgerichts Köln vom 20. April 2016 abzuän-
dern und die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger für die Zeit 
vom 25. April 2015 bis 18. August 2015 weitere Leistungen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt in Höhe von 181,80 Euro zu zah-
len.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurückzuweisen.

Sie hält die angefochtenen Entscheidungen für zutreffend.

II

Die zulässige Revision des Klägers ist im Sinne der Aufhe-
bung des SG-Urteils und der Zurückverweisung der Sache an 
das SG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung 
begründet (§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 
Der Senat kann mangels ausreichender tatsächlicher Feststel-
lungen zum gewöhnlichen Aufenthalt des Klägers vor seiner 
Inhaftierung nicht abschließend entscheiden, ob der Kläger 
von der Beklagten höhere Leistungen nach dem dritten Ka-
pitel des SGB XII für die Zeit seiner Untersuchungshaft vom 
25.4.2015 bis 18.8.2015 verlangen kann.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 27.4.2015 in 
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20.7.2015 (§ 95 
SGG), mit dem es die Beklagte abgelehnt hat, dem Kläger Hil-
fen zum Lebensunterhalt nach dem dritten Kapitel des SGB 
XII zu gewähren. Hiergegen wendet sich der Kläger mit der 
kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 
Satz 1 und Abs 4, § 56 SGG).

Der Senat kann auf Grundlage der bisherigen Feststellungen 
des SG nicht abschließend entscheiden, ob die Beklagte der 
für die beanspruchten Leistungen nach dem dritten Kapitel 
des SGB XII örtlich zuständige Leistungsträger ist. [Wird aus-
geführt]

Als Rechtsgrundlage für den Anspruch des Klägers kommt § 
19 Abs 1 SGB XII iVm § 27 Abs 1 SGB XII (in der Normfas-
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sung des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch vom 24.3.2011 - Regelbedarfsermittlungsgesetz - <BGBl 
I 453>) in Betracht. Demnach ist Hilfe zum Lebensunterhalt 
Personen zu leisten, die ihren notwendigen Lebensunterhalt 
nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mit-
teln, insbesondere aus ihrem Einkommen und Vermögen, 
bestreiten können.

Der Kläger ist nicht von der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
§ 21 Satz 1 SGB XII ausgeschlossen. Nach dieser Vorschrift er-
halten Personen, die nach dem Zweiten Buch als Erwerbsfähi-
ge oder als Angehörige dem Grunde nach leistungsberechtigt 
sind, keine Leistungen für den Lebensunterhalt. Selbst wenn 
der Kläger dem Grunde nach zum anspruchsberechtigten 
Personenkreis nach § 7 Abs 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zweites 
Buch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - (SGB II) gehören 
sollte - Feststellungen des SG hierzu fehlen -, ist er nach § 7 
Abs 4 Satz 1 iVm Satz 2 SGB II während der Untersuchungs-
haft dem Grunde nach von Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende ausgeschlossen. Nach § 7 Abs 4 Satz 1 
SGB II hat keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, 
wer in einer stationären Einrichtung untergebracht ist. Dem 
Aufenthalt in einer stationären Einrichtung stellt § 7 Abs 4 
Satz 2 SGB II den Aufenthalt in einer Einrichtung zum Vollzug 
richterlich angeordneter Freiheitsentziehung gleich. Da der 
Kläger nach den den Senat bindenden Feststellungen des SG 
(§ 163 SGG) weder in der JVA E. noch in der JVA K. gearbei-
tet hat, greift vorliegend auch nicht die Rückausnahme vom 
Leistungsausschluss gemäß § 7 Abs 4 Satz 3 Nr 2 SGB II (in 
der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung des Zwei-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 13.5.2011 <BGBl I 850>), 
wonach abweichend von § 7 Abs 4 Satz 1 SGB II Leistungen 
nach dem SGB II erhält, wer in einer stationären Einrichtung 
untergebracht und unter den üblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes mindestens 15 Stunden wöchentlich 
erwerbstätig ist (zur Anwendung dieser Rückausnahme für 
Personen, die sich in einer Einrichtung zum Vollzug richter-
lich angeordneter Freiheitsentziehung aufhalten: BSG SozR 
4-4200 § 7 Nr 24, RdNr 25; Korte/Thie in Münder, LPK-SGB II, 
6. Aufl 2017, § 7 RdNr 122; Leopold in jurisPK-SGB II, 4. Aufl 
2015, § 7 RdNr 238, 250 mwN). Erwerbsfähige Hilfebedürftige, 
die - wie der Kläger - einem Leistungsausschluss nach § 7 Abs 
4 Satz 1 und 2 SGB II unterfallen, können deshalb Leistun-
gen für den Lebensunterhalt nach dem SGB XII beanspruchen 
(BSG SozR 4-3500 § 67 Nr 1 RdNr 20; zu einem Leistungsaus-
schluss nach § 7 Abs 1 Satz 2 Nr 2 SGB II: BSGE 120, 149 = SozR 
4-4200 § 7 Nr 43 RdNr 42; aA Hessisches LSG Beschluss vom 
22.5.2015 - L 4 SO 31/15 B ER - juris RdNr 22 und LSG für das 
Land NRW Beschluss vom 7.3.2016 - L 12 SO 79/16 B ER - juris 
RdNr 18, mit der Begründung, § 21 Satz 1 SGB XII diene der 
grundsätzlichen Systemabgrenzung zwischen SGB II und SGB 
XII im Bereich der Leistungen für den Lebensunterhalt).

Der notwendige Lebensunterhalt des Klägers in der Einrich-
tung zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentzie-
hung umfasst analog § 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII auch den Bar-
betrag in Höhe von mindestens 27 vH der Regelbedarfsstufe 1 
nach der Anlage zu § 28 SGB XII (jeweils in der Normfassung 
des Regelbedarfsermittlungsgesetzes vom 24.3.2011).
Der notwendige Lebensunterhalt in Einrichtungen um-
fasst den darin erbrachten sowie in stationären Einrichtun-
gen zusätzlich den weiteren notwendigen Lebensunterhalt  

(§ 27b Abs 1 Satz 1 SGB XII). Dabei entspricht der notwendige 
Lebensunterhalt in stationären Einrichtungen dem Umfang 
der Bedarfe nach den Regelbedarfsstufen zu § 28 SGB XII, 
zusätzlicher Bedarfe nach dem zweiten Abschnitt des dritten 
Kapitels des SGB XII und der Bedarfe für Unterkunft und Hei-
zung (vgl § 27b Abs 1 Satz 2 SGB XII). Der weitere notwendige 
Lebensunterhalt umfasst insbesondere Kleidung und einen 
angemessenen Barbetrag zur persönlichen Verfügung (§ 27b 
Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1 SGB XII). Leistungsberechtigte, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, erhalten einen Barbetrag in 
Höhe von mindestens 27 vH der Regelbedarfsstufe 1 nach der 
Anlage zu § 28 SGB XII (§ 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII).

§ 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII findet vorliegend keine unmittel-
bare Anwendung (offengelassen für die Vorgängerregelung 
in § 35 Abs 2 SGB XII: Bundesverfassungsgericht <BVerfG> 
Beschluss vom 24.7.2008 - 2 BvR 840/06 - RdNr 27 ff). Eine 
Einrichtung zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheits-
entziehung ist entgegen der Auffassung des Klägers keine 
(stationäre) Einrichtung iS des § 27b SGB XII (ebenso Luthe in 
Hauck/Noftz, SGB XII, K § 13 RdNr 73 ff mwN, Stand Novem-
ber 2014; Wahrendorf in Grube/Wahrendorf, SGB XII, 5. Aufl 
2014, § 13 RdNr 28; Hohm in Schellhorn/Hohm/Scheider, SGB 
XII, 19. Aufl 2015, § 13 RdNr 11).

Den Begriff der Einrichtung definiert § 13 Abs 2 SGB XII. 
Danach sind Einrichtungen (iS von § 13 Abs 1 SGB XII) „alle 
Einrichtungen, die der Pflege, der Behandlung oder sonsti-
gen nach diesem Buch zu deckenden Bedarfen oder der Er-
ziehung dienen.“ Eine JVA dient indes nicht der Deckung 
sozialhilferechtlich relevanter Bedarfe bzw der Pflege, der 
Behandlung oder der Erziehung, sondern dem wirksamen 
Vollzug von Straf- und Untersuchungshaft. Der Vollzug der 
Freiheitsstrafe soll Gefangene dazu befähigen, künftig in so-
zialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (§ 
1 des Gesetzes zur Regelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe 
in Nordrhein-Westfalen <StVollzG NRW> vom 13.1.2015 <GV 
NRW 2015, 76>); die Untersuchungshaft dient allein dem 
Zweck, durch eine sichere Unterbringung der Untersuchungs-
gefangenen die Durchführung eines geordneten Strafverfah-
rens zu gewährleisten und den in den gesetzlichen Haftgrün-
den zum Ausdruck kommenden Gefahren zu begegnen (§ 1 
Abs 1 Satz 2 UVollzG NRW; vgl auch BSG SozR 4-3250 § 145 
Nr 3 RdNr 43). Der Senat ist nicht gehindert, die landesrecht-
lichen Vorschriften zur Regelung des Vollzuges der Untersu-
chungshaft in NRW anzuwenden und auszulegen, weil das SG 
im angefochtenen Urteil selbst keine Feststellungen zum In-
halt des nordrhein-westfälischen Landesrechts getroffen hat 
(vgl BSGE 114, 147 = SozR 4-3500 § 92a Nr 1, RdNr 13; BSGE 
103, 39 = SozR 4-2800 § 10 Nr 1, RdNr 12; BSG Urteil vom 
21.9.2017 - B 8 SO 3/16 R - juris RdNr 10, zur Veröffentlichung 
in SozR 4 vorgesehen; Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/
Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, § 162 RdNr 7b mwN). 
Dass in einer JVA naturgemäß - wie bei jeder Form einer sta-
tionären Unterbringung - (auch) sozialhilferechtlich relevante 
Bedarfe des notwendigen Lebensunterhalts teilweise durch 
Sachleistungen der JVA gedeckt werden und die Behandlung 
der Gefangenen Grundlage der Erreichung des Vollzugsziels 
ist (§ 3 Abs 1 Satz 1 StVollzG NRW), rechtfertigt entgegen der 
Ansicht des Klägers keine abweichende Würdigung. Denn die 
(anteilige) Deckung sozialhilferechtlich relevanter Bedarfe ist 
nicht selbst Zweck, sondern Mittel zur Erreichung der Zwe-
cke der JVA.

Rechtsprechung
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Ein solches Verständnis des Einrichtungsbegriffs entspricht 
auch dem in den Gesetzgebungsmaterialien dokumentierten 
Willen des Gesetzgebers. Bereits unter Geltung des Bundes-
sozialhilfegesetzes (BSHG) war anerkannt, dass eine JVA 
keine Anstalt, kein Heim und keine gleichartige Einrichtung 
iS des § 97 Abs 4 BSHG ist (vgl Bundesverwaltungsgericht 
<BVerwG> Urteil vom 12.10.1993 - 5 C 38/92 - juris RdNr 14 
mwN). Die Vorschrift des § 97 Abs 4 BSHG sollte ohne inhalt-
liche Änderung in § 13 Abs 2 SGB XII übertragen werden (BT-
Drucks 15/1514, S 56 f; BSG SozR 4-5910 § 97 Nr 1 RdNr 19).
Schließlich stützen systematische Erwägungen diese Ausle-
gung. Die in § 98 Abs 4 SGB XII geregelte bereichsspezifische 
Gleichstellung von Einrichtungen zum Vollzug richterlich an-
geordneter Freiheitsentziehung und stationären Einrichtun-
gen bei Fragen der örtlichen Zuständigkeit und der Kosten-
erstattung zwischen Sozialhilfeträgern (§§ 106, 109 SGB XII) 
wäre nicht erforderlich, wenn es sich bei der JVA bereits um 
eine Einrichtung iS des § 13 Abs 2 SGB XII handelte (ebenso 
LSG Nordrhein-Westfalen Urteil vom 7.5.2012 - L 20 SO 55/12 
- juris RdNr 37; Luthe, aaO, K § 13 RdNr 73). Nichts anderes 
folgt aus § 7 Abs 4 Satz 2 SGB II, der den Aufenthalt in einer 
stationären Einrichtung dem Aufenthalt in einer Einrichtung 
zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentziehung 
gleichstellt (s oben). Sinn und Zweck von § 7 Abs 4 SGB II 
ist es, Leistungsberechtigte aufgrund objektiver, eindeutiger 
Kriterien entweder dem Leistungsspektrum des SGB II oder 
dem des SGB XII zuzuweisen. Durch das mit § 13 SGB XII ab-
gestimmte Begriffsverständnis einer „stationären Einrich-
tung“ (BSGE 116, 112 = SozR 4-4200 § 7 Nr 36, RdNr 36; BSG 
Urteil vom 2.12.2014 - B 14 AS 35/13 R - juris RdNr 20 f) in § 7 
Abs 4 SGB II wird die insoweit notwendige Harmonisierung 
der beiden Existenzsicherungssysteme erreicht. Maßgeblich 
für den Anspruchsausschluss nach § 7 Abs 4 Satz 1 SGB II ist 
damit der sozialhilferechtliche Einrichtungsbegriff (BSG Ur-
teil vom 2.12.2014 - B 14 AS 35/13 R - juris RdNr 21). Die von 
§ 7 Abs 4 Satz 2 SGB II angeordnete Gleichstellung von JVA 
und stationärer Einrichtung hinsichtlich des Leistungsaus-
schlusses nach § 7 Abs 4 Satz 1 SGB II wäre nicht erforderlich, 
wenn Einrichtungen zum Vollzug richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehung bereits Einrichtungen iS des § 13 Abs 2 
SGB XII wären.

Die Regelung des § 27b Abs 2 Satz 2 SGB XII findet jedoch 
analoge Anwendung auf die Bestimmung des notwendigen 
Lebensunterhalts eines Untersuchungsgefangenen, weil eine 
(unbewusste) planwidrige Regelungslücke bei einer vergleich-
baren Interessenlage mit in einer Einrichtung nach dem SGB 
XII untergebrachten Personen vorliegt (zu den Analogievor-
aussetzungen allgemein BSGE 116, 80 = SozR 4-5910 § 89 Nr 
1, RdNr 21 mwN).

Die ungewollte Gesetzeslücke ergibt sich daraus, dass der für 
die Gewährleistung des Existenzminimums in Einrichtungen 
zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentziehung 
notwendige Lebensunterhalt vom Gesetzgeber bisher nicht 
bestimmt worden ist. Die Begründungen des Gesetzentwurfs 
zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 
(BT- Drucks 15/1514 S 58 ff) sowie nachfolgender Gesetze-
sänderungen (ua BT-Drucks 17/3404 S 120 f) geben keine An-
haltspunkte dafür, dass dem Gesetzgeber die Notwendigkeit 
bewusst gewesen ist, bei der Bemessung des notwendigen 
Lebensunterhalts von Straf- und Untersuchungsgefangenen 
die tatsächlich existenzsichernd wirkenden Maßnahmen 

im Justizvollzug mit dem sozialhilferechtlichen Bedarf zur 
Sicherung eines menschenwürdigen Existenzminimums zu 
verklammern.

Das Gesetz ordnet die Gleichstellung des Aufenthalts in ei-
ner Einrichtung zum Vollzug richterlich angeordneter Frei-
heitsentziehung mit dem Aufenthalt in einer stationären 
Einrichtung nach § 13 Abs 2 SGB XII sowohl beim Ausschluss 
von Leistungen nach dem SGB II (§ 7 Abs 4 Satz 2 SGB II) 
als auch bei der Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit 
des Sozialhilfeträgers (§ 98 Abs 4, § 106 SGB XII) und bei der 
Kostenerstattung zwischen Sozialhilfeträgern (§ 109 SGB 
XII) an. Bei der Bemessung des notwendigen Lebensunter-
halts in Einrichtungen zum Vollzug richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehung hat der Gesetzgeber die entsprechende 
Geltung des § 27b SGB XII hingegen nicht angeordnet. Nach 
dem Wortlaut des § 98 Abs 4 SGB XII gilt die Regelung viel-
mehr ohne Bezugnahme auf § 27b SGB XII oder sonstige Vor-
schriften über die Bedarfsbemessung pauschal „für Hilfen an 
Personen, …“. Die hierin liegende planwidrige Lücke ist im 
Wege der gesetzesimmanenten Rechtsfortbildung durch eine 
entsprechende Anwendung des § 27b SGB XII zu schließen. In 
einigen Bundesländern hat der Landesgesetzgeber selbst die 
Lücke dadurch geschlossen, dass zumindest nach dem jewei-
ligen Maßregelvollzugsgesetz ein Barbetrag zur persönlichen 
Verfügung entsprechend § 27b Abs 2 SGB XII gewährt wird 
(vgl etwa § 11 MVollzG Hessen; § 11 MVollzG Niedersachsen; 
§ 14 Abs 4 MVollzG Sachsen-Anhalt; § 31 Abs 1 MVollzG Ham-
burg; § 22 Abs 2 MVollzG Saarland).

Der mit der Unterbringung in einer Einrichtung nach § 13 
Abs 2 SGB XII vergleichbaren (dazu gleich) Bedarfslage kann 
auch nicht über die Regelung des § 27a Abs 4 Satz 1 SGB XII 
(in der Normfassung des Regelbedarfsermittlungsgesetzes 
vom 24.3.2011) begegnet werden. Danach wird im Einzelfall 
der individuelle Bedarf abweichend vom Regelsatz festgelegt, 
wenn ein Bedarf ganz oder teilweise anderweitig gedeckt ist 
(Alternative 1) oder unabweisbar seiner Höhe nach erheblich 
von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht (Alternative 
2). Eine abweichende Bemessung des Bedarfs nach der ersten 
Alternative kommt in Abgrenzung zu den §§ 82 ff SGB XII 
nur in Betracht, soweit die tatsächlich bedarfsdeckende Zu-
wendung von einem Sozialhilfeträger als Leistung nach dem 
SGB XII erbracht wird (BSGE 99, 252 = SozR 4-3500 § 28 Nr 
3, RdNr 19; BSGE 106, 62 = SozR 4-3500 § 82 Nr 6, RdNr 36 
und 42; BSGE 112, 54 = SozR 4-3500 § 28 Nr 8, RdNr 22; BSG 
Urteil vom 24.2.2016 - B 8 SO 13/14 R). Die zweite Alternative 
lässt nach Wortlaut und Systematik ausschließlich eine höhe-
re Bemessung zu (vgl auch Parallelregelung in § 21 Abs 6 SGB 
II: „unabweisbarer Mehrbedarf“), um die es hier aber nicht 
geht (vgl Roscher in Bieritz-Harder/Conradis/Thie, LPK-SGB 
XII, 10. Aufl 2015, § 27a RdNr 21; Coseriu in Kommentar zum 
Sozialrecht, 4. Aufl 2015, § 27a SGB XII RdNr 10; aA Wahren-
dorf in Grube/Wahrendorf, SGB XII, 5. Aufl 2014, § 27a RdNr 
32 f; Falterbaum  in  Hauck/Noftz, SGB XII, K § 27a RdNr 66, 
Stand Juni 2015; Adolph in Adolph, SGB II, SGB XII, AsylbLG, 
§ 27a SGB XII RdNr 85, Stand März 2016; Schmidt in Oestrei-
cher, SGB II/SGB XII, § 27a SGB XII RdNr 42, Stand November 
2011; Gutzler in jurisPK-SGB XII, 2. Aufl 2014, § 27a RdNr 99). 
Ein Bedarf, der „unabweisbar“ seiner Höhe nach von einem 
durchschnittlichen Bedarf abweicht, ist nach allgemeinem 
Sprachverständnis ein Bedarf, der über den regelmäßigen 
(durchschnittlichen) Bedarf hinausgeht. Die Regelung in § 
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27a Abs 4 Satz 1 2. Alt SGB XII ermöglicht ihrer Systematik 
nach hingegen keine geringere Bemessung der Leistung, weil 
der Regelbedarf als pauschalierte Geldleistung grundsätzlich 
nicht in seine Bestandteile aufgeschlüsselt werden kann (vgl 
Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch - Rechtsvereinfachung - BT-Drucks 
18/8041 vom 6.4.2016 S 32). Anderenfalls ließe die Regelung 
in jedem Einzelfall (jedenfalls aber bei bestimmten Bedarfs-
lagen) die Prüfung zu, ob ein Bedarf tatsächlich anfällt oder 
(regelmäßig) bereits gedeckt ist und würde so zu einer in-
dividuellen Leistungsbemessung mit einem ggf geringeren 
Regelsatz führen. Die Gesetzesentwicklung bestätigt diese 
Auffassung. § 27a Abs 1 Satz 4 SGB XII wurde durch das Ge-
setz zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung 
des Zweiten und des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 
22.12.2016 (BGBl I 3159) mW vom 1.1.2017 geändert und sieht 
nunmehr in der 2. Alternative eine abweichende Bemessung 
ausdrücklich nur dann vor, wenn ein durch die Regelbedar-
fe abgedeckter Bedarf „unausweichlich in mehr als geringem 
Umfang oberhalb durchschnittlicher Bedarfe liegt … und die 
dadurch bedingten Mehraufwendungen begründbar nicht 
anderweitig ausgeglichen werden können“. Der Gesetzge-
ber hat in der Gesetzesbegründung dabei zum Ausdruck 
gebracht, dass er neben einer besseren Zitierbarkeit eine 
Klarstellung, nicht aber eine Besserstellung von Sozialhilfe-
berechtigten gegenüber geltendem Recht bezweckt hat (BT-
Drucks 18/9984 S 90).

Die Lebenssachverhalte Unterbringung in einer stationären 
Einrichtung iS des SGB XII und Unterbringung in einer JVA 
sind auch vergleichbar. Die Regelung des § 27b Abs 1 Satz 1 
SGB XII unterscheidet zwischen dem Lebensunterhalt, der 
nach anderen Vorschriften als dem dritten Kapitel des SGB 
XII tatsächlich erbracht wird und tatsächlich existenzsichernd 
wirkt, und dem weiteren notwendigen Lebensunterhalt, der 
bei stationärer Unterbringung ergänzend geleistet werden 
muss, um insgesamt die Gewährleistung eines menschen-
würdigen Existenzminimums sicherzustellen (zur „komple-
mentären Bedarfsdeckungsfunktion“ vgl BVerwG Urteil vom 
8.7.2004 - 5 C 42/03 - BVerwGE 121, 251 - juris RdNr 14 und 
20). Weder macht § 27b Abs 1 Satz 1 SGB XII Vorgaben zur 
inhaltlichen Ausgestaltung des nach anderen Vorschriften 
als dem dritten Kapitel des SGB XII tatsächlich erbrachten 
Lebensunterhalts, noch begrenzt § 27b Abs 1 Satz 2 SGB XII 
dessen Umfang und Höhe (vgl Behrend in jurisPK-SGB XII, 
2. Aufl 2014, § 27b RdNr 9 und 12). Vielmehr liegt § 27b Abs 1 
SGB XII die Wertung zugrunde, dass der notwendige Lebens-
unterhalt in Situationen, in denen die Gesamtverantwortung 
des Einzelnen für seine tägliche Lebensführung aufgehoben 
ist, zum größten Teil nach anderen Vorschriften als dem drit-
ten Kapitel des SGB XII tatsächlich erbracht wird: im geregel-
ten Fall einer stationären Einrichtung nach Maßgabe anderer 
Kapitel des SGB XII, im nicht geregelten Fall einer Einrich-
tung zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentzie-
hung werden der laufende Lebensunterhalt und der Bedarf 
an Krankenhilfe zum ganz überwiegenden Teil von der Haf-
tanstalt nach Maßgabe des jeweiligen Justizvollzugsrechts 
gedeckt (dazu Schlette, aaO, mwN; BSG SozR 4-3250 § 145 Nr 
3 RdNr 43). In stationären Einrichtungen übernimmt der Ein-
richtungsträger von der Aufnahme der leistungsberechtigten 
Person bis zu ihrer Entlassung nach Maßgabe eines ange-
wandten Gesamtkonzepts die Gesamtverantwortung für de-
ren tägliche Lebensführung (BSG SozR 4-3500 § 98 Nr 3 RdNr 

18; BVerwGE 95, 149, 150; Behrend, aaO, RdNr 30 mwN). 
In einer Einrichtung zum Vollzug richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehung ist dies erst recht der Fall (aA Behrend, 
aaO). Denn mit dem Entzug der Freiheit geht spiegelbildlich 
der Verlust der Selbstverantwortung einher. Im Rahmen des 
Straf- bzw Untersuchungshaftvollzugsverhältnisses ist es 
dem Einzelnen nur nach Maßgabe des jeweiligen Justizvoll-
zugsrechts möglich, Entscheidungen über die Befriedigung 
seiner Bedürfnisse zu treffen und Verantwortung für seine 
tägliche Lebensführung zu übernehmen.

Aufgrund der vergleichbaren Interessenlage ist es deshalb 
sachgerecht, leistungsberechtigten Personen in einer Ein-
richtung zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsent-
ziehung analog § 27b Abs 2 SGB XII weiteren notwendigen Le-
bensunterhalt zu gewähren. Hierzu zählt entsprechend § 27b 
Abs 2 Satz 2 SGB XII jedenfalls der Barbetrag zur persönlichen 
Verfügung in Höhe von mindestens 27 vH der Regelbedarfs-
stufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII. Der Barbetrag ist 
nicht analog § 27b Abs 2 Satz 4 SGB XII zu mindern. Denn die 
Möglichkeit einer bestimmungsgemäßen Verwendung des 
Barbetrags zur persönlichen Verfügung ist durch die vom SG 
nicht herangezogenen landesrechtlichen Regelungen, die der 
Senat deshalb selbst beurteilen kann (s oben) über den Voll-
zug der Untersuchungshaft nicht eingeschränkt. So ist auch 
das LSG NRW aufgrund einer Gesamtschau der Vorschriften 
des UVollzG in einem ähnlichen Fall zu dem Ergebnis gelangt, 
dass die landesgesetzliche Regelung Untersuchungshäftlin-
gen bezüglich eines bestimmten, eingeschränkten Kreises 
von Bedarfen eine Deckung mit eigenen Geldmitteln und 
damit ein selbständiges Wirtschaften nicht nur ermöglicht, 
sondern diese sogar voraussetzt (LSG Nordrhein-Westfalen 
Urteil vom 7.5.2012 - L 20 SO 55/12 - juris RdNr 55).

Zu Recht hat das SG das dem Kläger nur im Mai 2015 dar-
lehensweise gewährte Taschengeld in Höhe von 8,64 Euro 
nicht als Einkommen berücksichtigt. Es kann dabei offen 
bleiben, ob das Taschengeld, das nach den Feststellungen des 
SG gemäß § 11 Abs 5 UVollzG NRW „zur Überbrückung einer 
unverschuldeten Bedürftigkeit zu Beginn der Inhaftierung“ 
darlehensweise gewährt worden ist (vgl LT-Drucks 14/9864 
S 15), demselben Zweck wie die Hilfen nach dem dritten Ka-
pitel des SGB XII dient und deshalb nach § 83 Abs 1 SGB XII 
als Einkommen berücksichtigt werden darf. Denn Darlehen, 
die gewährt werden, um nach Antragstellung bzw Kenntnis 
des Sozialhilfeträgers angefallene existenzielle Bedarfe zu de-
cken, sind wegen der von Anfang an bestehenden Rückzah-
lungsverpflichtung eine nur vorübergehend zur Verfügung 
gestellte Leistung, die bei der Hilfe zum Lebensunterhalt 
nicht als Einkommen zu berücksichtigen ist (BSGE 112, 67 = 
SozR 4-3500 § 92 Nr 1, RdNr 26; BSG Urteil vom 23.8.2013 -  
B 8 SO 24/11 R - juris, RdNr 25).

[...]
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Willi Wilhelm

Taschengeld nach dem SGB XII für die Dauer der Untersuchungshaft
Anmerkung zu BSG – Urteil vom 14. Dezember 2017 – B 8 SO 16/16 R

Zum Thema Taschengeld für Untersuchungsgefangene kann 
man zunächst für die betroffenen Insassen in Untersuchungs-
haft Positives vermelden. Das Bundessozialgericht hat in seiner 
Entscheidung vom 14.12.2017 zu B 8 SO16/16 R eine weitrei-
chende Entscheidung zur Höhe des sogenannten „Barbetrags“ 
getroffen. In der Vergangenheit wurde hinsichtlich des Bedarfs 
an Taschengeld in der Untersuchungshaft – u.a. zum Kauf von 
Zusatznahrung und Genussmitteln bzw. wegen kultureller 
Teilhabe – einen Betrag von 10% der Regelbedarfsstufe 1 vom 
Gesetzgeber und von den zuständigen kommunalen Trägern 
der Sozialhilfe als ausreichend erkannt und bewilligt.

Die aktuelle Entscheidung B 8 SO16/16 R bestimmt die 
Höhe des Taschengeldes für 
Untersuchungsgefangene nicht 
mehr mithilfe eines geschätz-
ten Bedarfs, sondern orientiert 
sich vielmehr an dem Barbetrag 
für stationär untergebrachte 
Hilfsbedürftige. Insofern stellt 
diese neue Rechtsprechung eine 
ganz erhebliche Verbesserung 
für Betroffene dar. Das Bun-
dessozialgericht hat – auch für 
viele Vollzugspraktiker über-
raschend – entschieden, dass 
das Taschengeld für Untersu-
chungsgefangene in der Höhe 
dem Barbetrag nach § 27b Abs. 
2 des SGB XII zu entsprechen 
hat, dieser Barbetrag nunmehr 
bei 27% der Regelbedarfsstu-
fe 1 liegt und aktuell 112,32 €  
beträgt.

Zwischenzeitlich haben einige Landesjustizministerien 
ihre relevanten Untersuchungshafteinrichtungen auf diese 
nicht unerhebliche Verbesserung der wirtschaftlichen Exis-
tenzsicherung von Untersuchungsgefangenen aufmerksam 
gemacht. Die – nach erfolgreichem Widerspruch – ersten po-
sitiven Bescheide (Februar 2018) von den kommunalen Leis-
tungsträgern in Höhe von 112,32 € pro Monat liegen bereits 
vor. So weit und so gut für die Untersuchungsgefangenen, die 
einen Anspruch auf Taschengeld nach dem SGB XII haben und 
sich über mehr als eine Verdoppelung der Sozialleistungsbezü-
ge freuen dürfen.

Es gibt bei dieser Neuregelung aber auch eine Kehrseite der 
Medaille: Mehrere und für den Vollzug der Untersuchungshaft 
gravierende Aspekte kamen bei den Überlegungen zur Neure-
gelung zum Bezug von Taschengeld in der Untersuchungshaft 
zu kurz bzw. wurden m.E. negiert, und so stößt die Neurege-
lung und die damit gravierende wirtschaftliche Verbesserung 
der Untersuchungsgefangenen im Untersuchungshaftvollzug 
auf mehrere Problematiken:

Es wird künftig schwieriger, Untersuchungsgefangene für 
Arbeit (auf freiwilliger Basis) in der Justizvollzugsanstalt zu 
gewinnen, da es wirtschaftlich gesehen keinen echten Anreiz 
mehr gibt, eine Arbeit anzunehmen.

Das Abstandsgebot ist bei der Höhe des neuen Taschen-
geldes von 112,32 € pro Monat nicht mehr gegeben. Es gibt 
Lohnstufen bzw. auftragsgebundene Beschäftigung, bei denen 
das erzielte Arbeitsentgelt nicht an den neuen Taschengeldta-
rif für Untersuchungsgefangene nach dem SGB XII heranreicht 
(auch hier sollte eigentlich der Angleichungsgrundsatz greifen: 
Arbeit soll sich im Vergleich zu staatlichen Sozialleistungen 
lohnen). Die Arbeitsentgeltsätze im Justizvollzug halten da-
her der aktuellen Rechtsprechung zum Taschengeldbezug für 
Untersuchungsgefangene nach dem SGB XII nicht mehr stand; 
es besteht dort dringender Handlungsbedarf.

Wenn das erzielte Arbeitsentgelt eines freiwillig arbei-
tenden Untersuchungsgefangenen im Monat X wegen einer 
prekären Beschäftigung z.B. nur bei 60 € liegt, könnte er auf 
die Idee kommen zu beantragen, dass ihm im Rahmen einer 
„Aufstockung“ der Differenzbetrag zum neuen Taschengeld-
satz von 112,32 € bewilligt wird. Ein erheblicher bürokratischer 
Aufwand sowohl für das vollzugliche Arbeitswesen als auch für 
die kommunalen Leistungsträger.

Für 2018 wurde z.B. in Baden-Württemberg ein pfän-
dungsfreier Betrag zur Deckung persönlicher Bedürfnisse 
bei Untersuchungsgefangenen in Höhe von 83,20 € monat-
lich festgelegt. Das Taschengeld für Untersuchungsgefange-
ne ist durch das Urteil des Bundessozialgerichts auf 112,32 € 
monatlich festgesetzt. Auch diesbezüglich ergeben sich neue 
Problematiken. Es müsste nämlich dringend der Pfändungs-
freibetrag erhöht werden, denn ansonsten würden bei Vor-
liegen einer Pfändung dem Untersuchungsgefangenen der 
83,20 € übersteigende Betrag gepfändet werden. Hier ist auf 
den Rechtsgedanken des § 850f Abs. 1 Buchst. a sowie § 850k 
Abs. 6 ZPO zu verweisen. Keinesfalls sollen jedoch Sozialleis-
tungen nach SGB II oder SGB XII zur Tilgung von Schulden 
eingesetzt werden. Nebenbei bemerkt: Die kommunalen 
Leistungsträger wären nicht erfreut, wenn sie faktisch die 
Tilgung von Schulden von Untersuchungsgefangenen durch 
die Hintertür übernehmen.

In Justizvollzuganstalten mit hohem Ausländeranteil in 
der Untersuchungshaft besteht die Gefahr einer Neid-Debatte, 
weil das Taschengeld nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
nicht gleichzeitig angehoben wurde. In einem ohnehin oftmals 
latent ausländerfeindlichen Milieu ist das natürlich Gift für 
das Klima innerhalb einer Justizvollzuganstalt.

Gleiches gilt in Justizvollzuganstalten mit Mischvollzug. 
Der aktuelle Taschengeldsatz für Insassen im normalen Straf-
vollzug (bedürftig und unverschuldet ohne Arbeit) beträgt ak-
tuell 38,64 €. Auch hier tut sich nicht nur eine große Differenz 
sondern geradezu eine Kluft auf zum Taschengeld für Untersu-
chungsgefangene nach dem SGB XII. Bezüge von Taschengeld 
im Strafvollzug, nach Strafvollzugsgesetz in der Strafhaft und 
in der Untersuchungshaft nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz oder dem SGB XII sollten keine allzu großen Differenzen 
in den Betragshöhen aufweisen, da man sich ansonsten vom 
Gleichbehandlungsgebot verabschiedet und ungerechtfertigte 
Privilegien aufbaut, die aktuell für die Bezieher von Taschen-
geld in der Untersuchungshaft nach SGB XII zwar komforta-
bel, für den Strafvollzug aber nur schwer handhabbar sind.

Willi Wilhelm

Referent für Öffentlichkeitsarbeit

Badischer Landesverband für 

soziale Rechtspflege und ge-

schäftsführender Sozialarbei-

ter bei der Justizvollzugsanstalt 

Karlsruhe

willi.wilhelm@jvakarlsruhe.
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Weichen gestellt für den Justizvollzug? 

Herausforderungen und Strategien

Der Strafvollzug in Deutschland braucht dringend neue Weichenstellungen, will er 
seine zukünftigen Herausforderungen bewältigen. Diese sind angesichts der Folgen 
der Föderalismusreform nicht leicht zu entwickeln, geschweige denn umzusetzen. 
Einer der profiliertesten Journalisten Deutschlands, Professor Heribert Prantl, 
kritisiert in diesem Buch, dass durch die Föderalismusreform die Debatte über den 
Strafvollzug zerstückelt und minimalisiert wurde. Sie findet und fand zwar noch 
in den einzelnen Ländern statt, aber sie findet nicht mehr zusammen. Das ist aus 
Prantls Sicht bitter, das ist eine der schlechtesten Folgen der Föderalismusreform. 
Aus seiner Sicht ist der Strafvollzug wieder dort, wo er die meiste Zeit war, seitdem 
es einen Strafvollzug gibt: im Dunkeln. Die Föderalismusreform habe etwas Schlim-
mes angerichtet: Sie habe sowohl die Wissenschaft vom Strafvollzug marginalisiert 
als auch die gesellschaftliche Debatte über den Strafvollzug gekillt.

Dabei gibt es hinter Gittern viel zu tun. Es geht um Gewaltprävention, um eine 
Neubewertung des Themas Erziehung und Behandlung, um Opferschutz und um 
die vollzugliche Berufsmoral. Da der Strafvollzug zunehmend zum Sammelbecken 
für psychiatrisch auffällige Straftäter wird, werden dringend flächendeckende Kon-
zepte benötigt. Immer mehr kranke Gefangene kommen in die Gefängnisse, was 
zu einer Kostenexplosion bei Arzneimitteln und medizinischer Versorgung führt. 
Der Strafvollzug spürt aufgrund der guten Konjunktur in Deutschland zudem den 
Fachkräftemangel. Radikalisierung, Salafismus und Islamfeindlichkeit entwickeln 
sich zu Brennpunkten. Nachweise für Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Behand-
lung im Justizvollzug werden eingefordert. Und auch das Thema Flüchtlinge ist im 
Strafvollzug angekommen. 

Mit Band 1 der neu geschaffenen Schriftenreihe von „Forum Strafvollzug“ ver-
öffentlichen wir die Vorträge der bundesweiten Fachtagung „Weichen gestellt für 
den Justizvollzug?“, die vom 27. – 29. September 2015 in der Katholischen Akademie 
Stapelfeld in Kooperation mit dem Niedersächsischen Justizministerium und dem 
Kriminalpädagogischen Verein Oldenburg stattfand. 170 Expertinnen und Experten 
und namhafte Referentinnen und Referenten diskutierten und berieten drei Tage 
über Herausforderungen und neue Strategien für den Strafvollzug. 
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Weichen gestellt für den Justizvollzug? 

Herausforderungen und Strategien

Der Strafvollzug in Deutschland braucht dringend neue Weichenstellungen, will er 
seine zukünftigen Herausforderungen bewältigen. Diese sind angesichts der Folgen 
der Föderalismusreform nicht leicht zu entwickeln, geschweige denn umzusetzen. 
Einer der profiliertesten Journalisten Deutschlands, Professor Heribert Prantl, 
kritisiert in diesem Buch, dass durch die Föderalismusreform die Debatte über den 
Strafvollzug zerstückelt und minimalisiert wurde. Sie findet und fand zwar noch 
in den einzelnen Ländern statt, aber sie findet nicht mehr zusammen. Das ist aus 
Prantls Sicht bitter, das ist eine der schlechtesten Folgen der Föderalismusreform. 
Aus seiner Sicht ist der Strafvollzug wieder dort, wo er die meiste Zeit war, seitdem 
es einen Strafvollzug gibt: im Dunkeln. Die Föderalismusreform habe etwas Schlim-
mes angerichtet: Sie habe sowohl die Wissenschaft vom Strafvollzug marginalisiert 
als auch die gesellschaftliche Debatte über den Strafvollzug gekillt.

Dabei gibt es hinter Gittern viel zu tun. Es geht um Gewaltprävention, um eine 
Neubewertung des Themas Erziehung und Behandlung, um Opferschutz und um 
die vollzugliche Berufsmoral. Da der Strafvollzug zunehmend zum Sammelbecken 
für psychiatrisch auffällige Straftäter wird, werden dringend flächendeckende Kon-
zepte benötigt. Immer mehr kranke Gefangene kommen in die Gefängnisse, was 
zu einer Kostenexplosion bei Arzneimitteln und medizinischer Versorgung führt. 
Der Strafvollzug spürt aufgrund der guten Konjunktur in Deutschland zudem den 
Fachkräftemangel. Radikalisierung, Salafismus und Islamfeindlichkeit entwickeln 
sich zu Brennpunkten. Nachweise für Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Behand-
lung im Justizvollzug werden eingefordert. Und auch das Thema Flüchtlinge ist im 
Strafvollzug angekommen. 

Mit Band 1 der neu geschaffenen Schriftenreihe von „Forum Strafvollzug“ ver-
öffentlichen wir die Vorträge der bundesweiten Fachtagung „Weichen gestellt für 
den Justizvollzug?“, die vom 27. – 29. September 2015 in der Katholischen Akademie 
Stapelfeld in Kooperation mit dem Niedersächsischen Justizministerium und dem 
Kriminalpädagogischen Verein Oldenburg stattfand. 170 Expertinnen und Experten 
und namhafte Referentinnen und Referenten diskutierten und berieten drei Tage 
über Herausforderungen und neue Strategien für den Strafvollzug. 
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